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Beginn: 10:03 Uhr

Präsidentin Kristina Herbst: 
Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich eröffne die heutige Sitzung und begrüße Sie 
alle sehr herzlich. Ich darf Ihnen mitteilen, dass 
wir weiterhin erkrankte Kolleginnen und Kollegen 
haben: Von der CDU-Fraktion ist es der Abgeord-
nete Patrick Pender, von der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN die Abgeordnete Anna Langsch 
und von der Landesregierung Ministerin Dr. Sütter-
lin-Waack. Wir wünschen von dieser Stelle aus gute 
Besserung!

(Beifall)
Von der Landesregierung ist heute Nachmittag 
Minister Schrödter entschuldigt. Die Abgeordneten 
Lukas Kilian und Dirk Kock-Rohwer haben sich 
heute abgemeldet, der Abgeordnete Dirk Kock-
Rohwer nachmittags ab 16 Uhr und der Abgeord-
nete Kilian ganztags. Gegebenenfalls gibt es noch 
eine weitere Abmeldung, aber die ist jetzt noch 
nicht offiziell? – Es fühlt sich keiner angesprochen.
Begrüßen Sie mit mir herzlich auf der Tribüne 
unseren Landeskirchlichen Beauftragten für Schles-
wig-Holstein, Dr. Wilko Teifke, von der Landes-
elternvertretung Frau Jessen und Frau Böhm so-
wie Mitglieder des Seniorenkreises Kiel/Malente. – 
Herzlich willkommen!

(Beifall)
Ich rufe die Tagesordnungspunkte 7 A, 27 und 35 
auf:

Gemeinsame Beratung

a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Kindertagesförderungsgesetzes

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/1599

Bericht und Beschlussempfehlung des Sozial-
ausschusses
Drucksache 20/1727

b) Mehr Plätze und Qualität in den Kitas stär-
ken

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 20/1691

c) Endlich auf die Kita-Krise reagieren – Kita-
Schließungen verhindern

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/1711

Umfassende Maßnahmen für unsere Kleins-
ten im Land

Alternativantrag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/1742

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall. Dann erteile ich zu a) der Bericht-
erstatterin des Sozialausschusses, der Abgeordneten 
Katja Rathje-Hoffmann, das Wort.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ich verweise auf die 
Vorlage.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Vielen Dank, Frau Berichterstatterin. – Mit dem 
Antrag zu b) wird ein Bericht in dieser Tagung 
erbeten. Ich lasse zunächst darüber abstimmen, ob 
dieser Bericht in dieser Tagung gegeben werden 
soll. Wer dem zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das ist einstimmig, wunderbar, dann hal-
ten wir das so.
Für die Landesregierung erteile ich das Wort der 
Ministerin für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, 
Integration und Gleichstellung, Aminata Touré.

Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Gestern haben viele tol-
le Fachkräfte vor dem Landeshaus für ein verläss-
liches Kitasystem geworben, und ich habe mich 
gefreut, dass sie da waren. Kinder haben das Recht, 
frühkindliche Bildung zu erhalten. Eltern müssen 
die Sicherheit haben, dass sie ihre Kinder morgens 
abgeben können, und Fachkräfte dürfen am Ende 
nicht diejenigen sein, die die Hauptlast tragen, weil 
es zu wenig Kolleg_innen gibt.
Deshalb ist der Schwerpunkt meiner Kitapolitik 
unsere Fachkräfte-Stärken-Strategie: Maßnahmen 
wie Quereinstieg, Aufwertung von unterstützenden 
Kräften wie Helfenden Händen, Aufstiegsmöglich-
keiten von SPA oder der verstärkte Einsatz von 
Menschen mit ausländischem Abschluss – wohl 
wissend, dass jede Maßnahme, die auch nur im An-
satz den Anschein erwecken könnte, dass Qualität 
abgemildert werden könnte, zu lautstarker Kritik 
führen könnte.
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Meine Entgegnung zu den vermeintlich qualitätsab-
senkenden Maßnahmen ist: Die schlechteste Kita 
ist eine geschlossene Kita.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Die FDP hat um einen Bericht zu drei zentralen 
Punkte gebeten: Investitionsprogramm, Fachkräfte-
strategie und Elterndeckel, und ich möchte Ihnen 
gern darstellen, was wir tun.

Zum Investitionsprogramm: Als Land unterstützen 
wir die Kommunen beim Ausbau der Plätze, und 
ich spreche von unterstützen, weil wir nicht ein-
fach ignorieren können, dass diese Aufgabe in der 
Verantwortung der Kommunen liegt. Die Jamaika-
koalition hat mit dem Sofortprogramm 2019 und 
dem Landesinvestitionsprogramm 2019 bis 2024 
den Kommunen insgesamt über 106 Millionen Euro 
für den Ausbau zur Verfügung gestellt, und diese 
Investitionen wirken. In den letzten fünf Jahren 
konnten so 13.000 zusätzliche Plätze geschaffen 
werden. Mit den restlichen 28 Millionen Euro kön-
nen wir die Kommunen auch im nächsten Jahr 
weiter unterstützen. Für die Jahre darauf müssen 
wir uns das gemeinsam neu anschauen. Es ist noch 
nicht klar, ob der Bund ein weiteres Investitionspro-
gramm auflegen wird.

Die SPD bezieht sich in ihrem Antrag mit den feh-
lenden Plätzen auf die Bertelsmann-Studie, und die 
möchte ich gern einmal einordnen. Bei der Frage 
ging es um Betreuungswünsche. Es ist auch berech-
tigt, diese abzufragen. Diese wurden ins Verhältnis 
zu den realen Betreuungsquoten gesetzt. Es geht 
nicht um festgestellte Bedarfe der Eltern, die bei 
den örtlichen Trägern angemeldet wurden. Wichtige 
Anhaltspunkte für die tatsächlichen Bedarfe bietet 
die Warteliste des KitaPortals, und es sind 7.800 
Kinder, die auf einer Warteliste stehen. Das ist nach 
wie vor eine viel zu hohe Zahl.

Dieses Problem besteht leider schon seit Jahren, 
und deshalb muss man selbstkritisch festhalten, 
dass wir gemeinsam mit den Kommunen mehr Plät-
ze schaffen müssen. Aber alles steht und fällt mit 
den Fachkräften. Zwischen 2011 und 2022 hat sich 
die Anzahl der Beschäftigten um 75 Prozent erhöht. 
Das zeigt, dass es richtig war und dass es richtig ist, 
so viel in den Bereich Fachkräfte zu investieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Was wir aber auch feststellen ist, dass in einigen 
Kitas der Personalschlüssel wegen des Fachkräfte-
mangels nicht gehalten werden kann. Deshalb ist 

– noch einmal gesagt – unser politischer Schwer-
punkt die Fachkräfte-Stärken-Strategie.
Wo stehen wir hier aktuell? – Die kurzfristigen 
Maßnahmen umfassen Helfende Hände, sozialpäd-
agogische Assistent_innen als Gruppenleitung und 
die Erleichterung des Quereinstiegs. All diese Maß-
nahmen haben wir in eineinhalb Jahren umgesetzt.
Die mittelfristigen Maßnahmen umfassen: Klein-
steinrichtungen unterstützen, Erhöhung der Verfü-
gungszeiten und eine Ausweitung der Ausbildungs-
kapazitäten. Letzteres haben wir gemeinsam mit 
dem Bildungsministerium umgesetzt. Wir haben 
derzeit 3.000 SPA und 4.300 Erzieher_innen in 
Ausbildung.
Die langfristigen Maßnahmen umfassen Helfende 
Hände in allen Kitas und die Anhebung des Betreu-
ungsschlüssels auf 2,5. Das wollen wir weiterhin 
perspektivisch erreichen.
Weil wir wissen, dass neue Maßnahmen ein biss-
chen Zeit brauchen, bis sie überall bekannt sind, 
werden wir im nächsten Jahr durch Informations-
veranstaltungen das Ganze unterstützen und es im 
Land noch bekannter machen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Nun fordert die SPD eine echte Fachkräftestär-
kungsstratgie – die wir bereits haben; das be-
schreibt der Antrag der Koalitionsfraktionen sehr 
gut. Seit Monaten kritisieren Sie uns für unsere 
Strategie, ohne einen eigenen Vorschlag zu machen. 
Nun machen Sie einen mit Punkten, die Teil unserer 
Strategie sind. Ich finde, man kann nicht sagen, es 
fehle Personal in den Kitas, und dann gegen unsere 
Maßnahmen des Quereinstiegs sein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Im Übrigen haben wir den Quereinstieg so geregelt, 
dass Qualitätsstandards Voraussetzung sind. Damit 
sind wir vielen Bundesländern weit voraus.
Darüber hinaus stellen Sie weitere finanzstarke For-
derungen: Beitragsfreiheit für Eltern und mehr Geld 
für im Prinzip alles.
Zum Elternbeitrag. Ich finde, dass die Jamaika-Ko-
alition eine massive Entlastung für Eltern geschaf-
fen hat. Das wird auch im nächsten Jahr so bleiben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Ich möchte sehr deutlich sagen: Unser Kitasystem 
finanziert sich aus Mitteln der Kommunal-, Landes- 
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und Bundesförderung und natürlich auch aus den 
Elternbeiträgen. Die Gesamtsumme im Kitasystem 
beläuft sich damit auf rund 1,7 Milliarden Euro. 
Als Land finanzieren wir rund 700 Millionen Euro 
im Kitasystem, den gedeckelten Beitrag, die Entlas-
tung der Kommunen und Qualitätsmaßnahmen.
Es ist realitätsfern, die Finanzverantwortung aus-
schließlich beim Land zu sehen. Es ist auch reali-
tätsfern, wenn man keinen eigenen Finanzierungs-
vorschlag nennen kann, weder in einer eigens ein-
berufenen Pressekonferenz noch in einem Plenaran-
trag.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Man kann nicht alles wollen und gleichzeitig kei-
ne Antwort auf die Frage haben, wer das alles 
finanzieren soll. Sie haben dem Kürzungshaushalt 
der Landesregierung entnehmen können, dass wir 
zu unserer politischen Aussage stehen, die Finan-
zierung im Kitasystem beizubehalten – entgegen 
gegenläufigen Behauptungen. Mehr sogar: Es sind 
96 Millionen Euro zusätzlich vorgesehen.
Der Wehrmutstropfen ist die Gruppenerweiterung 
bei Schulhorten in Kitas für ältere Kinder. Dennoch 
haben wir uns zu unserer Aussage bekannt.
Wo stehen wir gerade in unserer gesamten Kitapo-
litik? – Die Evaluationsergebnisse zum Kitagesetz, 
auf die wir alle seit Jahren warten, werden Mitte 
Februar 2024 vorliegen. Dann werden wir nächstes 
Jahr mit allen Beteiligten dieses Gesetz auf neue 
Beine stellen und das neue Kitasystem für Schles-
wig-Holstein zu Ende stricken.
Was muss das Ergebnis sein? – Dass die Fachkräf-
te Kinder bestmöglich unterstützen, sie in ihren in-
dividuellen Eigenschaften annehmen, wertschätzen 
und fördern können. Qualitätssicherung muss sein, 
weil Land, Kommunen und Eltern viel Geld in das 
System geben. Wir müssen gleichzeitig sicherstel-
len, dass es den Kindern gut geht.
Ich denke, wir sind uns einig, dass nicht alles Bü-
rokratische notwendig ist, was heute insbesondere 
von Leitungen gefordert wird. Wir brauchen ausrei-
chende und gesunde Fachkräfte. Wir müssen die 
Arbeitsbedingungen verbessern. Wir müssen anders 
über diesen Beruf reden. Ich höre immer wieder 
von Fachkräften, wie gerne sie trotz aller Umstände 
aktuell ihren Job machen und wie er sie immer 
wieder erfüllt. Das ist die beste Werbung für diesen 
Beruf.
Lassen Sie uns gemeinsam über ihre wichtige und 
tolle Arbeit positiv sprechen; denn wir brauchen 

verlässliche Kitas. Wir müssen Leitungen Sicher-
heit und Leitlinien an die Hand geben. Wir werden 
PerspektivKitas auf den Weg bringen und somit 
Kindern, die Unterstützung brauchen, einen besse-
ren Weg in ihre Zukunft ebnen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Das wird in der aktuellen Haushaltslage natürlich 
nicht leicht sein, aber es hat bei uns eine hohe Prio-
rität. Zu guter Letzt ist eine geteilte Finanzverant-
wortung zwischen Bund, Ländern und Kommunen 
von Bedeutung – all das, um verlässliche Kitas für 
die Kleinsten und die Eltern sicherzustellen, um 
Fachkräfte in den Kitas zu halten und neue zu ge-
winnen. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Die Ministerin hat die vereinbarte Redezeit um eine 
Minute 35 Sekunden überzogen. Das steht dann 
auch allen weiteren Rednern zu.

Ich eröffne die Aussprache. Zunächst erteile ich das 
Wort dem Abgeordneten Dr. Heiner Garg von der 
FDP-Fraktion.

Dr. Heiner Garg [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr geehrte Frau Ministerin, ich möchte versöhn-
lich beginnen und mich bei Ihren Mitarbeitenden 
sehr herzlich für den Bericht bedanken. Sie haben 
eine ganze Menge gesagt, das ich weder falsch fin-
de, noch könnte ich etwas dagegen haben.

Sie haben auf die Erfolge der Kitareform unter der 
Jamaikaregierung hingewiesen. Außerdem haben 
Sie eine klare Aussage getroffen, für die ich im 
Namen der FDP-Fraktion Danke sage. Sie haben 
nämlich gesagt, dass auch im kommenden Jahr der 
Beitragsdeckel stabil bleibe, dass er nicht dynami-
siert werde. Das heißt, dass der Maximalbeitrag in 
Schleswig-Holstein für die Eltern nicht steigt. Ich 
denke, da habe ich Sie richtig verstanden.

Frau Ministerin, dafür können Sie sich aber ehrli-
cherweise nicht feiern lassen; denn Sie haben es ein 
halbes Jahr lang zugelassen, dass sich diese Verun-
sicherung im Land breitgemacht hat. Das müssen 
Sie sich zurechnen lassen.

(Beifall FDP, SPD und SSW)
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Sie hätten von Anfang an ganz klar sagen müssen – 
ein Kernelement der Kitareform, die mit einer über-
wältigend großen Mehrheit in diesem Parlament 
in der vergangenen Legislaturperiode beschlossen 
wurde –, dass sich Eltern nie mehr Sorgen machen 
müssen, dass Beiträge in schwindelerregende Hö-
he getrieben werden, wie wir sie in Schleswig-Hol-
stein zum Teil vorgefunden hatten. Frau Ministerin, 
das werden Sie sich auch weiter anhören müssen. 
Das war in der Außenkommunikation alles andere 
als gelungen.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Dasselbe gilt für einen Gesetzentwurf, den wir heu-
te in abgespeckter Form miteinander verabschieden 
wollen. Der ursprüngliche Kern des Gesetzentwurfs 
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Union, 
also der Formulierungshilfe, war in Wahrheit nicht 
die Anpassung der Beträge nach dem Kitagesetz, 
sondern das Verschieben der Übergangsphase um 
ein Jahr. Wir reden weder über den Erhebungszeit-
raum – geschenkt –, wir reden auch nicht über das 
Verschieben der Evaluierungsphase von vier Mona-
ten – geschenkt. Dagegen hat auch niemand etwas. 
Was erreicht werden sollte – und zwar unter rein 
fiskalpolitischen Aspekten, und das ist das, was ich 
Ihnen vorwerfe –, war, dass die Konsequenzen aus 
der Evaluierung um ein Jahr verschoben werden. 
Frau Ministerin, das hätten Sie verhindern müssen.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Sie hätten rechtzeitig das Gespräch auf Augenhöhe 
mit allen Beteiligten am Kitareformprozess suchen 
müssen. Was Sie im ablaufenden Jahr geschafft ha-
ben, ist, dass zwei Gesetzentwürfe von Ihnen so 
krachend in Anhörungen durchgefallen sind, wie 
ich das in 20 Jahren Parlamentszugehörigkeit selten 
erlebt habe. Ich habe selten erlebt, dass Gesetzent-
würfe, die ursprünglich als Formulierungshilfe ge-
dacht waren oder tatsächlich aus Ihrem Haus stam-
men, so in Anhörungen gescheitert sind, wie dies 
gleich bei zweien allein in diesem Jahr der Fall 
war. Frau Ministerin, da hätten Sie eine ganz andere 
Kommunikationsstrategie wählen müssen.

Um das auch klar zu sagen: Es ist nicht alles rich-
tig, was auf einmal an Forderungen im Raum steht. 
Das ist sehr deutlich einzuräumen.

Was hat die Kitareform erstmals geschafft? – Die 
Kitareform hat zum allerersten Mal einen verbindli-
chen Anteil des Landes an der Gesamtfinanzierung 
festgeschrieben, und zwar einen verbindlichen An-
teil pro Kind.

(Werner Kalinka [CDU]: So ist es! Es hat 
keine Gewinner!)

Das ist Gesetzesgrundlage, und daran hat sich auch 
jeder zu halten – alle Beteiligten.

(Werner Kalinka [CDU]: So ist es!)

Die Beteiligten – das haben nicht nur die Aktionen 
gestern bewiesen, sondern das hat auch der Brand-
brief der LAG sehr deutlich unterstrichen – reichen 
Ihnen ja die Hand.

(Zuruf CDU: Ja!)

Das, was im letzten Jahr in dem Prozess an Vertrau-
en zerstört wurde, kann wieder aufgebaut werden, 
wenn man sich jetzt zusammenrauft. Und wirklich, 
diese Evaluation – da lese ich im Übrigen: Das 
ist so ein Versprechen des ehemaligen Sozialminis-
ters –, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist nicht ein 
Versprechen des ehemaligen Sozialministers, das ist 
ein Gesetz, das dieses Parlament beschlossen hat, 
und zwar mit großer Mehrheit.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Liebe Eka von Kalben – Sie haben gerade so kri-
tisch geguckt –, Sie haben das mit beschlossen.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hä, ich habe geguckt? – Dr. Bernd 
Buchholz [FDP]: Sie guckt manchmal so! – 
Heiterkeit)

Ich staune manchmal, dass offensichtlich – bei 
manchen jedenfalls – der Eindruck herrscht, mit 
der Verabschiedung der Kitareform sei das Ding 
irgendwie erledigt. Das Gegenteil ist der Fall. Die 
Evaluierung ist genauso anstrengend wie der Ent-
stehungsprozess. Deswegen ist es kontinuierlich die 
Aufgabe – Frau Ministerin, es ist auch Ihre persön-
liche Aufgabe –, dafür zu sorgen, dass die Weiter-
entwicklung dieser Kitareform, damit sie zum Er-
folg wird, ganz oben auf der Agenda steht.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch gar keine Frage!)

Bisher kann ich diesen Elan, den Sie bei anderen 
Themen durchaus versprühen und an den Tag legen, 
bei der Kitareform nicht erkennen.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)

Mir ist die angespannte Haushaltslage durchaus 
bewusst; ich kenne übrigens noch angespanntere 
Haushaltslagen zwischen 2009 und 2012. Aber wer 
gut zugehört hat, der weiß: Wir diskutieren ja noch 
nicht einmal mehr über weitere Elternentlastung. 
Das findet ja gar nicht mehr statt. Die Landeseltern-
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vertretung reibt Ihnen aus meiner Sicht zurecht die 
Versprechungen aus beiden Wahlprogrammen – lie-
ber Werner Kalinka, auch aus dem Wahlprogramm 
der CDU – genüsslich unter die Nase: Mehr Qua-
lität, noch geringere Elternbeiträge! Nichts davon 
hat stattgefunden, seit es diese Regierung gibt – gar 
nichts.

(Beifall FDP, SPD und SSW)
Das Schöne, sehr geehrte, liebe Aminata Touré, am 
Minister- oder Ministerin-Sein ist ja, dass man Ent-
scheidungsspielräume hat, dass man Einfluss hat, 
dass man auch Macht hat, Dinge zu bewegen.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Muss man aber 
auch nutzen!)

Ich empfehle Ihnen dringend, für den Rest der Le-
gislaturperiode im Bereich Kita genau davon Ge-
brauch zu machen, übrigens auch gegenüber der 
Finanzministerin.

(Beifall SPD und Christian Dirschauer 
[SSW])

Es ist den Eltern relativ egal, ob Sie zehn Mal 
erzählen: „Wir müssen noch Haushaltsberatungen 
abwarten“, oder: „Die Lage ist schlecht“. Das ist 
eine Frage der Prioritätensetzung.

(Peter Lehnert [CDU]: Haushaltsberatungen 
haben also keine Priorität!)

Ich erwarte, dass Sie die Versprechungen aus Ih-
rem Koalitionsvertrag im Hinblick auf die Weiter-
entwicklung der Kitareform, im Hinblick auf das 
weitere Absenken der Beiträge und die Steigerung 
der Qualität, endlich einhalten, und zwar alle zu-
sammen, Schwarz und Grün, so wie Sie regieren. 
Wir werden Ihnen weiter nicht nur auf die Finger 
schauen, sondern auf die Füße treten, damit sich 
kitapolitisch in diesem Land wirklich etwas bewegt.

(Anhaltender Beifall FDP, SPD und SSW)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die SPD-Fraktion hat die Fraktionsvorsitzende 
Serpil Midyatli das Wort.

Serpil Midyatli [SPD]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Liebe Kinder, wir sagen euch 
immer, ihr sollt nicht lügen. Aber wie ehrlich sind 
wir denn als Erwachsene, da wir jetzt feststellen 
müssen, dass wir nicht für alle von euch, die es sich 
wünschen, einen Kitaplatz zur Verfügung stellen 
können? Das war nämlich das Versprechen vor über 

zehn Jahren, das wir den Kindern in diesem Land 
gegeben haben – und jetzt fehlen laut Bertelsmann-
Studie diese 5.600 Plätze. Dieses Versprechen ha-
ben wir nicht gehalten. Wir müssen so ehrlich sein: 
Wir haben den Kindern in diesem Fall nicht die 
Wahrheit gesagt. Das gehört sich nicht. Das müssen 
wir hier einmal für uns alle festhalten.

(Beifall SPD, SSW und Dr. Heiner Garg 
[FDP])

Deshalb sage ich auch ganz deutlich allen Kindern 
und allen Eltern in Schleswig-Holstein: Mir tut es 
auf jeden Fall leid. Wir waren in dieser Frage kein 
gutes Vorbild. Hier müssen wir besser werden.

(Befall SPD und SSW)
Das politische Versagen bei der Kinderbetreuung 
ist dramatisch. Ich möchte gern, dass wir uns ge-
meinsam einmal vorstellen, was es eigentlich in 
einem anderen Bereich bedeuten würde, wenn so 
viele Plätze fehlten. Nehmen wir einmal an, in den 
Schulen fehlten 5.600 Plätze und Kinder lernten 
weder Deutsch, Mathe noch Englisch. Es kommt 
noch viel schlimmer: Es fallen nicht nur einige 
Stunden Unterricht aus, sondern es sind ganze Ta-
ge, an denen die Schulen schließen müssen, weil 
das Geld fehlt, und im ganzen Land dann tatsäch-
lich viele Kinder nicht unterrichtet werden. Was 
würde passieren? – Wir hätten wahrscheinlich Fa-
ckelzüge hier vor dem Landeshaus – und das zu 
Recht.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, deswegen ist es 
so wichtig, dass wir endlich auch im Bereich Ki-
ta, in der frühkindlichen Bildung, diese Zustände 
nicht mehr akzeptieren. Kita ist genauso wichtig 
wie Schule, und das bestreitet auch niemand in die-
sem Haus.

(Beifall SPD, FDP und SSW)
Ganz im Ernst, das bedeutet dann konkret – ers-
tens –: Jedes Kind bekommt einen Platz. Zweitens. 
Es gibt auch genug Geld für diesen Bedarf, und 
Kitas müssen verlässlich offen sein.
Wir als SPD-Fraktion verfolgen selbstverständlich 
weiterhin das Ziel der Beitragsfreiheit. Auf diesen 
Weg hat sich die Jamaikakoalition gemacht. Das 
muss man einmal sehr deutlich festhalten: Es wurde 
ein Ziel, ein Pfad definiert, und von diesem Pfad 
weichen Sie ab.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])
Für mich hätte es gern auch schneller möglich sein 
können, aber letztendlich war es das Versprechen 
der letzten Landesregierung, dass man schrittweise 
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die Beiträge absenkt, bis man am Ende eine bei-
tragsfreie Kita in Schleswig-Holstein hat.

(Zuruf: So ist das! – Lachen Eka von Kalben 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

– Das finde ich gar nicht lustig. Die Eltern in die-
sem Land finden das alles nicht lustig, was gera-
de in den Kitas passiert, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Es wäre wirklich sehr angebracht, wenn wir das 
Problem auch endlich so beim Namen nennen wür-
den. Wir haben eine echte Kitakrise, und Ihre Ant-
wort darauf ist der Verweis, dass das Land seinen 
Anteil bei der Kitafinanzierung von 2018 auf heute 
mit 700 Millionen Euro fast verdoppelt hat. Das ist 
gut, aber ich hoffe, es ist jetzt auch kein Schock für 
Sie, liebe Landesregierung: In der Politik kommt es 
nicht darauf an, wie viel man reinsteckt, sondern es 
kommt darauf an, wie viel hinten herauskommt. Im 
Moment ist das Mist.

(Beifall SPD und SSW)

Ja, die Kitaförderung steigt im nächsten Jahr um 
weitere 96 Millionen Euro. Aber das wird nicht 
reichen – das hören wir jetzt schon. Ein Hilferuf 
aus Berkenthin hat uns auch schon erreicht: Die Ki-
ta Kunterbunt sollte im kommenden Jahr um zwei 
Gruppen erweitert werden. Das Projekt ist jetzt 
gestoppt, weil zu wenig Geld im System ist. Das 
heißt, weitere 30 Kinder werden auch weiterhin 
keinen Kitaplatz bekommen. Das bleibt falsch.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir haben heu-
te sehr viel technisch darüber gesprochen, welche 
Maßnahmen es gibt. Aber es ist so wichtig, das 
einmal aus der Perspektive derjenigen zu betrach-
ten, die es betrifft. Da möchte ich Ihnen gern ein 
Beispiel nennen. Stellen Sie sich einmal vor, Sie 
müssten mit Ihrer Familie von der Nordsee an die 
Ostsee ziehen.

(Zuruf Lars Harms [SSW])

– Das machen Sie nicht freiwillig, lieber Lars 
Harms, sondern das machen Sie deswegen, weil Sie 
an Ihrem Wohnort keine verlässliche Kita haben. 
Das hört sich jetzt für die einen oder anderen eher 
wie ein Plot für eine neue Schweighöfer-Komödie 
an, aber das ist tatsächlich die Realität der Familien 
hier in diesem Land und vor allem auch für die Fa-
milie Spiekermann. Die gehen nicht deswegen die-
sen Weg – das muss man sich einmal vorstellen –, 
weil sie aufgrund der Rahmenbedingungen und auf-
grund der nicht verlässlichen Infrastruktur umzie-

hen, sondern weil sie dann näher an den Schwieger-
eltern wohnen, weil die Schwiegermutter bei der 
Kinderbetreuung helfen wird. Für all diejenigen, 
die sich gut mit ihrer Schwiegermutter verstehen, 
ist das ein richtig gutes Zeichen. Aber nicht für 
alle in diesem Land ist das der Fall, dass auch 
die Familie zur Verfügung steht, um bei der Kinder-
betreuung auszuhelfen, weil wir keine verlässliche 
Betreuung haben.

(Beifall SPD und SSW)
Familie Spiekermann zieht jetzt tatsächlich um, hat 
das Haus verkauft, kauft ein neues Haus, Frau Spie-
kermann wechselt ihren Job, weil sie – wie gesagt – 
keine verlässliche Kinderbetreuung hat. Frau Spie-
kermann ist von Beruf Ingenieurin, also ein abso-
luter Mangelberuf. Sie würde gern mehr arbeiten, 
aber das kann sie nicht. Wegen der Kinderbetreu-
ung hat sie jetzt ihre Arbeitszeit schon auf fünf 
Stunden reduziert und versucht, täglich – das muss 
man sich einmal vorstellen – eine Stunde mehr zu 
arbeiten, damit sie dann auf ihrem Überstundenkon-
to etwas ansammelt, weil nämlich die Kranken- und 
Urlaubstage alle schon aufgebraucht sind, sodass 
sie jetzt überhaupt keine Möglichkeiten mehr hat, 
frei zu nehmen.
Im Gespräch war es so, dass sie sich auch noch da-
für entschuldigt hat. Das hat mir so wehgetan, dass 
eine Familie, eine Frau wirklich alles versucht, um 
Familie und Beruf unter einen Hut zu bekommen. 
Dann steht diese Frau da, die total verzweifelt ist, 
und entschuldigt sich auch noch dafür!
Nein, verehrte Kolleginnen und Kollegen, es ist 
nicht die Schuld der Frauen, dass sie es nicht hinbe-
kommen, sondern das müssen wir machen, es ist 
die Aufgabe des Staates, hier dafür zu sorgen, dass 
es verlässliche Strukturen gibt.

(Beifall SPD, SSW und Dr. Heiner Garg 
[FDP] – Zuruf Thomas Hölck [SPD])

Wie hart haben wir dafür gekämpft, wir alle – und 
ich spreche jetzt ausdrücklich die Frauen hier im 
Plenarsaal, aber auch draußen, noch einmal an –, 
dass wir eine verlässliche Kinderbetreuung bekom-
men?

(Beate Raudies [SPD]: Seit 2003!)
Wir wurden immer als Rabenmütter hingestellt, 
wenn wir unsere Kinder in die Krippe gebracht ha-
ben oder, wenn wir länger zu Hause geblieben sind, 
dass wir das Heimchen am Herd seien, das dann 
eine rosafarbene Schürze trägt. In diesem Spagat 
befinden wir uns heute immer noch. Dann passiert, 
dass wir unser Versprechen nicht einhalten, das lau-
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tete: Liebe Frauen, ihr seid die bestausgebildete Ge-
neration ever, und wir werden dafür sorgen, dass 
ihr Familie, Beruf und Partnerschaft vereinbaren 
könnt! – Jetzt diese Situation im Land? Das können 
wir nicht hinnehmen, das wollen wir nicht hinneh-
men! Schaffen Sie endlich verlässliche Strukturen 
für die Kinder und für die Familien im Land! Das 
ist unser Wunsch, das muss der politische Wille 
dieser Landesregierung sein. Unser politischer Wil-
le ist es!

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir mit 
der Rednerliste fortfahren, begrüßen Sie bitte mit 
mir gemeinsam auf der Tribüne Schülerinnen und 
Schüler der Peter-Ustinov-Schule aus Eckernförde. 
– Herzlich willkommen!

(Beifall)
Für die CDU-Fraktion hat die Abgeordnete Katja 
Rathje-Hoffmann das Wort.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Zunächst einmal herzlichen Dank an die Ministerin 
für den Bericht, den Sie hier gehalten haben und 
der sehr aufschlussreich war. Mit der Einführung 
des Kindertagesförderungsgesetzes in der Vergan-
genheit ist es uns gelungen, die Qualität zu steigern, 
die Eltern und auch die Kommunen zu entlasten. 
Das dürfen wir nicht vergessen. Frühkindliche Bil-
dung und Betreuung spielen für uns eine entschei-
dende Rolle. Das macht sich vor allem an der 
Anzahl der Beschäftigten in diesem Bereich ganz 
deutlich bemerkbar: Zwischen 2011 und 2022 stieg 
die Zahl der Beschäftigten in diesem Bereich um 
75 Prozent. Das heißt, in realen Zahlen sind das 
23.200 Fachkräfte im Land.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Laut des Fachkräfteradars für Kitas 2023 der Ber-
telsmann Stiftung steigt der Fachkräftebedarf in 
diesem Bereich stetig und ständig. Der Fachkräfte-
mangel – das ist heute noch gar nicht so richtig 
beleuchtet worden – ist beinah in jeder Kita Reali-
tät. Da müssen wir etwas tun. Vor allem im Bereich 
der U3-Kinderbetreuung sind die Steigerungen am 
deutlichsten zu bemerken. Laut Bertelsmann-Studie 
fehlen rund 9.500 Plätze in ganz Schleswig-Hol-
stein. Die Zahlen von Frau Midyatli kann ich nicht 
nachvollziehen. Obwohl sie gut wären, waren sie 

ein bisschen zu gering. Ehrlichkeit und Wahrhaftig-
keit gehören eben auch dazu.

Das bedeutet, dass wir rasch und effektiv etwas un-
ternehmen müssen. Wir müssen also für mehr Fach-
kräfte und attraktivere Ausbildungs- und Arbeits-
plätze sorgen. Deswegen stärkt die Landesregierung 
die Praxisintegrierte Ausbildung, die sogenannte 
PiA, im sozialpädagogischen Bereich – für mehr 
Fachkräfte in den Erziehungsberufen und natürlich 
bei einer Ausbildungsvergütung. Das ist ein guter 
Anreiz, denn gerade der Fachkräftemangel ist die 
größte Herausforderung in unserem Land und auch 
für unsere Gesellschaft.

Erfreulicherweise hat sich hier auch schon eine 
Menge getan und verbessert. Mit der Fachkräfte-
Stärken-Strategie des Landes verbessern wir die 
Kindertagesbetreuung in unserem Land, und das ist 
gut für die Kinder, deren Chancengleichheit und 
natürlich für die frühkindliche Bildung.

Deswegen haben wir die Ausbildungskapazitäten 
deutlich gesteigert und haben landesweit insgesamt 
an die 4.000 Erzieherinnen und Erzieher inklusive 
PiA in der Ausbildung. Das kann sich sehen las-
sen. Das Land stellt zusätzliche Gelder im aktuellen 
Haushalt zur Verfügung und fördert nun 800 statt 
375 PiA-Plätze anteilig. Erstmals werden auch 242 
SPA-Stellen als PiA angeboten, damit wir auch die-
sen Bedarf abdecken können.

Das Land stellt dafür dieses Jahr 5 Millionen Euro 
zur Verfügung, und im kommenden Jahr werden es 
10 Millionen Euro sein. Dabei werden wir neue 
Ausbildungsstellen für pädagogische Lehrkräfte 
schaffen und weitere Stellen für zusätzliche Lehr-
kräfte. Für mehr Fachkräfte im frühkindlichen Be-
reich also 21 zusätzliche Stellen und 14 zusätzliche 
Klassen, auch im Rahmen der Fachkräfte-Stärken-
Strategie – für mehr Qualität vor Ort in der Kita für 
die Kinder und bessere Arbeitsbedingungen für die 
Fachkräfte. Das ist uns wichtig. Da sind wir an der 
Stelle mit unseren Ansätzen genau richtig.

Durch die anstehende Evaluation werden die tat-
sächlichen Kosten ermittelt – für mehr Klarheit und 
um zu wissen, in welcher Höhe weitere finanzielle 
Mittel erforderlich sind. Für den Kitaausbau stehen 
mehr als 100 Millionen Euro zur Verfügung, von 
denen bislang 73 Millionen Euro von den Kom-
munen abgerufen worden sind. Das Land beteiligt 
sich weiterhin am Kitaplatzausbau, und das ist auch 
wichtig.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Ich wünsche da den Verantwortlichen in Berkenthin 
mehr Mut.
Zur Landesstrategie gehört auch, dass wir nieder-
schwellige Angebote und Maßnahmen wie zum 
Beispiel den kurzfristigen Einsatz von Helfenden 
Händen oder den erleichterten Einstieg für Quer-
einsteiger für den pädagogischen Bereich mehr för-
dern. Attraktiver wird es auch für langjährig be-
schäftigte SPA durch den Aufstieg zur Gruppenlei-
tung. Das ist ein langgehegter Wunsch; den haben 
wir erfüllt. Das Land stellt 100 zusätzliche FSJ-
Stellen zur Verfügung und fördert diese natürlich 
auch.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder Anmerkung der Abgeordneten Raudies?

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]: 
Ja.

Beate Raudies [SPD]: Vielen Dank, Frau 
Kollegin, Sie sind jetzt ein bisschen weiter 
in Ihrer Rede. Ich habe mit großer Freude 
gehört, dass Sie sagten, das Land beteilige 
sich auch weiter an den Investitionskosten. 
Die Ministerin hat von den mehr als 100 Mil-
lionen Euro geredet, die in der letzten Legis-
laturperiode zur Verfügung gestellt wurden – 
auch mit Hinweis darauf, dass sie jetzt noch 
nicht in voller Höhe abgeflossen sind.
Darf ich Ihre Ausführungen so verstehen, 
dass jetzt weiteres zusätzliches Investitions-
geld bereitgestellt wird, entweder mit dem 
Haushaltsentwurf oder aus anderen Quellen? 
Das wäre schon eine wichtige Info für die 
Kommunen.

– Das wäre es. Ich kann das noch nicht sagen. Wir 
werden dafür kämpfen und uns dafür einsetzen. Es 
ist sicher gut angelegtes Geld für die Kommunen. 
Wir werden gucken. Ich kann Ihnen das jetzt nicht 
versprechen, wir haben die Verhandlungen noch gar 
nicht geführt.

(Beifall CDU und Lasse Petersdotter 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Dr. Kai 
Dolgner [SPD]: Wenn man nur die Mehrheit 
hätte!)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage oder Anmerkung der Frau Abgeordne-
ten Raudies?

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]: 
Ja.

Beate Raudies [SPD]: Danke schön. – Es ist 
nur eine Zwischenbemerkung. Dann bezog 
sich Ihre Aussage zunächst nicht auf mehr, 
auf zusätzliches Geld, sondern auf den noch 
nicht verausgabten Teil der 106 Millionen 
Euro.

– Ja, da ist ja noch etwas übrig. Es sind ja nur 
73 Millionen Euro abgeflossen. Insofern wäre es 
schön, wenn das Geld erst einmal verwendet würde. 
Also, so schlecht ist es nicht.

(Beifall CDU – Peter Lehnert [CDU]: Ge-
nau!)

Unser Kitagesetz begreift sich als lernendes Sys-
tem, das stetig und ständig sorgfältig begleitet und 
evaluiert werden muss. Das ist die wichtigste Auf-
gabe des Fachgremiums nach § 56 des Kitagesetzes 
in der Evaluationsphase zum Übergangszeitraum.
Ich nenne noch einmal die Mitglieder dieses Gre-
miums. Es sind Vertreterinnen und Vertreter des 
Ministeriums, der kommunalen Landesverbände, 
der LAG der freien Wohlfahrtsverbände und der 
Landeselternvertretungen der Kitas und der Kinder-
tagespflege, also die wichtigsten Akteure im Kita-
system.
Es freut uns besonders, dass Einvernehmen besteht, 
die gesetzlich festgelegte Evaluationsphase des Ki-
tagesetzes und des Evaluationsberichts um vier Mo-
nate zu verlängern, vom 31. Dezember 2023 auf 
den 30. April 2024. Der Evaluationsbericht, erstellt 
durch einen externen Dienstleister, muss in dieser 
Zeit bis April ausgewertet und analysiert werden, 
um Empfehlungen und Schlussfolgerungen für die 
Übergangszeit ins Zielsystem zu erstellen. Es ist 
ganz, ganz wichtig, dass wir das sorgfältig machen.
Im Laufe der Beratungen und in den Stellungnah-
men der Anzuhörenden zu diesem Gesetz – und im 
Besonderen zum vorgeschlagenen Ende des Über-
gangszeitraums und zum Eintritt in das Zielsystem 
– gab es große Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen dem Gesetzgeber und den wichtigsten Akteu-
ren. Im Anhörungsprozess versicherten alle Betei-
ligten, dass bis zum Jahresende 2024 genügend Zeit 
bleibe, um angemessen am Beteiligungsprozess der 
Evaluationsergebnisse teilnehmen zu können.
Deswegen haben wir als Koalitionsfraktionen uns 
dazu entschieden, auf unsere geplante Verlänge-
rung des Übergangszeitraums zu verzichten. Wir 
verzichten auf die ursprüngliche Gesetzesänderung 
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und haben die Änderung eingereicht. LAG und 
kommunale Spitzenvereinigungen haben uns ge-
sagt, dass sie es in der kürzeren Zeit schaffen wer-
den. Deshalb war es für uns überhaupt keine Frage, 
dass wir uns da bewegen, damit die entsprechenden 
Anpassungen gemacht werden können.

Zudem werden wir die noch offenen Anpassungen 
des SQKM und die Beträge für die Sachkosten um 
2,5 Prozent erhöhen. Diese Erhöhung war bereits 
Bestandteil der mittelfristigen Finanzplanung. Wir 
werden sie wie vorgesehen durchführen. Ich bin mir 
sicher, dass sich dagegen kein Widerstand erhebt.

Wir machen gemeinsam weiter eine gute und ak-
zeptierte Kitapolitik für die Eltern und für die Kin-
der.

(Birte Pauls [SPD]: Das ist ein Witz!)

– Da können sie noch so lachen, Frau Pauls. Das 
ist kein Witz. Das ist Realität. Das ist akzeptierte 
Kitapolitik

(Birte Pauls [SPD]: Akzeptierte Kitapolitik!)

für Schleswig-Holstein. Ich lasse das hier nicht zer-
reden. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
die Abgeordnete Catharina Nies das Wort.

Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 
Herr Garg! Wir wissen, dass Sie gut reden können. 
Aber es wäre auch schön und wichtig, wenn Sie 
uns ab und zu ein paar Fakten präsentieren könn-
ten. Vielleicht erzählen Sie uns beim nächsten Mal 
auch, inwieweit Sie als ehemaliger Kitaminister fi-
nanzielle Vorsorge für den Kitabereich

(Beate Raudies [SPD]: Jährlichkeit des Haus-
haltes! – Widerspruch FDP)

und für die Umsetzung der Kitareform betrieben 
haben.

(Zuruf FDP: Das ist peinlich!)

Ich erinnere noch sehr genau, dass Frau Touré, als 
sie nach dem Regierungswechsel den Sozialhaus-
halt vorgefunden hat, in ihm noch nicht einmal den 
Tarifabschluss für 2022 vorgesehen gefunden hat. 
Alles musste nachjustiert werden.

(Beate Raudies [SPD]: Wer war denn Finanz-
ministerin?)

Das möchte ich am Anfang einfach einmal sagen.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau Abgeordnete Nies, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder Anmerkung des Herrn Abgeordne-
ten Habersaat?

Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 
Bitte.

Martin Habersaat [SPD]: Vielen Dank, 
Frau Kollegin. – Ich bin seit der Jamaika-
koalition ein externer Beobachter von Regie-
rungshandeln. Ich will zumindest meiner Be-
obachtung Ausdruck geben, dass der Kollege 
Garg im Rahmen der Koalitionsverhandlun-
gen von Jamaika schon Vorsorge dafür ge-
troffen hatte, dass eine Kitareform finanziell 
hinterlegt sein würde.
Meine Frage an Sie: Was haben Sie denn 
in den Koalitionsverhandlungen an Vorsor-
ge getroffen, dass die Evaluation des Kitage-
setzes ebenfalls finanziell hinterlegt ist?
(Zuruf FDP: Gute Frage!)

– Was ich gerade gesagt habe, war, dass nach dem 
Regierungswechsel ein Haushalt vorgefunden wur-
de, in dem noch nicht einmal – –

(Zurufe SPD, FDP und SSW: Vorgefunden! – 
Lachen SPD, FDP und SSW)

Sie wollen also sagen, dass ein Sozialminister kei-
nerlei Verantwortung für die Projekte trägt, die er 
einleitet.

(Christopher Vogt [FDP]: Die ehemalige Op-
position nimmt das in Schutz!)

Ich finde es einfach unglaublich, dass man sich als 
ehemaliger Kitaminister hier hinstellt

(Zurufe – Glocke Präsidentin)
und alles das ablehnt, was eine Sozialministerin, die 
seit eineinhalb Jahren im Amt ist, vorschlägt und 
überhaupt nicht reflektiert,

(Christopher Vogt [FDP]: Sie sollten reflek-
tieren, Frau Kollegin!)

dass man selbst einen Anteil zu tragen hat.
(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)
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Präsidentin Kristina Herbst: 
Schreien tun wir nicht.

(Unruhe – Glocke Präsidentin – Dr. Bernd 
Buchholz [FDP]: Ein Mindestmaß an Niveau 
sollte man einhalten! – Zuruf Christopher 
Vogt [FDP])

Wir machen hier Zwischenrufe, aber es muss hier 
nicht geschrien werden. – Das ist richtig, Herr Ab-
geordneter Vogt. Man begrüßt erst das Präsidium, 
bevor man mit seiner Rede beginnt. Das hätte ich 
der Abgeordneten Nies durchaus noch mitgeteilt.

(Christopher Vogt [FDP]: Schön!)

Herr Abgeordneter Habersaat, Sie bleiben bitte ste-
hen, solange die Antwort noch nicht vollendet ist. 
Sie war noch nicht vollendet.

(Martin Habersaat [SPD] steht auf)

– Jetzt dürfen Sie sitzen bleiben.

(Heiterkeit)

Jetzt fährt die Abgeordnete Nies fort.

(Peter Lehnert [CDU]: Jeder, was er am bes-
ten kann!)

Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 
Entschuldigen Sie, Frau Präsidentin! Ich hatte einen 
Vorschub eingefügt. Natürlich hätte ich Sie erst be-
grüßen müssen. Das mache ich jetzt sehr gerne.

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Mir ist wichtig, dass wir uns heute 
noch einmal klarmachen, warum eine verlässliche 
frühkindliche Bildung und Betreuung so wichtig ist.

Erstens. Frühkindliche Bildung ist das nachhaltigste 
Instrument, um jungen Menschen in unserem Land 
wirklich gerechte Startchancen zu geben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Zweitens. Der Fachkräftemangel hat alle Segmen-
te erreicht. Deshalb können wir uns gesamtgesell-
schaftlich weder Gruppenschließungen in Kitas 
leisten noch Eltern, die ihrem Job nicht nachgehen 
können, weil sie ihre Kinder zu Hause betreuen 
müssen. Das haben auch die freien Wohlfahrtsver-
bände gestern vor dem Landtag zu Recht noch ein-
mal betont. Fehlende Kitaplätze sind genauso ein 
Problem wie nicht verlässliche Kitaplätze.

Drittens. Die Qualität unseres Kitasystems heute 
wird darüber entscheiden, wie angespannt die Ar-
beitsmarktlage in der Zukunft sein wird, nämlich 
in 15, in 20 und in 25 Jahren. Denn jedes Kind, 
das in unserem Bildungssystem abgehängt wird, 
das nicht gefördert und nicht gut begleitet wird, ist 
sehr wahrscheinlich – neben allen anderen Folgen 
– auch eine fehlende Fachkraft von übermorgen, 
und zwar eine zusätzlich fehlende Fachkraft. Denn 
allein demografiebedingt werden ab 2035 etwa 180 
Personen auf unserem hiesigen Arbeitsmarkt feh-
len, primär Fachkräfte im mittleren Qualifikations-
spektrum.

Auch wenn es mir schwerfällt, das so zu betonen 
– ich rücke sehr ungern ökonomische Fragen mit 
Bildung in einen Kontext, denn Kinder sollen sich 
in unseren Kitas in erster Linie persönlich entfalten 
können –, muss allen klar sein, dass es keine hoh-
le Phrase ist, wenn wir sagen, dass die Investition 
in Kita auch eine Investition in die Zukunft der 
gesamten Gesellschaft ist.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Deshalb muss es ein übergeordnetes Interesse sein, 
dass wir unser frühkindliches Bildungssystem stark 
und verlässlich aufstellen. Für Schwarz-Grün kann 
ich sagen: Wir handeln nach genau dieser Maxime 
und sind uns dieser Verantwortung sehr bewusst. 
Deshalb werden wir seitens des Landes 2024 knapp 
700 Millionen Euro in unser Kitasystem investie-
ren. Das ist sehr viel Geld. Das ist so viel wie noch 
nie.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Aber es muss sichergestellt werden, dass dieses 
Geld effektiv in den Kindertageseinrichtungen an-
kommt. Unter anderem dafür sind die Evaluations-
ergebnisse wichtig und der Verhandlungsprozess, 
auf den wir im Jahr 2024 zusteuern.

Ich bin froh, dass wir über die Anhörung in der 
letzten Woche nun hinsichtlich des Zeitplans zu ei-
nem einvernehmlichen Vorgehen gekommen sind. 
Wir haben unseren Gesetzesentwurf in diesem Sin-
ne angepasst. Wir werden den Evaluationszeitraum 
auf Ende April 2024 verschieben, den Gesamtzeit-
plan zum Übergang ins Zielsystem zum 1. Januar 
2025 aber halten. Ich bin zuversichtlich, dass es uns 
im nächsten Jahr gelingen kann, ein gutes tragfähi-
ges Kitazielsystem aufzustellen. Wir werden daran 
aber intensiv und vor allem gemeinsam arbeiten 
müssen.
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU – Zuruf Birte Pauls [SPD])

Bleiben wir noch kurz beim Thema Finanzen: Ich 
bin sehr froh, dass die Unsicherheit, die ich seit 
Monaten wahrnehme und die öffentlich – aus wel-
chen Gründen auch immer – immer weiter geschürt 
wurde, seit gestern nun ein Ende hat, denn der 
Haushaltsentwurf der Landesregierung wurde vor-
gestellt, und die Elternbeiträge werden nicht erhöht,

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Wer hat denn die 
Unsicherheit geschürt?)

auch wenn die Opposition seit Monaten versucht, 
das Gegenteil zu unterstellen.
Ich möchte mich an dieser Stelle einmal bei Minis-
terin Touré dafür bedanken, denn sie hat sich sehr 
dafür eingesetzt, dass die Mittel im frühkindlichen 
Bereich so erhöht werden können, wie es in der 
mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen war.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Neben der Finanzierung ist unsere wohl größte Her-
ausforderung die Fachkräftelücke im gesamten Be-
reich der Kinder- und Jugendhilfe. Deswegen ist 
es gut, dass wir im September bereits beschlossen 
haben, dass ab nächstem Jahr regelhaft zur Fach-
kräfte- und Ausbildungssituation im Bereich Kin-
dertageseinrichtungen, Kindertagesbetreuung und 
Jugendhilfe hier im Landtag berichtet werden soll.
Das Problem Fachkräftemangel gibt es aber nicht 
erst seit heute und nicht erst seit dem Regierungs-
wechsel vor anderthalb Jahren. So viel gehört zur 
Wahrheit: Die Fachkräfte, die uns heute fehlen und 
die heute dafür sorgen, dass immer wieder Grup-
pen in Kitas kurzfristig schließen müssen, hätten 
vor drei, fünf oder zehn Jahren ausgebildet werden 
müssen.

(Beate Raudies [SPD]: Das haben Sie abge-
lehnt!)

– Ich habe das nicht abgelehnt.
(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
Peer Knöfler [CDU] – Lachen und Zurufe 
SPD)

Ministerin Touré hat es auch nicht abgelehnt.
Fachkräftestrategien wirken immer zeitversetzt. 
Unsere Fachkräfte-Stärken-Strategie wird ihre Wir-
kung auch erst in einigen Jahren voll entfalten. Seit 
2013 gibt es Fachkräfteprojektionen für Schleswig-
Holstein. Bereits 2018 wurden 10.000 fehlende 
Kräfte im Bereich Erziehung und Unterricht für das 

Jahr 2035 berechnet. In den letzten zehn Jahren 
waren alle Fraktionen in diesem Haus mal Teil ei-
ner Regierung, das heißt, die Verantwortung für die 
aktuelle Fachkräftesituation teilen wir uns.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Umso wichtiger ist es, dass wir den Weckruf jetzt 
und heute hören und handeln. Jedes Mal, wenn ich 
in einer Kita sitze und höre, dass Gruppenschlie-
ßungen im Raum stehen, dann gibt es nicht den 
einen Grund, sondern es sind mehrere Herausforde-
rungen, die angehäuft dazu führen: neben regiona-
len Besonderheiten, Stellen, die nicht neu besetzt 
werden können, hohe Krankenstände des vorhande-
nen Personals und teilweise geringe Verweildauer 
von Fachkräften.
Noch einmal: Das Thema ist nicht neu, aber neu ist 
unsere Fachkräfte-Stärken-Strategie, die genau an 
diesen Stellen ansetzt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
Peter Lehnert [CDU])

Neu ist, dass wir uns als Landtag und Landesre-
gierung den Problemen entschlossen stellen. Wir 
haben die PiA-Ausbildungsoffensive gestartet. Wir 
haben die Personalgewinnungsmöglichkeiten durch 
mehr Quereinstiegsmöglichkeiten ausgeweitet. Wir 
haben bei Krankheitsausfällen das finanzielle Rück-
forderungsrisiko für Kitas entschärft. Wir haben die 
Attraktivität des Berufs der Sozialpädagogischen 
Assistent_innen durch neue Aufstiegsmöglichkeiten 
erhöht. Und wir haben für das gesamte Personal an 
den Kitas und in der Kindertagespflege eine erhöhte 
Vergütung ermöglicht, indem wir bereits vor den 
Sommerferien unseren Landesanteil für das Perso-
nal entsprechend dem Tarifabschluss vom April 
2024 erhöht haben.
Jetzt empfehle ich uns allen, diese neuen Möglich-
keiten wirken zu lassen. Die Lösungen von heute 
werden Zeit brauchen, um positive Wirkung zu er-
zielen, und sie müssen in der Praxis erst ankommen 
und angenommen werden können. Ich bin über-
zeugt: Wir werden die angespannte Lage in unseren 
Kitas nur lösen können, wenn wir in dieser Frage 
endlich alle an einem Strang ziehen. Dazu möchte 
ich Sie einladen.
Da dies meine letzte Rede in diesem Jahr ist, wün-
sche ich Ihnen an dieser Stelle schon ein frohes 
Weihnachtsfest und bedanke mich für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)
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Präsidentin Kristina Herbst: 
Bevor wir fortfahren, lassen Sie uns noch gemein-
sam den Landesvorsitzenden der AWO, Michael 
Selck, begrüßen.

(Beifall)
Für die SSW-Fraktion erteile ich dem Abgeordne-
ten Christian Dirschauer das Wort.

Christian Dirschauer [SSW]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich will hier gewiss kein Öl ins 
Feuer gießen, denn uns vom SSW ist nicht nur 
die Tragweite, sondern auch die Komplexität der 
Kitareform bewusst. Wir haben sie in der letzten 
Legislatur mitgetragen, das möchte ich an der Stelle 
einmal so deutlich sagen.

(Christopher Vogt [FDP]: Also sind Sie 
schuld! Jetzt haben wir´s!)

– Es war der Kollege Petersdotter, da waren wir uns 
eben schon einig, nicht?
Ich will an der Stelle deutlich sagen: Man kann aber 
trotzdem den Eindruck gewinnen, dass der Koaliti-
on die Dinge hier langsam entgleiten.

(Beifall SSW, SPD und FDP)
Das sage ich nicht nur als Abgeordneter dieses 
Hauses, sondern das ist auch das, was meine Frau 
und ich als Eltern von drei Kindern empfinden, die 
aktuell in diesem System sind. Das nehmen wir als 
Eltern wahr.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Es ist nicht in 
allen Ministerien gleich schlimm, aber in ei-
nigen! – Christopher Vogt [FDP]: Staatskanz-
lei?)

Wir diskutieren heute nicht nur die x-te Änderung 
des Kitagesetzes, sondern auch einen Entwurf, der 
wirklich – der Kollege Garg hat es gesagt – eine 
verheerende Anhörung im Ausschuss durchlaufen 
hat.

(Beifall SSW, SPD und FDP)
Das lässt zumindest vermuten, dass man weder 
mit den Trägern noch mit den Eltern oder den Ki-
taleitungen in engerem Austausch war oder dass 
man irgendwie aneinander vorbeigesprochen hat, 
geschweige denn im Vorfeld Rücksicht auf die mas-
siven Bedenken insbesondere vonseiten der Kom-
munen genommen hat. Insofern ist es schön und 
gut, dass die regierungstragenden Fraktionen dann 
doch ihre Lehren aus der Anhörung gezogen und 

die Verlängerung des Übergangszeitraumes schluss-
endlich kassiert haben. Das war die richtige Ent-
scheidung. Gleichzeitig aber zeichnet doch dieses 
Verfahren ein recht chaotisches Bild und ist weder 
aus Sicht der Eltern noch der Kitas oder der Träger 
eine wirklich vertrauensbildende Maßnahme. Hier 
muss jetzt ganz viel Vertrauen wieder aufgebaut 
werden.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering 
[SSW])

Ich kann nur immer wieder betonen, dass uns das 
Thema frühkindliche Bildung viel zu wichtig ist, 
um es für plumpe Regierungsschelte zu nutzen. Wir 
hatten und haben nach wie vor ein großes Interesse, 
dass diese Reform gelingt und die damit verbunde-
nen Versprechen an Eltern, Träger und Kommunen 
auch mit Blick auf die Kitaqualität wirklich einge-
löst werden, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Spätestens nach PISA dürfte doch allen schmerz-
lich bewusst sein, was für ein enormer Stellen-
wert auch der frühkindlichen Bildung zukommt. 
Genau hier haben wir die konkrete Chance, die un-
terschiedlichen Voraussetzungen der Kinder auszu-
gleichen und zumindest für annähernd gleiche Bil-
dungs- und Entwicklungschancen zu sorgen. Diese 
Chancen müssen wir dringend nutzen.
Eines kann man ganz ohne Hysterie sicher feststel-
len: Die Rahmenbedingungen für die frühkindliche 
Bildung sehen alles andere als rosig aus. Wenn 
wir ehrlich sind, müssen wir sehen: Die aktuelle 
Bertelsmann-Studie ist nur die Spitze des Eisbergs. 
Gleichzeitig stehen wir hier vor einem nie da gewe-
senen Fachkräftemangel. Viele Träger erinnern uns 
nicht erst seit gestern daran, dass große Teile ihrer 
Beschäftigten in absehbarer Zeit in Rente gehen. 
Noch dazu ist die Verweildauer unter Kitamitarbei-
terinnen und ‑mitarbeitern unverändert gering und 
die Fluktuation entsprechend hoch. Auch wenn es 
vor diesem Hintergrund kaum verwundert, haben 
wir in Schleswig-Holstein auch bei der Frage der 
Qualität der frühkindlichen Bildung eine ganz er-
hebliche Baustelle. Denn die lässt laut dem bereits 
erwähnten Ländermonitoring der Bertelsmann Stif-
tung deutlich zu wünschen übrig.
Wenn ich mir den einen oder anderen Debattenbei-
trag heute so anhöre, könnte man fast auf die Idee 
kommen, dass die Lage doch gar nicht so drama-
tisch wäre. Doch hier muss ich entschieden wider-
sprechen, denn Studien zeigen, dass vor allen Kin-
der aus armutsgefährdeten Familien oder aber aus 

3412 Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 46. Sitzung – Donnerstag, 14. Dezember 2023

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3331&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3394&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3394&format=WEBVOLLLANG


Elternhäusern, in denen wenig Deutsch gesprochen 
wird, eben keinen Kitaplatz bekommen. Genau dar-
an werden Tragweite, Umfang und Qualität des 
Problems rund um die fehlenden Kitaplätze deut-
lich. In der aktuellen Situation wird die Benach-
teiligung jener Familien und Kinder verstärkt, die 
ohnehin schon geringere Chancen auf Bildung und 
ein selbstbestimmtes und würdevolles Leben haben. 
Genau hier liegt eine der Hauptursachen dafür, dass 
unser Bildungssystem im internationalen Vergleich 
so schlecht abschneidet.

(Beifall SSW und SPD)

Statt die bestehenden Ungerechtigkeiten beim Zu-
gang zur Bildung noch zu zementieren, müssen wir 
aus meiner Sicht alles dafür tun, um diese Entwick-
lung zu stoppen. Wir müssen dringend in die früh-
kindliche Bildung und die Infrastruktur investieren 
und damit ganz konkret in den Ausbau der Betreu-
ungsplätze. Außerdem halten wir gerade in Zeiten 
angespannter Haushalte daran fest, dass der Zugang 
zu welchen Bildungsangeboten auch immer nicht 
vom Portemonnaie der Eltern abhängen darf und 
langfristig auch kostenfrei sein muss.

Wir sehen die dringende Notwendigkeit, noch deut-
lich mehr Geld für die Ausbildung und für bessere 
Arbeitsbedingungen in diesem Bereich in die Hand 
zu nehmen. Denn auch der Verbleib der Fachkräfte 
im Kitasystem ist nun einmal alles andere als ein 
Selbstgänger.

Er hängt nicht nur von einer fairen Bezahlung, 
sondern mitunter eben auch von so vermeintlich 
banalen Dingen wie ergonomischen Tischen oder 
Stühlen in den Einrichtungen ab, also dem Gesund-
heitsmanagement.

Ich will ausdrücklich anerkennen, dass Schwarz-
Grün beim Thema Fachkräftegewinnung sehr um 
tragfähige Lösungen bemüht ist. Doch wie wir wis-
sen, wird auch die beste Fachkräfteoffensive Zeit 
brauchen, bis sie Wirkung entfaltet und sich die 
Situation entspannt. Doch auch wenn der Druck 
hierdurch und durch die aktuelle Finanzlage abseh-
bar steigen wird, muss aus Sicht des SSW eines 
absolut klar sein: Am Grundkonsens, den alle als 
Ausgangspunkt der Kitareform mitgetragen haben, 
darf auf keinen Fall gerüttelt werden.

(Beifall SSW und FDP)

Die Antwort auf die bestehenden Probleme darf 
weder in der Absenkung der Kitastandards noch in 
Abstrichen bei der Kitaqualität liegen. Auch die 
Anhebung der Elternbeiträge oder die Erhöhung 
kommunaler Anteile an der Kitafinanzierung sind 

keine Option. Denn mit der Kitareform wurde ge-
nau das Gegenteil versprochen, und dieses Verspre-
chen muss eingelöst werden. Gut wäre es, wenn 
wir das alle zusammen hinbekommen. – Herzlichen 
Dank.

(Beifall SSW, SPD, FDP und vereinzelt 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Wir kommen jetzt zu einer Reihe von Kurzbeiträ-
gen. Zunächst hat der Abgeordnete Dr. Heiner Garg 
das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen! Sehr geehrte Frau Kollegin Nies, glauben Sie 
ernsthaft, dass Ihre Finanzministerin, die seit 2012 
Finanzministerin in diesem Land ist, von der dama-
ligen Hausspitze keinen Nachweis bei bekannter 
Dynamik der Kostenentwicklung gefordert hat, wie 
sich Sachkosten, Personalkosten und ein statischer 
Elterndeckel weiterentwickeln? Frau Nies, glauben 
Sie im Ernst, dass wir nicht stundenlang gemein-
sam, partnerschaftlich – das will ich ausdrücklich 
sagen, Frau Finanzministerin – über Seiten von 
Tabellen gesessen haben, um genau die Frage zu 
untersuchen, wie sich das System bei der bekann-
ten Dynamik weiterentwickelt? Denn das Land hat 
sich ja verpflichtet, einen entsprechenden Anteil zu 
übernehmen.
Sie stellen sich hier hin und versuchen, die 
schwarz-grünen Versäumnisse der letzten 18 Mona-
te bei der Weiterentwicklung der Kitareform damit 
zu entschuldigen, dass die letzte Hausspitze keine 
finanzielle Vorsorge getroffen habe – in welchem 
Zug sitzen Sie eigentlich?

(Beifall FDP, SPD und SSW)
Ist das wirklich Ihre Entschuldigung dafür, was in 
den letzten 18 Monaten schiefgegangen ist?
Sorry, Frau Nies, ich empfehle Ihnen dringend, sich 
einmal mit der Finanzministerin zusammenzusetzen 
und darauf zu schauen, wie häufig und in welcher 
Höhe – – Inflationsraten von nahezu 10 Prozent 
haben wir damals nicht vorausgesehen. Wenn Sie 
das vorausgesehen haben, dann sind Sie schlauer 
als ich.
Sich hier hinzustellen und zu behaupten, wir hät-
ten keine finanzielle Vorsorge getroffen, wir hätten 
nicht mit eingepreist, dass Dynamik in dem System 
ist – oder meinen Sie mit finanzieller Vorsorge, 
wir hätten eine Spardose im Sozialministerium auf-
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stellen müssen, bei der Jährlichkeit des Haushalts? 
Frau Nies, das war ganz schlecht, was Sie gerade 
abgeliefert haben.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter Dr. Garg, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage oder Anmerkung der Abgeordneten 
von Kalben?

Dr. Heiner Garg [FDP]: 
Die lasse ich sofort zu, ich sage nur noch einen 
zweiten Satz zur Kollegin Nies. – Sie haben es im 
Sozialausschuss schon einmal gesagt, Sie haben es 
hier wiederholt: Sie gucken sich bei der Evaluation 
genau an, wo die Mittel aus dem SQKM hingehen. 
Wenn wir eines – zum Glück – nicht mehr brau-
chen, ist es die Beantwortung der Frage der Trans-
parenz. Denn das SQKM ist auch mit dem Ziel 
geschaffen worden, Transparenz zu erreichen. Das 
müssen wir uns bei der Evaluation nicht angucken, 
Frau Nies.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Nun ist Ihre Redezeit um, Herr Dr. Garg.

Dr. Heiner Garg [FDP]: 
Vielleicht wäre es gut, dass man, bevor man mit 
solchen albernen Vorwürfen kommt, sich erst ein-
mal damit beschäftigte, was wir in der letzten 
Legislaturperiode verabschiedet haben. – Vielen 
Dank.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Werner Kalinka das Wort.

Werner Kalinka [CDU]: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Von 
1,7 Milliarden Euro Kitakosten in Schleswig-Hol-
stein trägt das Land 700 Millionen Euro, das sind 
mehr als 40 Prozent, das kann sich sehen lassen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir fühlen uns dem bisherigen Kitagesetz und den 
Grundgedanken, die darin verankert sind, verpflich-
tet. Ich möchte den Beitrag des Kollegen Dirschau-

er und etwas von dem, was Heiner Garg gesagt hat, 
aufnehmen. Natürlich ist es uns wichtig, dass wir 
das Vertrauen erhalten, das wir hier über die Jahre 
miteinander aufgebaut haben. Es wird vier Punkte 
geben, auf die es ankommt.
Erstens: Was sind die Ziele im nächsten Jahr, und 
wie formulieren wir sie?
Zweitens: Gibt es Korrekturbedarf oder Verände-
rungsbedarf? Es muss nicht alles, was wir einmal 
festgelegt haben, auf den letzten Punkt genau so 
richtig sein.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Absolut!)
Das ist doch selbstverständlich, sonst hätten wir 
den Prozess ja gar nicht so verabredet. Wir gehen 
da ganz objektiv ran. Jeder, der einen Hinweis ge-
ben kann, sollte uns den geben, und wir werden den 
dann auswerten.
Drittens: Wir werden auch die finanziellen Mög-
lichkeiten im Auge behalten müssen, Frau Finanz-
ministerin. Wir können uns nicht hier hinstellen 
und bei jedem einzelnen Thema fordern, fordern, 
fordern und so tun, als spiele Geld keine Rolle. Als 
der Kollege Losse-Müller uns in der letzten Land-
tagstagung eine Summe zwischen 12 und 14 Milli-
arden Euro anbot, die man sofort beschließen kön-
ne, habe ich nur noch gezuckt und gedacht, da lohnt 
sich kein Zwischenruf mehr. Wir müssen auch über 
Geld und über die Frage reden, was geht und was 
nicht geht. Auch das gehört zur Wahrheit dazu.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN – Unruhe)

Viertens: Wir haben alle das Interesse, mehr Fach-
kräfte zu bekommen. Wir müssen aber auch sehen, 
dass das derzeit nicht so gelingt wie gewünscht. 
Wir können die Realität nicht ausblenden. Deshalb 
haben wir keine 2,5 Millionen Euro aufgenommen, 
um keine neuen Erwartungen zu wecken und mög-
liche Enttäuschungen hervorzurufen, sondern haben 
gesagt: Mit der Möglichkeit der Helfenden Hände 
leisten wir einen Beitrag, soweit wir es können.
Wenn wir Helfende Hände allerdings überall einset-
zen, unterhalten wir uns über einen Finanzbedarf 
von 60 Millionen, 70 Millionen oder 80 Millionen 
Euro. Derzeit können Helfende Hände aus finanzi-
ellen Gründen nicht für alle Kitas angeboten wer-
den, sondern nur für etwa 250.
Wir werden uns von diesen vier Parametern leiten 
lassen.
Zum Thema Elternbeiträge: Bei diesem Thema ist 
gewaltig etwas passiert.
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(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
vereinzelt FDP und SSW)

Wir hatten Elternbeiträge zwischen 600 und 
800 Euro und haben das auf ein Drittel oder ein 
Viertel reduzieren können. Damit können wir zu-
frieden sein.

(Unruhe)
– Frau Präsidentin, Ihr Blinklicht mahnt mich, aber 
gestatten Sie, dass ich noch einen Gedanken äußere.

(Heiterkeit)
Wir haben überlegt, die Evaluation zu verschieben, 
nicht, weil wir Angst haben vor der Diskussion, 
sondern deswegen, weil uns gesagt worden ist, dass 
die Zahlen, die wir dafür brauchen, noch nicht ver-
fügbar sind. Wenn wir die Zahlen Ende des Jahres 
2023 haben, wenn wir den Abschlussbericht Ende 
April 2024 haben, werden wir in den nächsten Mo-
naten konzentriert miteinander arbeiten, bis wir das 
Gesetz verabschieden können. Da können Sie ganz 
sicher sein. Die Evaluation wird qualitativ stattfin-
den; das ist keine Frage, die einfach so abgenickt 
wird. Das ist der Kernpunkt. – Vielen Dank für die 
Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für einen weiteren Kurzbeitrag hat die Abgeordne-
te Birte Pauls das Wort.

(Birte Pauls [SPD]: Frau Schiebe war erst 
dran!)

– Frau Schiebe ist danach dran. Die Reihenfolge ist 
immer so, wie das Präsidium das aufruft. – Herzli-
chen Dank.

(Christopher Vogt [FDP]: Ja, an der Choreo-
grafie müssen wir dann noch arbeiten! – Hei-
terkeit)

Birte Pauls [SPD]: 
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Verehrte Koalition, Ihr Verhältnis zu Anhörun-
gen müssen Sie tatsächlich noch einmal überden-
ken.

(Beifall Thomas Losse-Müller [SPD], 
Dr. Heiner Garg [FDP] und Christian Dir-
schauer [SSW])

Was ich in der letzten Sitzung des Sozialausschus-
ses erlebt habe, war unterirdisch. Ich habe schon 

so manche Sozialausschüsse in diesem Landtag er-
leben dürfen, aber das war ein Tiefpunkt von Re-
spektlosigkeit.

(Widerspruch CDU)

Wir hatten zu einer Anhörung eingeladen, und sie 
sind trotz schlechten Wetters alle gekommen: die 
LAG der Wohlfahrtsverbände, die Kommunen, die 
Kitaleitungen, die Eltern und die Kindertagespfle-
ge. Sie sind aus dem ganzen Land bei schlechtem 
Wetter angereist. Dann gab es anschließend eine 
dramatische Sitzungsunterbrechung – ganz hoch-
dramatisch! –,

(Zuruf Tobias Koch [CDU])

um dann fünf Minuten später einen getackerten, 
fertig formulierten und bis auf Centbeträge runter-
gerechneten Antrag in die Sitzung einzubringen. 
Aber auf Nachfragen haben Sie nicht antworten 
können. Sie waren nicht willens und nicht in der 
Lage, diese Summen überhaupt zu erklären. Viel-
leicht erkläre ich Ihnen noch einmal, dass da in der 
Kitapflege eine Erhöhung von zwei Cent drinsteht. 
Das haben Sie beschlossen – nach einer Sitzungs-
unterbrechung von fünf Minuten, nachdem Sie ei-
nen vorbereiteten Antrag aus der Tasche gezogen 
hatten.

Wenn Sie so mit der Opposition umgehen wollen, 
ist das Ihr Ding. Die Geschäftsordnung gibt so et-
was leider auch her. Das müssen Sie für sich selber 
entscheiden, mit uns so umzugehen. Aber ich bitte 
Sie inständig: Gehen Sie mit den Anzuhörenden, 
die wir immer wieder hier in den Landtag einladen, 
anständig um; hören Sie auf das, was sie aus der 
Praxis zu sagen haben, und nehmen Sie das auf!

(Beifall SPD, SSW und Annabell Krämer 
[FDP] – Zurufe BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dann möchte ich noch etwas sagen: Frau Sozial-
ministerin Touré steht uns im Sozialausschuss so 
gut wie nie zur Verfügung.

(Lachen Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

– Ja, das können wir gerne nachweisen. Es gibt so 
etwas wie Anwesenheitslisten. Frau Touré ist so gut 
wie nie im Ausschuss vertreten. Deswegen meine 
Frage an den Ministerpräsidenten: Wo wollen Sie 
mit der Sozialpolitik des Landes hin? – Diese Frage 
werden Sie sich allmählich gefallen lassen müssen. 
– Vielen Dank.
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(Anhaltender Beifall SPD, SSW und verein-
zelt FDP – Dr. Heiner Garg [FDP]: Ja, Dani-
el, Chefsache!)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat die Abgeordne-
te Sophia Schiebe das Wort.

Sophia Schiebe [SPD]: 
Meine sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Mein sehr geschätzter Kolle-
ge Martin Habersaat hat gestern bei der Debatte 
zur Bildungspolitik das Bild der Nebelkerzenpolitik 
gebracht. Dieses Bild passt hervorragend zur aktu-
ellen Debatte.

(Beifall SPD – Eka von Kalben [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]: Ja, das stimmt!)

Es werden hier Überschriften ins Plenum geworfen, 
und es fehlt an Konzepten und wirklich zu Ende 
gedachten Schlussfolgerungen.
Ich möchte dafür ein paar Beispiele nennen. Die so-
genannte Fachkräfte-Stärken-Strategie: Wir fordern 
schon seit Langem ein Monitoring, damit wir über-
haupt wissen, wie viele Fachkräfte fehlen und wie 
viele Lehrkräfte wir brauchen. Was sagt die Lan-
desregierung dazu? – Nichts.

(Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hä?)

Darüber hinaus möchte ich noch einmal erwähnen, 
dass es auch nicht ausreicht, wenn wir nicht ausrei-
chend Lehrkräfte haben – den Beweis dafür haben 
wir schon, weil in Nordfriesland und Dithmarschen 
letztes Jahr Klassen nicht stattgefunden haben, weil 
wir nicht ausreichend Lehrkräfte hatten –, einfach 
nichts dazu zu sagen, ob man nicht beispielsweise 
Erzieherinnen und Erzieher für bestimmte Module 
einsetzen kann. Auch das haben wir wiederholt ein-
gebracht. Die Antwort, ob man das machen möchte 
oder nicht, blieb wieder einmal aus.
Bei den SPA stimme ich Ihnen zu: Es ist total groß-
artig, dass diese jetzt auch Gruppenleitung werden 
dürfen. Aber damit haben wir nicht eine einzige 
neue Fachkraft in unseren Kitas.

(Beifall SPD und SSW)
Auch den Quereinstieg begrüßen wir. Da verbitte 
ich mir die Behauptung, dass wir das kritisiert 
hätten. Was wir allerdings kritisiert haben, ist die 
Umsetzung. Ich möchte dazu berichten, dass mir 
eine junge Frau – super engagiert – gesagt hat: Ich 
möchte gern den Quereinstieg machen! Ich habe 

daraufhin versucht, mich zu informieren, und muss 
sagen, ich habe kaum Informationen dazu gefun-
den. Ich musste erst eine Kleine Anfrage auf den 
Weg bringen, um die Fragen beantworten zu kön-
nen, damit die junge Frau jetzt einen Quereinstieg 
anfangen kann. Das ist ein richtiges Armutszeugnis.

(Beifall SPD, FDP und SSW)
Da auch mir nicht mehr so viel Zeit bleibt, 
noch zwei Punkte, die beim Quereinstieg bleiben. 
Punkt 1: Es sind noch nicht einmal ausreichend 
Schulen anerkannt, die diese Ausbildung anbieten 
dürfen. Es braucht endlich flächendeckend Schulen, 
die einen Quereinstieg ermöglichen. Das ist Punkt 
1.
Punkt 2: Helfende Hände – darüber haben wir viel 
gestritten. Die Helfenden Hände sind jetzt bei uns 
im System. Ich finde – gerade auch aus sozialdemo-
kratischer Perspektive –, wir sind es den Helfenden 
Händen schuldig, ihnen ein Unterstützungssystem 
zu geben. Auch das fehlt weiterhin.

(Werner Kalinka [CDU]: Das ist ja interes-
sant! Also, Lob von allen Seiten für uns!)

Wenn es heißt, dass die Qualität gesichert sein soll 
und durch Helfende Hände nicht abnehmen darf, 
dann müssen wir doch die Helfenden Hände in 
ihrem Alltag unterstützen, damit sie gute Arbeit 
leisten können. Das wäre das Mindeste.

(Beifall SPD und SSW – Werner Kalinka 
[CDU]: Richtig, das machen wir auch!)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Tobias Koch das Wort.

(Christopher Vogt [FDP]: Der nächste An-
griff auf Jamaika kommt! – Heiterkeit FDP)

Tobias Koch [CDU]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich kann mich noch gut an Zeiten erinnern, als die 
Kitaförderung des Landes auf 70 Millionen Euro 
im Jahr begrenzt war, sie war zu SPD-Regierungs-
zeiten jahrelang auf diesen Betrag gedeckelt – und 
das trotz weiterer Kostensteigerungen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Es waren CDU und FDP, die in unserer Regierungs-
verantwortung diesen Deckel damals abgeschafft 
und die Kitaförderung auf 80, 90 Millionen Euro 
erhöht haben. Das war damals ein großer Erfolg, 
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ein richtiger Turbo. – Da muss ich Sie enttäuschen, 
Herr Kollege Vogt: Keine Kritik an Jamaika, son-
dern Zuspruch für Jamaika.

(Christopher Vogt [FDP]: Ho! Hej! – 
Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Da war er wie-
der! – Heiterkeit)

Den richtigen Turbo haben wir mit der Kitare-
form in der letzten Legislaturperiode gezündet: Von 
220 Millionen Euro zu Beginn der letzten Wahlpe-
riode auf jetzt knapp 700 Millionen Euro hat es 
mehr als eine Verdreifachung innerhalb dieser we-
nigen Jahren, innerhalb der letzten sechs bis sieben 
Jahre, gegeben – mehr als eine Verdreifachung!

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wenn allein im kommenden Jahr der Landeszu-
schuss um 100 Millionen Euro steigt, dann mer-
ken Sie doch, Herr Dr. Garg, dass es natürlich 
keine fiskalischen Gründe hatte, weshalb wir über 
eine Verlängerung des Evaluationszeitraums nach-
gedacht haben. Dieser Behauptung trete ich hier 
ganz entschieden entgegen. Das kann man bei die-
ser Dynamik – das ist der am stärksten wachsende 
Haushaltsposten überhaupt, den wir haben – ehrli-
cherweise nicht behaupten, so wie Sie das getan 
haben.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sondern es war die vollkommen plausible Schluss-
folgerung des Ministeriums, dass es, wenn sich die 
Bestandsdatenerhebung verschiebt – das räumen sie 
ja ein –, wenn der Bericht des Fachgremiums sich 
verschiebt und erst im April 2024 vorliegen wird, 
in acht Monaten nicht gelingen wird, aus diesem 
Bericht einen Gesetzentwurf zu formulieren, das 
übliche zweistufige Gesetzgebungsverfahren, regie-
rungsseitig und im Parlament, durchzuführen und 
dann ein Gesetzentwurf mit möglichst rechtzeiti-
gem Abstand zum Inkrafttreten zu beschließen. Das 
wird nicht gelingen. Die Botschaft aus der Anhö-
rung, Frau Pauls, haben wir sehr wohl gehört. Alle 
Beteiligten haben gesagt, sie seien mit einem ver-
kürzten und beschleunigten Verfahren einverstan-
den.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Birte Pauls [SPD]: Darum geht es 
doch gar nicht!)

Das machen wir jetzt, aber das hat auch Konse-
quenzen, und die müssen uns bewusst sein.

(Zuruf Birte Pauls [SPD])

Das hat die Konsequenz, dass es verkürzte Anhö-
rungsfristen geben wird. Das hat die Konsequenz, 
dass wir kein zweistufiges Gesetzgebungsverfahren 
haben, sondern nur ein einstufiges, also einen Frak-
tionsgesetzentwurf mit Parlamentsanhörung, aber 
keine Regierungsanhörung. Das wird auch die Kon-
sequenz haben, dass wir das Gesetz möglicherwei-
se erst im Dezember 2024, vielleicht auch schon 
im November 2024, aber nicht viel früher, werden 
beschließen können, also mit sehr, sehr kurzer Vor-
laufzeit zum Inkrafttreten. Das muss allen bewusst 
sein. Aber die Bereitschaft in der Anhörung dazu 
war da, und darauf haben wir reagiert, und nicht 
auf irgendwelche fiskalischen Aspekte. Die Steige-
rungsraten sind auch so hoch genug.

(Birte Pauls [SPD]: Machen Sie sich doch 
nicht lächerlich!)

Und deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
glaube ich, dass wir mit noch mehr Geld die Pro-
bleme nicht alle in den Griff bekommen werden. 
Wir merken, wir geben unheimlich viel Geld ins 
Kitasystem, und trotzdem ist die Unzufriedenheit 
hoch, deshalb habe ich Zweifel, ob das mit noch 
mehr Geld alles gelöst werden kann. Wir müssen 
die Evaluationszeit nutzen, um alles noch einmal 
auf den Prüfstand zu stellen, aber auch um die 
Praktikabilität, die Funktionalität, die Flexibilität 
des Systems zu überprüfen.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Das müssen wir gemeinsam tun, mit allen Beteilig-
ten: Kommunen, Trägern und Politik.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir müssen zu einem effizienteren Einsatz des vie-
len Geldes kommen, damit wir die Zufriedenheit 
mit der Kitapolitik bekommen, die wir uns alle er-
hofft haben, die bisher aber noch nicht eingetreten 
ist, Herr Kollege Garg. Das gehört auch zur ehrli-
chen Analyse. Daran werden wir im nächsten Jahr 
mit allen Beteiligten gemeinsam intensiv arbeiten. – 
Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Lasse Petersdotter das Wort.
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Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Vorweg, weil die 
SPD gerade Armutszeugnisse verteilt hat: Also ich 
habe es geschafft, während des Arguments bis zum 
Ende Ihrer Rede nicht nur Informationen der Lan-
desregierung darüber zu finden, wo man alle Vor-
aussetzungen für den Quereinstieg finden kann, 
sondern auch darüber, was man am besten in die 
Bewerbung reinschreibt und auch Informationen 
über die Pädiko -Akademie, bei der ich mich be-
werben kann und an der die Ausbildung stattfindet.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Aber das ist ein Symbol dafür, wie Sie Armutszeug-
nisse verteilen.

Wir haben ein Problem in der Kitapolitik, das nicht 
allein in Schleswig-Holstein besteht. Schauen wir 
uns doch bundesweit die Landkarte an: Überall ha-
ben wir ein Delta zwischen der Betreuungsquote 
und dem Bedarf. Dort, wo das Delta besonders ge-
ring ist, lohnt es sich sehr, einmal auf die Qualität 
zu gucken, die in den jeweiligen Ländern dann ge-
währleistet wird.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich betrachte einmal das Saarland als Modellver-
such der Sozialdemokratie, in dem man allein re-
giert. Das Saarland hat eine Betreuungsquote von 
89 Prozent und einen Bedarf von 95 Prozent. 
Schleswig-Holstein liegt bei einer Betreuungsquote 
von 89,7 Prozent und einem Bedarf von 97 Prozent. 
So weit liegt das gar nicht auseinander.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und CDU)

Es wurde angesprochen: In Schleswig-Holstein 
wurden die Kitamittel, der Landesanteil, seit 2017 
mehr als verdreifacht. Damals wurde mit 220 Mil-
lionen Euro gestartet, heute sind es 700 Millionen 
Euro. Das gehört in diese Debatte rein, wenn man 
über Unterfinanzierung spricht und darüber, dass 
man angeblich nicht genug Geld in ein System rein-
gäben.

Trotzdem ist die Debatte kontrovers. Wie denn auch 
sonst, wann war die Kitadebatte nicht kontrovers? 
Kollege Garg, ich weiß nicht, ob Sie hier eine an-
dere Erinnerung haben als ich, aber auch die Kita-
reform, die gut und richtig war und die wir gemein-
sam beschlossen haben, war nicht unkontrovers. 
Natürlich standen wir alle in einer Riesendebatte 
mit den Verbänden, mit den Kommunen und mit 

allen Beteiligten. Das ist überhaupt keine Frage. 
Den Anspruch, dass eine Kitareform oder eine Ki-
taverbesserung und all das ohne Widerspruch und 
in einem ruhigen Fahrwasser geschehen wird, den 
sollten wir alle nicht haben.
Nach meiner Auffassung ist das große Dilemma, 
dass wir einen riesengroßen Fachkräftemangel ha-
ben und dass wir durch den Fachkräftemangel in 
ein Problem kommen, was unsere Qualitätsansprü-
che angeht. Unsere Reaktion soll natürlich nicht 
sein, dass wir die Qualität reduzieren und dass wir 
die Betreuungsmöglichkeiten verschlechtern. Trotz-
dem müssen wir aber doch diese Herausforderung 
erkennen. Zu dieser Herausforderung gehört auch, 
dass alle Bundesländer diese Herausforderung ha-
ben und dass wir sie mit Geld allein nicht gelöst 
bekommen. Man kann sagen, dass wir keine Haus-
haltsschwierigkeiten haben.

(Wortmeldung Dr. Heiner Garg [FDP])
– Vielen Dank. Ich warte erst einmal.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Ich hätte Sie noch den Satz zu Ende sprechen 
lassen, Herr Abgeordneter, aber atmen Sie durch, 
und ich stelle Ihnen die Frage, ob Sie einer Zwi-
schenfrage oder einer Anmerkung des Abgeordne-
ten Dr. Garg zustimmen.

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Gern, vielen Dank.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Herr Kollege Pe-
tersdotter, selbstverständlich war die Entste-
hung der Kitareform von extrem kontrover-
sen Positionen geprägt. Die Kunst aller drei 
Fraktionen und am Ende auch des SSW, 
der im Landtag zugestimmt hat, die wir am 
Ende miteinander hinbekommen haben, ist, 
dass die, die an der Entstehung beteiligt 
waren, nämlich die kommunalen Landesver-
bände, die Landeselternvertretungen und die 
Landesarbeitsgemeinschaft der freien Wohl-
fahrtsverbände in Schleswig-Holstein, sich 
hinter dem Kompromiss versammelt haben.
Meine Befürchtung und auch der Grund, 
warum ich an der Stelle so emotional bin, 
ist, dass genau diejenigen, die das Kind mit 
aufs Gleis gesetzt haben, sich jetzt davon 
verabschieden, weil – ich sage es einmal 
freundlich – die Kommunikation offensicht-
lich nicht mehr ganz so intensiv funktioniert, 
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wie das eigentlich in einem so schwierigen 
Evaluationsprozess sein müsste.
(Beifall Dr. Bernd Buchholz [FDP])
Das war der Punkt. Selbstverständlich bin 
ich bei Ihnen, dass die Entstehungsgeschich-
te von ganz unterschiedlichen Positionen ge-
prägt war. Die Eltern wollten gleich Beitrags-
freiheit. Die Träger wollten eine viel höhere 
Qualität, und die Kommunen wollten eine 
höhere Entlastung.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter!

(Beate Raudies [SPD]: Genau, die wollten 
auch Beitragsfreiheit!)

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Ja, wir haben da sehr widerstrebende Interessen, 
auch in den Statusgruppen, die daran beteiligt sind. 
Es ist wichtig, dass viele auf dem Weg gesagt ha-
ben: Gut, wir gehen den Weg jetzt erst einmal, wir 
haben ja auch den Evaluationsprozess. – Die Re-
form bis zur Evaluation arbeitet natürlich mit An-
nahmen, und danach erst haben wir konkretere Zah-
len. Deswegen sind die Erwartungssprünge jetzt so 
groß. Nichtsdestotrotz, bei jedem Kitabesuch gab 
es, wenn dieser nicht nur auf Ebene der Verbände 
stattfand, durchgängig weiterhin Kritik. Auch auf 
Verbandsebene gab es Kritik. Mein Anspruch war 
nur, dass wir nicht glauben sollten, dass wir diese 
Kitadebatte je unkontrovers führen werden.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das wäre ja auch 
langweilig!)

Ich finde es wichtig, das zu betonen, weil der 
Anspruch der Diskussionsbeiträge meiner Meinung 
nach ab und zu anders war. Es wirkte so, als hätten 
wir einen Kitafrieden gehabt, den es in der Form 
nicht an jeder Stelle gab, sondern das blieb ein 
kontroverses Thema – was auch okay ist.
Zum Haushalt. Man könnte sagen: Ihr habt jetzt 
doch die Mehrheit, jetzt beschließt doch einfach 
mehr Geld! Die gleichen Argumente kenne ich aus 
der Krankenhausfinanzierung und auch aus dem 
Bereich der Infrastruktur. Dort könnte man das 
auch machen, beim Klimaschutz ebenso. Gerade 
im Bereich Kita möchte ich einmal sagen: Welches 
Motiv unterstellen Sie uns denn? Was glauben Sie, 
ist das politische Motiv, warum wir nicht so viel 
Geld reingeben, wie es in einer perfekten Welt 
möglich wäre? Dieses Motiv gibt es nicht. Wir wür-

den das gern tun. Die Frage ist nur: An welcher 
Stelle? Woher nehmen wir das Geld stattdessen? 
Welche Wirksamkeit kann das Geld tatsächlich ent-
falten. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat die Abgeordne-
te Eka von Kalben das Wort.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und 
Kollegen! Sie wissen wahrscheinlich, dass mir die 
Kitareform immer noch sehr am Herzen liegt, auch 
wenn ich dafür nicht mehr zuständig bin. Lieber 
Heiner Garg, Sie haben mich angesprochen, weil 
ich bei der Evaluation so kritisch geguckt hätte. Ich 
finde es total wichtig: Wir haben sie in das Gesetz 
geschrieben, und es ist richtig, dass sie gemacht 
wird. Es ist gut, dass sie ernst genommen wird, und 
es ist auch gut, dass wir sie jetzt schnell umsetzen. 
Ich finde es richtig, dass in dieser Anhörung einmal 
von allen Anwesenden das Bekenntnis dazu gege-
ben wurde: Ja, wir wollen ab 1. Januar ins Zielsys-
tem. Dafür war die Anhörung wichtig. Dass dort 
Vorbereitungen getroffen wurden, um einen Antrag 
zu stellen, ist aus meiner Sicht kein Untergang des 
Abendlandes. Der Grund dafür, warum ich so kri-
tisch geguckt habe, ist, dass Sie in Ihrem Beitrag 
immer wieder gesagt haben, es gebe Unsicherheit, 
alles sei so schrecklich.
Erstens. Sie sagen, bei uns in der Jamaikakoalition 
gab es diese Unruhe nicht, da gab es nur Kontrover-
sen. Ich erinnere mich an Brandbriefe, nach denen 
der Gemeindetag aussteigen wollte. Ich erinnere 
mich an Briefe von den sozialen Wohlfahrtsverbän-
den, die wegen der fehlenden Inklusion aus dem 
Prozess aussteigen wollten und die auch die Zusam-
menarbeit eine Zeit lang aufgekündigt haben.
Ich will nur sagen, dass es wirklich nicht so war, 
dass alles immer einfach war. Auch jetzt, da man 
sich in manchen Teilen des Hauses auf die neue 
Sozialministerin eingeschossen hat, ist es nicht so, 
dass gesagt wird: Jetzt gibt es keine Kommunika-
tion mehr. Das ist aus meiner Sicht einfach eine 
Verklärung der Vergangenheit und die Darstellung 
falscher Tatsachen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Zweitens. Eine Bemerkung zu den Fachkräften: Ja, 
Frau Midyatli, es ist richtig. Die SPD hat sehr 
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früh darauf hingewiesen, dass wir eine Fachkräf-
testrategie brauchen. Ja, es ist auch richtig, dass 
wir schon in der Küstenkoalition damit angefangen 
haben, zum Beispiel an Berufsschulen Erzieher_in-
nen als Lehrer_innen zuzulassen, Frau Schiebe. In 
Flensburg hat das schon stattgefunden. Es ist aber 
so, dass es in Dithmarschen weder Erzieher_innen 
gab, die an die Schulen gehen, noch Lehrkräfte für 
weitere Schulklassen. Das ist eine Tragödie, und 
ich glaube, wir alle sehen, dass wir dieses Problem 
haben. Aber es ist eben kein Problem, das man mit 
Geld lösen kann. Wir haben sozusagen schon bei 
der Ausbildung ein Fachkräfteproblem.
Was ich aber nicht verstehe, ist dies: Wenn diese 
Ministerin jetzt eine Fachkräftestrategie auf den 
Weg bringt, warum ist sie dann ausgerechnet der 
Stein des Anstoßes, wenn wir jetzt sozusagen genau 
den Punkt aufgreifen, den Sie sehr berechtigterwei-
se schon in der letzten Legislatur aufgegriffen ha-
ben?
Letzter Punkt. Zu Ihrer Frage des Monitorings: 
Liebe SPD, Ihr Antrag wurde in der letzten Land-
tagssitzung beschlossen. Da haben wir zugestimmt. 
Insofern wurde auch hier wieder eine Nebelkerze 
von Ihrer Seite geworfen, nicht von unserer Seite. – 
Danke.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat die Abgeordne-
te Serpil Midyatli das Wort.

Serpil Midyatli [SPD]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Ich möchte heute gern mein 
Versprechen einlösen. Ich habe Sandra Redmann, 
meiner liebsten Kollegin, versprochen,

(Beate Raudies [SPD]: Na, na, na! – Weitere 
Zurufe SPD)

keine Vergangenheitsbewältigung zu machen, auch 
wenn mir das gerade in dieser Debatte besonders 
schwerfällt. Liebe Sandra, ich werde mich aber dar-
an halten. Hier liegt die Betonung: Der erste von 
den regierungstragenden Fraktionen, der anerkannt 
hat, dass wir hier ein Problem haben und dass 
die Unzufriedenheit im Land groß ist, war Tobias 
Koch. Das müssen wir hier einmal festhalten. Nie-
mand von den regierungstragenden Fraktionen hat 
dies zuvor anerkannt. Ich bedanke mich ganz herz-
lich dafür.

Das viele Geld wird das Problem anscheinend nicht 
lösen. Das ist ein Fakt, der hier anerkannt worden 
ist.

(Beifall SPD)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, mal ganz ehr-
lich: Wir führen seit zehn bis 20 Minuten hier eine 
Debatte. Ich habe mit meinem Beispiel versucht 
klarzumachen, dass es echt Not gibt. Wir waren 
doch fast alle beim Vorlesetag in den Kitas. Da 
haben wir gehört, dass Kitaleitungen morgens El-
tern anrufen und sagen: Bitte betreut eure Kinder 
heute zu Hause, weil uns die Leute fehlen, da sie 
krank sind. – Das haben Sie doch mitbekommen. 
Wir wissen doch, dass es tageweise zu erheblichen 
Problemen kommt. In Itzehoe wird eine Betreuung 
nur noch an vier Tagen angeboten. Der fünfte Tag 
wurde aufgrund des Fachkräftemangels komplett 
gestrichen.

Ich möchte daran erinnern, dass Kinder, wenn man 
Glück hat, schon sehr früh in die Krippe kommen. 
Dann haben sie dort noch einige Jahre. Es ist aber 
nicht so, dass wir zehn Jahre lang Zeit hätten, um 
alles auf den Weg zu bringen. Die Kinder sind dann 
schon am Ende der Grundschulzeit. Bei all dem, 
was wir machen, haben wir also nicht viel Zeit.

(Werner Kalinka [CDU]: Wovon reden Sie 
eigentlich?)

Es geht um die Kinder in Schleswig-Holstein. 
Wenn es mit Geld allein nicht zu lösen sind, Herr 
Koch, gerade dann ist das doch wichtig. Geld ist 
der einfachste Weg, ein Problem zu lösen. Das ist 
so. Wenn man aber mit Geld ein Problem nicht 
lösen kann, dann ist die Qualität der Arbeit der 
Landesregierung von Bedeutung.

(Tobias Koch [CDU]: Immer!)

Wenn man ein Problem mit Geld nicht lösen kann, 
dann muss man das Problem anders lösen.

(Beifall SPD und SSW)

Da braucht es Ideen, Konzepte, Verständigung, 
Kommunikation und so weiter. Da bin ich gespannt. 
Die Kitakrise ist da. Die Eltern beschweren sich. 
Die Träger sind nicht zufrieden. Ich sage es Ihnen 
jetzt noch einmal, Frau Ministerin, auch im Vorwe-
ge, mein allerletzter Satz: Wenn das so weitergeht, 
werden wir erleben, dass es spätestens im Juni Ki-
taschließungen im ganzen Land gibt. Dann werden 
uns die bestehenden Fachkräfte auch schon wegge-
laufen sein. Sie haben jetzt noch Zeit. Lassen Sie 
uns Kitaschließungen in diesem Land gemeinsam 
verhindern!
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(Beifall SPD und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Ich möchte darum bitten, dass der letzte Satz dann 
auch wirklich der letzte Satz bleibt.
Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat nun 
der Abgeordnete Lars Harms.

Lars Harms [SSW]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Was mich motiviert hat, hier noch einmal 
hochzugehen, war, dass der Kollege Koch darauf 
hingewiesen hat, dass die Küstenkoalition nicht so 
viel Geld zur Verfügung hatte – so will ich es ein-
mal formulieren, er hat es anders formuliert –, um 
die Kindertagesstätten so zu fördern, wie wir es 
zum Glück heute tun.
Denken wir einmal zurück: In Höchstzeiten hatten 
wir einen Aufwand von 900 Millionen Euro zur 
Bewältigung der Flüchtlingsherausforderung, und 
zwar ohne Notkredite. So waren 10 Prozent des 
Haushalts auf einmal weg. Da ist es schwierig, 
politische Ziele umzusetzen. So ehrlich müssen 
wir sein. Ich kann auch ganz ehrlich sagen: Die 
700 Millionen Euro, die jetzt zur Verfügung gestellt 
werden, finde ich klasse.

(Beifall SSW, vereinzelt CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich bin begeistert, dass wir diese Kitareform hin-
bekommen haben. Deswegen haben wir als SSW 
sowohl dieser Kitareform zugestimmt als auch dem 
Haushalt – dies übrigens im vollen Bewusstsein, 
was das bedeutet und wie die Planungen sind. Diese 
wurden uns vorher vorgelegt. Dass das den Grünen 
vorher nicht vorgelegt wurde, finde ich schade.

(Heiterkeit und Beifall SSW und SPD)
Unser Draht zum ehemaligen Sozialminister und 
zur heutigen Finanzministerin ist immer ein guter 
gewesen und wird es auch immer bleiben. Ich bin 
fest davon überzeugt, dass wir diese Fragen auch in 
Zukunft werden klären müssen. Ich finde, dass wir 
diese Herausforderungen über Legislaturperioden 
hinaus einheitlich lösen müssen.

(Beifall SSW und FDP)
Das ist die Herausforderung, meine Damen und 
Herren. Deswegen finde ich es richtig, was der Kol-
lege Kalinka vorhin gesagt hat, als er vier Punkte 
angeführt hat. Unserer Auffassung nach ist es sehr 
wichtig, dass wir als Parlament diese Zahlen, Daten 
und Fakten bekommen. Anscheinend hat das beim 

letzten Mal noch nicht ganz so gut geklappt. Wie 
gesagt, bei uns klappte es hervorragend. Wir gehen 
aber auch in die Ministerien hinein und fragen ein-
mal nach.

(Heiterkeit FDP – Christopher Vogt [FDP]: 
Unangemeldet!)

Deswegen ist es gut, dass wir das transparent auf-
arbeiten und klarstellen, welche Kosten auf uns zu-
kommen, welche Herausforderungen es gibt, was 
wir lösen können und was wir vielleicht noch nicht 
lösen können. Das ist wichtig.
Meine Damen und Herren, der Kern ist aber, dass 
wir diese Diskussion, die wir heute so entspannt 
führen, eigentlich schon vor einem halben Jahr hät-
ten führen müssen. Diese Diskussion hätten wir 
führen müssen, und zwar unter dem gleichen Vor-
zeichen, wie wir sie heute führen, nämlich unter 
dem Vorzeichen der Zusage gegenüber den Eltern, 
dass es die Eltern nicht teurer zu stehen kommt als 
bisher; denn diese sind gebeutelt genug.

(Beifall SSW, SPD und FDP)
Immerhin haben wir seit heute zumindest diese Zu-
sage. Somit ist ein Punkt abgearbeitet. Jetzt lassen 
Sie uns die anderen Punkte auch abarbeiten, ein 
vernünftiges Kitagesetz auf die Beine stellen und 
diese Kitareform vernünftig fortsetzen. – Vielen 
Dank.

(Beifall SSW und FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der 
Abgeordnete Christopher Vogt.

Christopher Vogt [FDP]: 
Liebe Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ich habe in den vergangenen 
Wochen – vermutlich wie viele andere auch – vie-
le Gespräche geführt mit Eltern, mit Verbänden, 
mit Kommunen sowie mit Erzieherinnen und Erzie-
hern. Ich bin übrigens selbst Vater eines Kitakindes. 
Insofern kenne ich die Situation schon gut.
Sie haben Sorgen und handfeste Probleme. Ich 
muss ganz ehrlich sagen, ich sorge mich schon ein 
bisschen – das geht meiner ganzen Fraktion auch 
so –, dass die Errungenschaften der Kitareform, die 
in den vergangenen Jahren teilweise über die Koali-
tionsgrenzen hinweg gemeinsam erarbeitet worden 
sind, die natürlich kontrovers diskutiert wurden, ein 
Stück weit kaputtgehen. Das ist unsere Sorge. Ich 
glaube, diese Sorge ist nicht unberechtigt.
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Liebe Eka von Kalben, wir haben das viele Jahre 
lang gemeinsam betrieben und die Kitareform vor-
angebracht. Wir hatten zuvor gar kein richtiges Ki-
tasystem in Schleswig-Holstein. Wir hatten bundes-
weit die höchsten Beiträge. Ich will nur einmal dar-
an erinnern, wo wir vor einigen Jahren standen. Na-
türlich sind unglaublich hohe Summen aufgewendet 
worden. Ich finde es schwierig, wenn das Haupt-
argument der grünen Fraktion ist, der ehemalige 
Minister hätte keine finanzielle Vorsorge getroffen, 
er sei für den Haushalt der Nachfolgeregierung ver-
antwortlich.

Ich meine das sehr ernst. Ich erinnere mich noch 
sehr gut an das, was wir gemeinsam verabredet 
haben. Wir können uns gern die Akten im Sozial-
ministerium und im Finanzministerium anschauen. 
Wir können uns das aber auch ersparen, indem Sie 
das zurücknehmen, was Sie hier heute gesagt ha-
ben. Ihre Kritik richtet sich mindestens genauso an 
die Finanzministerin und den heutigen Ministerprä-
sidenten.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Ist das wirklich die Haltung der grünen Fraktion zur 
Kitareform? Wenn Martin Habersaat, langjähriger 
Bildungspolitiker der Opposition, die Kitareform 
der Jamaikakoalition gegen die grüne Fraktion in 
Schutz nehmen muss, dann ist hier schon einiges 
durcheinandergeraten. Ich glaube, die grüne Frakti-
on sollte noch einmal in sich gehen und das zurück-
nehmen, was sie heute verbreitet hat; denn das ist 
wirklich Unsinn.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Anmerkung 
beziehungsweise Zwischenfrage der Abgeordneten 
von Kalben?

Christopher Vogt [FDP]: 
Das ist ja schon ein bisschen so wie früher hier. Das 
machen wir doch.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zunächst einmal freue ich mich ge-
meinsam mit Ihnen, dass die SPD die Jamai-
kakoalition gelobt hat. Das war immerhin ein 
schöner Beitrag.

– Gegen Sie in Schutz genommen.

– Wie auch immer. Ich halte das schon für 
ein Lob.

Ich möchte gern darauf hinweisen, dass ich 
den Beitrag meiner Kollegin so verstanden 
habe, dass Herr Garg immer wieder darauf 
hinweist, dass wir in der Jamaikakoalition 
geplant haben – und das haben wir auch –, 
langfristig die Beiträge weiter zu senken. 
Herr Vogt, es war eine politische Überle-
gung, die Beiträge weiter zu senken, wenn 
die Mittel zur Verfügung stehen. Für diese 
Mittel haben wir natürlich nicht Vorsorge ge-
troffen. Ich erwarte oder ich hoffe oder ich 
bin gespannt, ob Sie bei den kommenden 
Haushaltsberatungen einen entsprechenden 
Haushaltsantrag vorlegen werden. Es ist doch 
Ihre Fraktion, die für „nicht mehr Steuern“ 
und „nicht mehr Schulden“ eintritt. Deshalb 
sind wir gespannt, aus welchen Mitteln Sie 
weitere Beitragssenkungen der Eltern finan-
zieren werden.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

– Frau von Kalben, da haben Sie jetzt aber ein 
ziemliches Eigentor geschossen.

(Beate Raudies [SPD]: Ja!)

Es ist ja nicht nur eine Planung der früheren Jamai-
kakoalition gewesen; das steht in Ihrem schwarz-
grünen Koalitionsvertrag: Kitabeiträge werden wei-
ter abgesenkt.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Dass Sie jetzt Ihre eigenen Versprechen nach der 
Landtagswahl nicht erfüllen können, und dafür den 
Kollegen Heiner Garg verantwortlich machen, ist 
schon ein bisschen crazy.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Bald sind ja Ferien. Ich wünsche der einen oder 
dem anderen, dass er da ein bisschen zur Ruhe und 
wieder zur Sache kommt.

Sie haben eben übrigens auch gesagt, wir hätten uns 
auf die Ministerin eingeschossen, wir behaupteten 
hier falsche Tatsachen. Frau Kollegin, dazu käme 
ich gern gleich noch. Ich merke, dass bei den Grü-
nen die Hütte brennt, wenn Monika Heinold die 
ganze Zeit hektisch Nachrichten an ihre Fraktion 
schickt; das ist vorhin die ganze Zeit passiert.

(Heiterkeit FDP, SPD und SSW – Unruhe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Nein, nein – ja klar, alles klar: ist nicht passiert. 
– Im Ernst, Frau von Kalben: Sie haben das im 
Koalitionsvertrag versprochen. Das unseriös sein 
soll, dass wir jetzt einfordern, was Sie selber ver-
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sprochen haben – da sollten Sie wirklich einmal 
selbstkritischer mit dem eigenen Koalitionsvertrag 
umgehen.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Gestatten Sie eine Nachfrage der Kollegin von Kal-
ben?

Christopher Vogt [FDP]: 
Ja, klar.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] Ich gebe zu, dass auch wir große 
Probleme mit der derzeitigen Haushaltslage 
haben, die wir in Land und Bund ja alle 
kennen, alle Pläne des Koalitionsvertrages fi-
nanziell abzubilden. Das ist überhaupt keine 
Frage. Dafür muss ich mich auch nicht schä-
men und auch nichts zurücknehmen. Das gilt 
für die Opposition genauso; aber wir sind 
nicht diejenigen, die immer sagen: Es dürfen 
keine Notkredite passieren, es darf dies nicht 
passieren und das nicht. – Sie sind diejeni-
gen, die sagen, wir dürften auf keinen Fall 
irgendwo mehr Geld ausgeben, aber gleich-
zeitig in fast jeder Debatte fordern, dass wir 
für bestimmte Dinge mehr Geld ausgeben.
Mein einziger Punkt an dieser Stelle war – 
was ein Fakt ist und kein Vorwurf –, dass 
wir natürlich nicht mit Jamaika die Vorsorge 
für weitere Beitragssenkungen getroffen ha-
ben, weil wir das zu dem Zeitpunkt gar nicht 
konnten.

– Ja, genau. Jetzt haben Sie es selber gesagt, dass 
Ihre Kollegin hier etwas kritisiert hat, was auch 
Quatsch ist. Ich bin dankbar für die Klarstellung, 
dass die grüne Fraktion das richtiggestellt hat, Frau 
von Kalben.
Nur, Frau Kollegin – vielleicht noch ganz kurz –: 
Auch jetzt wird behauptet, die FDP-Fraktion würde 
in jeder Debatte irgendetwas fordern und keine Fi-
nanzierung machen. Wir brauchen keine Nachhilfe 
in Sachen seriöser Haushaltspolitik. Sie beantragen 
in fast jeder Debatte, dass der Bund für alles Mögli-
che endlich mal mehr Geld geben müsse, obwohl er 
gar nicht zuständig ist.

(Beifall FDP und SPD – Unruhe)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Frau von Kalben, bleiben Sie bitte stehen?

Christopher Vogt [FDP]: 
Es ist schon alles gut. – Frau Kollegin, wir haben 
gemeinsam seriöse Haushaltspolitik gemacht. Es 
war nicht alles schlecht. Wenn Sie daran anknüpf-
ten, was wir gemeinsam gemacht haben, wäre es 
ein schönes Weihnachten.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Gestatten Sie noch eine Nachfrage des Abgeordne-
ten Koch?

Christopher Vogt [FDP]: 
Ja, natürlich, ich will ja nicht unhöflich sein.

Tobias Koch [CDU]: Vielen Dank, Herr 
Kollege Vogt. – Nach meiner Wahrnehmung 
haben wir in Jamaikazeiten mit dem dama-
ligen Kitaminister Dr. Heiner Garg keine 
unterfinanzierte Kitareform auf den Weg ge-
bracht, sondern natürlich haben wir auch die 
Auswirkungen der damaligen Beschlüsse im 
Auge gehabt, was Kostensteigerungen und 
Dynamisierung anbelangt. Aber genau das ist 
jetzt der Vorwurf der Kommunen, zu sagen: 
Mit der angedachten Verlängerung der Eva-
luation wird uns ein Jahr Geld vorenthalten, 
das wir eigentlich damals zugesagt bekom-
men haben, das aus der Evaluation heraus 
kommen sollte, weil unterfinanziert ist, was 
damals von Jamaika beschlossen wurde. – 
Genau das ist der Vorwurf der Kommunen: 
Unterfinanzierung, zu geringe Sachkosten, zu 
geringe Gebäudekosten.
Deswegen müssen Sie sich als FDP jetzt 
überlegen, welche Position Sie sich zu eigen 
machen. Teilen Sie diesen Vorwurf der Kom-
munen, dass es unterfinanziert ist, dass da-
mals von Jamaika keine ausreichenden Mittel 
für Sachkosten und Gebäude auf den Weg 
gebracht wurden? Oder haben wir es damals 
solide gemacht, haben wir es finanziert, ha-
ben wir Preissteigerungen im Blick gehabt? 
– Sie müssen sich nur entscheiden, welche 
Position Sie vertreten. Deswegen wäre ich 
Ihnen dankbar, wenn Sie diese Diskrepanz 
noch einmal auflösen könnten.
(Vereinzelter Beifall CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

– Lieber Herr Kollege Koch, Sie haben, glaube ich, 
ein genauso gutes Gedächtnis wie ich. Ich habe 

Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 46. Sitzung – Donnerstag, 14. Dezember 2023 3423

(Christopher Vogt)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3287&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3062&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3062&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3287&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3062&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3062&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3287&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3062&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3062&format=WEBVOLLLANG


mich gerade mit den Vertreterinnen und vor allem 
einem Vertreter vom Gemeindetag sehr kritisch, 
konstruktiv auseinandergesetzt,

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Oh ja!)

der auch kein Kind von Traurigkeit ist. Ich habe 
mich auch mit vielen Kommunen auseinanderge-
setzt, übrigens auch meinem Heimatkreis, dem Her-
zogtum Lauenburg. Da waren einige Kommunen 
immer schon sehr kritisch – womit ich mich immer 
gern auseinandergesetzt habe –, wenn zusätzliche 
Kitaplätze geschaffen wurden, dass Dinge der Re-
form finanziell zugerechnet wurden, die mit der 
Reform eigentlich nichts zu tun hatten.

(Tobias Koch [CDU]: Ja, genau!)

Denn man hatte vielleicht vorher zu wenig Plätze, 
musste bestimmte Standards erfüllen und war da-
von entfernt, hatte hohe Elternbeiträge, die man 
entwickeln musste. Es gibt durchaus Kommunen – 
das habe ich immer deutlich gemacht –, die drauf-
zahlen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Ja! – Unruhe CDU)

Das habe ich immer gesagt. Das habe ich auch 
den anderen Damen und Herren vom Gemeindetag 
immer gesagt. Aber da möchte ich zu dem Punkt 
kommen, Herr Kollege Koch: Was ist jetzt eigent-
lich das Problem? – Zwei Dinge sind momentan 
das große Problem. Das eine ist das Thema Kom-
munikation. Das sagen einem die Verbände.

(Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das haben wir auch gesagt!)

Ich war neulich beim Roten Kreuz – dem sitzt 
jemand vor, der auch der Vorgängerregierung ange-
hörte. Der hat gesagt, sein größter Wunsch für das 
neue Jahr ist, dass die Sozialministerin auch endlich 
Kitaministerin wird. Das hat der Mann dort gesagt, 
und das sagt er ja nicht, weil er bösartig ist, der 
CDU oder der Landesregierung etwas Böses tun 
wollte, sondern weil er es so wahrnimmt. Das ist 
nicht irgendwer: Wenn Torsten Geerdts so etwas 
sagt, nehme ich das ernst. Die CDU sollte das auch 
sehr ernst nehmen.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Herr Kollege Koch, der zweite Punkt ist: Uns war 
immer klar, dass dieses System, das wir dort auf-
gebaut haben, das große Verbesserungen bringt, 
verschiedene Beteiligte auch sehr viel Geld kosten 
wird. Es ist eine Frage der Schwerpunktsetzung – 
das ist der zweite Punkt.

Mit Jamaika war klar: Der große Schwerpunkt der 
Koalition ist der Kitabereich. Das wird jetzt nicht 
nur von uns, sondern von vielen Beteiligten nicht 
mehr so wahrgenommen. Ich mache mir Sorgen, 
wenn heute in der Zeitung steht, dass Kommunen 
sagen: „Wir schaffen es leider nicht, weil die Lan-
desregierung uns zu wenig unterstützt, notwendige 
Gebäude zu bauen, weitere Plätze zu schaffen“, und 
so weiter.
Da können Sie jetzt, da können wir alle noch lan-
ge die Vergangenheit beleuchten. Das Problem ist, 
Herr Kollege Koch: Jetzt brennt die Hütte in den 
Kommunen, jetzt brennt die Hütte bei den Verbän-
den, die offen damit drohen, dass sie Kitas vom 
Netz nehmen. Ich meine, worüber reden wir mitt-
lerweile? – Da muss man ganz einfach sagen: Herr 
Kollege Koch, das müssen Sie jetzt lösen. Sie müs-
sen das erst einmal ernst nehmen, damit sie es lösen 
können. Das ist das Problem; das nehme ich nicht 
ausreichend wahr.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Beratung.
Ich stelle zunächst fest, dass der Berichtsantrag zu 
b) – –

(Peer Knöfler [CDU]: Da war noch was! – 
Unruhe)

– Gibt es irgendwelche Irritationen? – Herr Kolle-
ge Knöfler, ich weise darauf hin, dass jedem Abge-
ordneten ein Kurzbeitrag pro Tagesordnungspunkt 
zusteht. Insofern kann ich leider dem Kollegen Ka-
linka jetzt nicht noch einmal das Wort erteilen.

(Werner Kalinka [CDU]: Schade! – Zuruf: 
Herr Knöfler könnte ja!)

– Ich bin davon ausgegangen, dass der Kollege Ka-
linka so ein alter Fuchs ist, dass er das weiß.
Ich stelle zunächst fest, dass der Berichtsantrag 
zu b), Drucksache 20/1691, durch die Berichterstat-
tung der Landesregierung seine Erledigung gefun-
den hat.
Wir kommen zur Abstimmung über a), Gesetzent-
wurf der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, Drucksache 20/1599. Ich las-
se somit über diesen Gesetzentwurf, Drucksache 
20/1599, in der vom Ausschuss empfohlenen Fas-
sung abstimmen. Wer dem Gesetzentwurf zustim-
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Die Gegenprobe! – Enthaltungen? – Damit ist 
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der Gesetzentwurf mit den Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der SSW-Fraktion, 
der FDP-Fraktion, der CDU-Fraktion gegen die 
Stimmen der SPD-Fraktion in der Fassung der 
Drucksache 20/1727 angenommen.

(Unruhe FDP – Zuruf Christopher Vogt 
[FDP])

– Herr Kollege Vogt?

(Christopher Vogt [FDP]: Moin!)

Gut. – Wir kommen zur Abstimmung in der Sache 
über den Antrag der Fraktion der SPD, Drucksache 
20/1711, sowie den Alternativantrag der Fraktio-
nen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
Drucksache 20/1742.

Ich lasse zunächst über den Antrag Drucksache 
20/1711 in der Sache abstimmen. Wer dem zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die SPD-Fraktion und die Fraktion des SSW. 
Die Gegenprobe! – Das sind die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und die CDU-Fraktion. Und 
Enthaltungen?

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Bei Enthaltung der Fraktion der FDP ist dieser An-
trag abgelehnt.

Ich lasse dann über den Alternativantrag, Drucksa-
che 20/1742, in der Sache abstimmen. Wer hier 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Die Gegenprobe! – Enthaltungen? – Da-
mit ist der Antrag mit den Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der CDU-Frak-
tion gegen die Stimmen der SPD-Fraktion bei Ent-
haltung der Fraktion des SSW und der FDP-Frakti-
on angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 auf:

Berichtsantrag über die kulturpolitischen Leitli-
nien der Landesregierung

Antrag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/1465

Das Wort zu Begründung wird nicht gewünscht. 
Mit dem Antrag wird ein Bericht in dieser Tagung 
erbeten. Ich lasse somit in gewohnter Manier dar-
über abstimmen, ob der Bericht in dieser Tagung 
gegeben werden soll. Wer dem zustimmen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe! – 
Enthaltungen? – Das ist einstimmig so beschlossen.

Ich erteile somit für die Landesregierung der Minis-
terin für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wis-
senschaft, Forschung und Kultur, Karin Prien, das 
Wort.

Karin Prien, Ministerin für Allgemeine und Beruf-
liche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Kunst und Kultur haben eine herausragen-
de Bedeutung für unsere Gesellschaft. Da stimmen, 
so glaube ich, alle hier im Saal zu. Trotzdem ist 
das Thema eines, das eher in den Hintergrund gerät, 
wenn viele andere Dinge scheinbar so viel wich-
tiger sind. Deshalb bin ich den Koalitionsfraktio-
nen außerordentlich dankbar, dass sie dieses Thema 
heute auf die Tagesordnung gebracht haben.

Warum ist das so? Warum sind Kunst und Kul-
tur von so großer Bedeutung? – Sie geben Raum 
für Identitätsfindung, sie bieten Orientierung und 
ermöglichen erst den gesellschaftlichen Zusammen-
halt. Erlauben Sie mir, Frau Präsidentin, ein Zitat 
von Frau Kurth, einer grünen Abgeordneten, die 
2007 eine der Berichterstatterinnen der Enquete-
Kommission „Kultur in Deutschland“ war, zu brin-
gen. Die sagte:

„Kultur befähigt uns, Demokratie zu leben, 
Urteile zu fällen und abzuwägen.“

Das ist ein Satz, der noch immer richtig ist und der 
gerade in diesen Zeiten großer gesellschaftlicher 
Umbrüche, gerade in diesen Zeiten, in denen die 
liberale Demokratie zunehmend unter Druck gerät, 
von großer Richtigkeit und Bedeutung ist: Men-
schen sind verunsichert, Menschen suchen nach 
Halt. Dafür sind Kunst und Kultur von entscheiden-
der Bedeutung, und zwar auch als Mutmacher, als 
Hoffnungsgeber, als Kraftspender. All das brauchen 
wir im Augenblick so sehr.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Kunst und Kultur helfen uns, die aktuellen Heraus-
forderungen eben nicht nur als Krisen zu sehen, 
sondern als einzigartige Chance, um die richtigen 
Weichen für die Zukunft zu stellen.

Durch ihre Kreativität und ihre Improvisationsbe-
reitschaft können Kunst und Kultur versuchshalber 
auch alternative Wege eröffnen, den Blick auf al-
ternative Lebensformen richten und soziale Innova-
tionen ermöglichen. Sie zeigen uns immer wieder 
neue Wege und neue Lösungsmöglichkeiten, wo 
uns manchmal vielleicht der Blick darauf fehlt, 
dass doch noch etwas anderes geht. Damit bieten 
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uns Kunst und Kultur eine Bühne, um gesellschaft-
liche Prozesse, Veränderungen und Diskussionen 
abzubilden. Sie geben jedem Menschen in unserem 
Land die Chance, vom Zuschauer zum Gestalter zu 
werden. Dafür danke ich allen Kunst- und Kultur-
schaffenden in unserem Land an dieser Stelle sehr 
herzlich. Wir wissen Ihre Arbeit und den Wert Ihrer 
Tätigkeit für unsere Gesellschaft sehr zu schätzen.

(Beifall CDU, SSW, vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und SPD)

Gleichzeitig ist uns natürlich bewusst, dass gera-
de die Kultur von den großen Umbrüchen selbst 
betroffen ist. In der Pandemie haben wir es alle 
gespürt: Die Kultur hat besonders unter den Schutz-
maßnahmen gelitten. Künstlerinnen und Künstler 
leben noch immer zu oft in prekären Einkommens-
verhältnissen. Und auch die Inflation als wirtschaft-
liche Folge des Ukrainekrieges trifft den Kulturbe-
reich massiv sowohl durch gestiegene Kosten als 
auch durch sinkende Besucherzahlen. Viele der 
bereits zuvor laufenden Veränderungsprozesse wur-
den noch einmal beschleunigt und müssen verstärkt 
und strukturiert angegangen werden.

Wir werden für die großen transformatorischen 
Aufgaben, die vor uns liegen, noch viel Kraft und 
einen langen Atem brauchen. Umso wichtiger ist 
es, dass wir im bewährten engen Dialog diese Auf-
gaben angehen. Daher haben wir als für die Kultur 
zuständiges Ministerium zusammen mit der kom-
munalen Familie und der Kulturszene in unserem 
Land seit 2021 im bewährten partizipativen Format 
des Kulturdialogs neue kulturpolitische Leitlinien 
für unser Land entwickelt.

Mit dem vorgelegten Dokument bietet die Landes-
regierung einen verlässlichen Rahmen für die Kul-
turentwicklung und für Schwerpunktsetzungen un-
serer Kulturförderung. Wir setzen damit auch einen 
Auftrag aus dem schwarz-grünen Koalitionsvertrag 
um.

Das übergeordnete Ziel ist und bleibt unser Kultur-
erbe und die zentrale Infrastruktur einschließlich – 
das will ich betonen – der kulturellen Bildung in ih-
rer Vielfalt, ihrer Kreativität und Schaffenskraft zu 
erhalten – und das auch in Zeiten knapper Kassen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Zur Wahrheit gehört natürlich auch, dass wir trotz 
aller Anstrengungen in den letzten Jahren immer 
noch nur auf Platz 14 bei den öffentlichen Ausga-
ben für die Kultur je Einwohnerinnen und Einwoh-
ner liegen und sogar den vorletzten Platz beim 

Indikator Anteil der kulturverwandten Mittel am 
Gesamthaushalt; und das – wie gesagt – trotz aller 
Anstrengungen der letzten Jahre.

Deshalb war es uns wichtig, auch in diesem Haus-
haltsentwurf durch Umschichtungen zumindest zu 
ermöglichen, keine Kürzungen bei der institutionel-
len Förderung unserer Kultureinrichtungen vorzu-
nehmen. Aber die haushaltspolitische Lage erfor-
dert – wie schon in der Vergangenheit – eine beson-
ders strategische Positionierung in der Kulturpoli-
tik. Dies tun wir mit den kulturpolitischen Leitlini-
en. Sie definieren Haupthandlungsfelder, die für die 
künftige Entwicklung der kulturellen Infrastruktur 
von entscheidender Bedeutung sind. Das sind die 
digitale Transformation, die ökologische Nachhal-
tigkeit, die kulturelle Teilhabe und Diversität und 
kreative und kooperative Räume.

Wir greifen also die großen Transformationsthemen 
auf, die uns in nahezu sämtlichen Lebensbereichen 
begegnen und auch vor den Kultureinrichtungen 
nicht haltmachen. In einer fünften Leitlinie betonen 
wir, dass die Kulturakteurinnen und ‑akteure bei 
diesen Transformationsprozessen gezielt unterstützt 
werden sollen. Spartenspezifische Themen sind hier 
bewusst ausgeklammert, und natürlich machen wir 
Künstlerinnen und Künstlern sowie den kulturell 
Aktiven auch künftig keine inhaltlichen Vorgaben.

Ich danke an dieser Stelle ausdrücklich den kom-
munalen Landesverbänden und allen Kulturakteu-
rinnen und -akteuren in unserem Land für den ver-
trauensvollen und konstruktiven Dialog. Es bleibt 
auch zukünftig dabei: Das Land Schleswig-Holstein 
versteht sich als verlässlicher Partner für die Kul-
turszene.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir unterstützen sowohl die Professionalisierung 
der kulturellen Infrastruktur als auch die Vernet-
zung und Kooperation innerhalb der Kulturszene, 
denn wir wissen ihren Wert für unsere Gesellschaft 
zu schätzen. Wir stehen an ihrer Seite.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Die Ministerin hat die Redezeit um eine Minute 
ausgeweitet. Die steht nun allen Fraktionen zur 
Verfügung. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort 
für die CDU-Fraktion hat die Abgeordnete Anette 
Röttger.
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Anette Röttger [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Zunächst danke ich unserer Kultur-
ministerin für ihren Bericht, und ich freue mich 
auch, dass wir dieses Thema zu diesem Zeitpunkt 
gesetzt heute Vormittag behandeln dürfen. Das ist 
nicht selbstverständlich, daher herzlichen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Beate Raudies [SPD]: Früher war das 
selbstverständlich!)

Schleswig-Holstein hat eine vielfältige Kulturszene, 
die von einem breiten landesweit bedeutsamen kul-
turellen Infrastrukturnetz durchzogen ist. Museen, 
Theater, Gedenkstätten, Konzerthallen, Denkmäler, 
Kirchen und Synagogen – wir verfügen hier über 
Weltkulturerbe, wir sind von Festivals geprägt. Hier 
leben und arbeiten die glücklichsten Menschen in 
einer gepflegten Kulturlandschaft. Jede Region halt 
landestypische Eigenarten.
Gemeindetag, Städteverband und Landkreistag und 
auch das Kulturministerium haben sich im Juni 
2021 in Schleswig-Holstein auf einen Kulturpakt 
2030 verständigt. Kulturelle Angebote sind Da-
seinsvorsorge. Sie sorgen für persönliche Wider-
standsfähigkeit – für Resilienz – und sind wichtige 
Standortfaktoren für das Lebens- und Arbeitsum-
feld der Menschen.
Wie selbstverständlich in einer freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung räumen wir der Kultur 
in unserem Land einen wichtigen Stellenwert ein. 
Der Artikel 13 der Landesverfassung benennt dies 
klar und besagt, dass das Land gemeinsam mit den 
Kommunen die Kunst und Kultur schützt und för-
dert.
Die Pandemie mit vielen Beschränkungen hat ins-
besondere kulturelle Aktivitäten und Akteure vor 
große Herausforderungen gestellt. Die multiplen 
Krisen und vielen Veränderungsprozesse haben uns 
gezeigt, wie wichtig Kunst und Kultur sind.
Kulturpolitik hat durch ihren Querschnittscharakter 
viel Potenzial, Kulturist ein Schatz von unschätzba-
rem Wert, der wesentlich zu einem friedlichen Mit-
einander beiträgt

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

und für unseren gesellschaftlichen Zusammenhalt 
unverzichtbar bleibt.
Die Servicestelle für Kulturförderung hat sich be-
währt. Sie unterstützt bei der Erschließung neu-
er Finanzierungsquellen. Kulturelle Angebote kön-

nen Menschen zusammenführen und damit einer 
gefühlten Auflösung von Bindungen in der Gesell-
schaft entgegenwirken. Kulturelle Angebote gehö-
ren zum Jahresverlauf. Sie prägen Feste und Tradi-
tionen.

Die Gedenk- und Erinnerungskultur gibt nicht nur 
Orientierung, sie fordert auf zur Verantwortung, da-
mit sich schlimme Ereignisse der Vergangenheit 
nicht wiederholen. Das spüren wir aktuell mehr 
denn je.

Schleswig-Holstein setzt mit dem Kompetenzzen-
trum für musikalische Bildung einen Schwerpunkt 
bei der musikalischen Bildung und bereitet ein 
Musikschulfördergesetz vor. Die Volkshochschulen 
sollen von der Weiterbildungsstrategie profitieren, 
die Bibliotheken sich zu dritten Orten weiterentwi-
ckeln.

Kulturelle Bildung soll so früh wie möglich be-
ginnen. Der frühe Zugang zu Literatur fördert 
Lesekompetenz, musikalische Bildung, überwindet 
Sprachbarrieren und fördert das Zuhören. Kultur in-
spiriert, bildet, trägt zur Persönlichkeitsbildung bei 
und regt den gemeinsamen Dialog an.

Insbesondere in die Vorweihnachtszeit gehören das 
Vorlesen, das Vortragen, das Musizieren, das Tan-
zen, das Kunsthandwerk, Filme oder Theaterstü-
cke, Weihnachtsoratorien oder das Friedenslicht der 
Pfadfinder dazu.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Kultur ist Futter für die Seele. Ich danke allen, die 
sich hier einbringen, sich ehrenamtlich und haupt-
amtlich, sei es in der Kinder‑, Jugend‑, Erwachse-
nen- oder Seniorenarbeit, engagieren.

Ich danke der Kulturabteilung für die Durchführung 
der Kulturdialoge und Workshops in einem mehr-
stufigen Analyse- und Beteiligungsprozess hin zu 
den kulturpolitischen Leitlinien.

Die Grundsätze dafür sind klar definiert:

„Das Land Schleswig-Holstein ist und bleibt 
verlässlicher Partner für alle Kulturakteurin-
nen und ‑akteure und unterstützt die Profes-
sionalisierung der kulturellen Infrastruktur.“

Kulturpolitische Leitlinien sind die Leitplanken, an 
denen sich die Kulturpolitik in dieser Zeit orientie-
ren kann, um sich bei allen Veränderungsprozessen 
gut für die Zukunft aufzustellen und zu rüsten.

Das Land fördert die Vernetzungen und Koopera-
tionen, begleitet den digitalen Wandel und weite-
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re Transformationsprozesse konzeptionell. Die Aus-
wertung ergab die bereits genannten fünf wesentli-
chen Handlungsfelder digitale Transformation – ich 
denke an den digitalen Masterplan, an die Arbeit 
der Landesbibliothek und an die digitalen Knoten-
punkte –, die ökologische Nachhaltigkeit, die kultu-
relle Teilhabe und Diversität, die kreativen und ko-
operativen Räume und schlussendlich die Verstär-
kung von Prozessförderung und Wandlungsprozes-
sen. Diese Leitlinien sind dazu da, die Megatrends 
und Wandlungsprozesse aufzunehmen, die unsere 
Kultureinrichtungen verändern. Ich wünsche gutes 
Gelingen auf diesem Weg.

Nutzen wir alle die kulturellen Angebote insbeson-
dere in dieser Zeit! Machen wir daraus vielleicht 
ein gutes Geschenk, denn Kultur hat Publikum ver-
dient. – Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich nun der Abgeordneten Uta Röpcke das 
Wort.

Uta Röpcke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Meine erste Rede in diesem Plenar-
saal habe ich im Februar 2014 gehalten, direkt 
nach Ihnen, Kollegin Waldinger-Thiering. Ich weiß 
nicht, ob Sie sich daran erinnern. Anke Spooren-
donk hatte gerade das Kulturplenum eröffnet, Mar-
tin Lätzel in den ersten Kulturdialog dieses Landes 
eingeführt. In der Leitungsgruppe war neben Ihnen, 
Kollegin Waldinger-Thiering, auch die Kollegin aus 
diesem Parlament Beate Raudies.

An dem Kulturplenum nahmen ungefähr 200 Perso-
nen aus dem ganzen Land teil. Der Saal und die 
Tribüne waren gefüllt. Es mussten sogar noch Stüh-
le hereingetragen werden.

An dieser Stelle möchte ich allen, die sich seitdem, 
in welcher Form auch immer, an diesem Prozess 
beteiligt haben, den Kulturverwaltungen im Land 
und in den Kommunen, dem Landeskulturverband, 
dem Landesmusikrat, der LAG Soziokultur, dem 
Nordkolleg und noch so vielen mehr, ausdrücklich 
danken.

(Beifall ganzes Haus)

Ohne sie gäbe es diese kulturpolitischen Leitlinien 
heute nicht.

Meine Rede hielt ich damals übrigens aus der Per-
spektive einer Kommunalpolitikerin, als Mitglied 
eines Kreistages und Stiftungsrätin einer Kulturstif-
tung. Besonders aus dieser Ebene gab es damals 
viel Skepsis und Kritik am Kulturdialog: Mit die-
sem Prozess sei bedauerlicherweise nicht mehr 
Geld verknüpft. – Ich erinnere daran, dass die 
Haushaltslage damals ähnlich angespannt war wie 
heute.

(Beate Raudies [SPD]: Nee, schlimmer!)
– Schlimmer. – Viele Kommunen waren in der 
Konsolidierung. Mein Landkreis gehörte dazu.
Außerdem gebe es keine klar umrissenen Maßnah-
men. Die Umsetzung der Ergebnisse sei nicht klar 
genug skizziert. Alles eher viel schöne Worte, aber 
wenig Konkretes.
Nur um es einmal ganz deutlich zu sagen: Ich ge-
hörte damals nicht zu den Kritiker_innen. Trotzdem 
hatte ich in meiner Rede eine zentrale Frage formu-
liert, die, glaube ich, nicht nur mich bis heute be-
gleitet: Wie stellen wir Kulturförderung besonders 
in Zeiten knapper Kassen und angesichts der Maß-
gabe freiwilliger kommunaler Leistungen auf, wenn 
uns das Ziel eint, kulturelle Teilhabe im ganzen 
Land und auf allen politischen Ebenen zu wollen?
Im kulturpolitischen Fachdiskurs wird nun seit 
schon über 20 Jahren über strategische Kultur-
entwicklung gesprochen. Kulturentwicklung ist ei-
ne gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Kultur- und 
Kreativwirtschaft sind bedeutende Standort- und 
Entwicklungsfaktoren für unser Land. Wir brau-
chen eine Kulturstrategie für Schleswig-Holstein. 
Das soll eine politische Zielsetzung dieser Landes-
regierung sein. – So stand es im Koalitionsvertrag 
der Küstenkoalition von 2012. Das war die Ge-
burtsstunde von Kulturknotenpunkten, Kontraktför-
derung und systematischer Kulturberichterstattung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
SSW – Zuruf SSW: So ist das! – Zuruf SPD: 
Perspektive! – Thomas Hölck [SPD]: Schöne 
Zeiten!)

Gut, dass Jamaika und die jetzige Landesregierung 
an diesen Prozess angeknüpft haben,

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

auch wenn er im Laufe der letzten zehn Jahre im-
mer wieder einmal ins Stocken geraten ist.
Die großen Linien sind seit 2013 deutlich erkenn-
bar. Damals wie heute waren Transparenz, breite 
Beteiligung und Ergebnisoffenheit oberstes Gebot.
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Für alle, die nicht von der ersten Stunde an dabei 
waren, aber heute vielleicht noch einsteigen wollen: 
Ich ermuntere Sie unbedingt dazu. Je breiter die 
Beteiligung, desto breiter das Fundament.

Den aktuellen Stand des Prozesses haben die Minis-
terin in ihrem Bericht, für den ich danke, sowie 
meine Vorrednerin bereits ausgeführt. Hervorheben 
möchte ich jedoch die in den letzten zehn Jah-
ren zunehmende Professionalisierung des Prozes-
ses, zuletzt durch das Netzwerk Kulturberatung. 
Auf dieser Grundlage können wir nun nach der Be-
standsaufnahme, dem Cultural Mapping, vom Wis-
sen zum Handeln kommen.

Bei der Umsetzung der ökologischen und sozialen 
Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 bei allen 
anstehenden großen gesellschaftlichen Transforma-
tionsprozessen der heutigen Zeit spielt der Kultur-
sektor eine zentrale Rolle und übernimmt schon 
jetzt Verantwortung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Bei meiner politischen Festivaltour zum Thema 
Nachhaltigkeit im vergangenen Sommer konnte ich 
mich selbst davon überzeugen. Auf dem NORDEN-
Festival in Schleswig wird das Catering aus gerette-
ten Lebensmitteln von den ResteRittern auf gespen-
detem Porzellangeschirr serviert, das anschließend 
professionell vor Ort in der mobilen Spülbar gerei-
nigt und wiederverwendet wird.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Das Wacken-Festival beschäftigt ganzjährig eine 
Nachhaltigkeitsmanagerin, die Lösungen für Müll, 
E‑Ladeinfrastruktur und Verbesserung der CO2-Bi-
lanz des internationalen Festivals sucht.

Ich freue mich sehr, dass die Landesregierung mit 
den kulturpolitischen Leitlinien die Verantwortung 
des Kultursektors anerkennt, den unzähligen Best-
Practice-Beispielen aus unserem Land Raum gibt 
und einen verlässlichen Rahmen für Aufbruch und 
Transformation setzt. Wir gehen damit ganz im Sin-
ne des Kulturpakts 2030 Hand in Hand mit den 
Kommunen einen weiteren Schritt in die richtige 
Richtung zum inklusiven, klimaneutralen und digi-
talen Kulturland Schleswig-Holstein. – Ich danke 
Ihnen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Das Wort für die SPD-Fraktion hat nun die Abge-
ordnete Sophia Schiebe.

Sophia Schiebe [SPD]: 
Sehr geehrte Landtagspräsidentin! Liebe Kolleg_in-
nen! Ein Kulturdialog, der die Kulturschaffenden 
aktiv einbezieht, ist von grundlegender Bedeutung. 
Er fördert die kreative Vielfalt und schafft einen 
Raum für interdisziplinäre Zusammenarbeit. Kul-
turschaffende sind Träger kultureller Identität und 
Veränderung. Der Dialog mit Kulturschaffenden 
fördert die Schaffung inklusiver Kunst- und Kul-
turpolitiken, die die Bedürfnisse und Perspektiven 
der Gemeinschaft widerspiegeln. Diese Zusammen-
arbeit trägt zur sozialen Integration, kulturellen 
Teilhabe und kreativen Entwicklung bei.
Aus diesem Grund war es sehr wichtig, den Kultur-
dialog durchzuführen. Wir sind uns sicherlich alle 
einig, dass dieser auch zukünftig fortgesetzt werden 
muss.

(Beifall SPD, Uta Wentzel [CDU] und Uta 
Röpcke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ebenso muss meiner Ansicht nach das systemati-
sche Vorgehen und die gemeinsame Betrachtung 
übergeordneter Themen wie Digitalisierung und 
Klimaschutz beibehalten werden. Das war und 
bleibt die richtige Herangehensweise.
Doch alle diese Analysen bringen uns nicht weiter 
– auch da sind wir uns sicherlich einig –, wenn 
die Kulturförderung weiterhin auf dem vorletzten 
Platz innerhalb des Bundes verharrt. Wir wissen, 
dass ohne Moos einfach nichts los ist, und dass 
zeigt sich auch beim aktuellen Umsetzungsstand 
des Kulturpaktes 2030. Der Bericht hat darüber 
hinaus gezeigt, dass die kulturellen Angebote noch 
mehr die Bedürfnisse von Kindern, Jugendlichen 
und Menschen mit Migrationsgeschichte berück-
sichtigen müssen. Kinder und Jugendlich prägen 
ihre Identität durch kulturelle Erfahrungen. Eine 
breite Palette kultureller Angebote ermöglicht es, 
verschiedene Perspektiven, Traditionen und Aus-
drucksformen kennenzulernen, was die kulturelle 
Sensibilität fördert. Daher ist meiner Ansicht nach 
unerlässlich, dass die Strategie für mehr Jugendbe-
teiligung und der zukünftige Kulturdialog eng mit-
einander verzahnt werden.

(Beifall SPD und Uta Röpcke [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

Für Menschen mit Migrationsgeschichte bieten di-
verse Kulturangebote eine Brücke zwischen ihren 
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eigenen kulturellen Wurzeln und der Aufnahmege-
sellschaft. Dies fördert das Verständnis, baut Vor-
urteile ab und trägt zur Integration bei. Zugang 
zu kulturellen Aktivitäten ermöglicht zudem eine 
stärkere Partizipation in der Gesellschaft, indem 
es Menschen mit Migrationsgeschichte hilft, sich 
in ihrer neuen Umgebung zu verwurzeln. Daher 
müssen die zukünftigen kulturellen Leitlinien dies 
stärker berücksichtigen.

Im Bericht und den ganzen Ausführungen in der 
Diskussion fehlt mir aber eine allumfassende kul-
turpolitische Policy, ein kulturpolitisches Herz. Was 
meine ich damit? – Ein kulturpolitisches Herz re-
präsentiert eben nicht nur organisatorische Aspekte 
von Kulturpolitik, sondern hat vielmehr eine tief-
greifende Bedeutung für die Identität, das Werte-
system und hat den gesellschaftlichen Zusammen-
halt im Blick. Es fördert den künstlerischen Aus-
druck und ermöglicht den Austausch von Ideen. 
Durch gezielte politische Maßnahmen, die damit 
verbunden werden, beeinflusst es die Entwicklung 
von Bildung, Kunst und kultureller Infrastruktur. 
Ein starkes kulturpolitisches Herz schafft Raum für 
innovative künstlerische Ausdrucksformen.

Die Entscheidungen, die rund um ein kulturpoliti-
sches Herz getroffen werden, haben tiefgreifende 
Auswirkungen auf die Lebensqualität der Schles-
wig-Holsteiner_innen. Es beeinflusst nicht nur, wel-
che kulturellen Elemente gefördert werden, sondern 
auch, wie inklusiv und zugänglich sie für die ge-
samte Gesellschaft sind. Das kulturpolitische Herz 
schlägt für soziale Gerechtigkeit, kulturelle Teilha-
be und für eine lebhafte künstlerische Szene.

(Beifall SPD)

Gerade in Zeiten, in denen sich eine Partei be-
sonders ablehnend gegenüber kultureller Vielfalt 
äußert, braucht es mehr denn je so ein kulturpoli-
tisches Herz. Diese Partei richtet ihre Kritik auf 
Kunstformen, die als zu progressiv, linksorientiert 
oder kontrovers betrachtet werden. Insbesondere 
Werke, die gesellschaftliche Themen wie Migrati-
on, Gender oder Diversität ansprechen, geraten ins 
Visier dieser angeblichen Alternative. Unsere Kul-
turschaffenden engagieren sich vielfältig gegen die-
se rechtsextremen Tendenzen. Sie weisen beispiels-
weise mit provokanten Kunstwerken und Perfor-
mances auf gesellschaftliche Missstände hin. Unse-
re Künstler_innen nutzen ihre kreative Freiheit, um 
kritisch auf rechte Ideologien zu reagieren und al-
ternative Perspektiven zu präsentieren.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und Beifall Sybilla Nitsch [SSW])

Eine zukünftige Kulturstrategie seitens des Landes 
muss das mehr berücksichtigen und unsere Kultur-
schaffenden dahin gehend mehr unterstützen.

(Beifall SPD)
Mit der gleichen Argumentation verdienen Subkul-
turen eine bessere Förderung. Sie spielen eine 
wichtige Rolle bei der kulturellen Vielfalt und In-
novation. Sie dienen als Nährboden für kreative 
Ausdrucksformen, alternative Perspektiven und so-
ziale Experimente. Durch die Unterstützung von 
Subkulturen fördern wir nicht nur künstlerische 
Freiheit, sondern schaffen auch Raum für Selbst-
entfaltung, Gemeinschaftsbildung und fördern den 
Kampf für unsere Demokratie. Subkulturen tra-
gen zur Dynamik der Gesellschaft bei, inspirieren 
die Mainstreamkultur und ermöglichen individuelle 
Identitätsfindung. Eine bessere Förderung sichert 
ihre Existenz, fördert Diversität und stärkt den kul-
turellen Reichtum unserer Gesellschaft.
Wir merken, wie allumfassend, vielfältig und ent-
scheidend für unsere Demokratie die Kulturpolitik 
ist. Daher müssen wir uns dem Bericht und den 
kulturpolitischen Leitlinien im Bildungsausschuss 
noch einmal intensiver widmen.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering 
[SSW])

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die FDP-Fraktion hat nun der Abgeordnete 
Christopher Vogt das Wort.

Christopher Vogt [FDP]: 
Liebe Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ich danke der Frau Ministerin 
für den Bericht. Ich gestehe, dass ich nicht von 
allen Sachen mördermäßig überrascht war, weil ich 
gestern Ihre kulturpolitische Grundsatzrede auf der 
Landeskulturkonferenz vom 19. Juni 2023 noch 
einmal gelesen habe. Da gab es Überschneidungen, 
aber das macht ja auch Sinn.
Kunst und Kultur sind von elementarer Bedeutung 
für eine freie Gesellschaft wie die unsere. Die Si-
cherung der künstlerischen Vielfalt und der Freiheit 
im kulturellen Leben sowie der uneingeschränkte 
Zugang aller Bürgerinnen und Bürger ist ein Grund-
anliegen liberaler Politik. Das verbindet uns auch, 
glaube ich.
Unsere vielfältige Kunst- und Kulturszene in 
Schleswig-Holstein ist nicht zuletzt auch ein sehr 
wertvoller Bildungs- und Wirtschaftsmotor für un-
ser Bundesland. Die Bedeutung von Kunst und 
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Kultur ist in solchen angespannten Zeiten wie die-
sen noch einmal von ganz besonderer Bedeutung. 
Es herrscht in unserer Gesellschaft eine große Ver-
unsicherung wie seit Jahrzehnten nicht mehr. Die 
Demokratie ist nicht nur in Ostdeutschland unter 
Druck, es gibt Populismus, es tobt teilweise sogar 
Hass auf unseren Straßen. Insofern kommt der 
Kunst- und Kulturszene eine ganze besondere Be-
deutung für unsere Gesellschaft zu.

(Beifall FDP, vereinzelt CDU und Beifall So-
phia Schiebe [SPD])

Die Ministerin hat etwas dazu gesagt, wir werden 
uns deswegen den Kulturetat in ihrem Haushalts-
entwurf für das Jahr 2024 sehr kritisch anschauen, 
zum Beispiel mit Blick auf die Finanzierung der 
Theaterlandschaft oder der Musikförderung bezie-
hungsweise der Musikschulen, die meiner Auffas-
sung nach deutlich mehr Unterstützung brauchen, 
als es in der Vergangenheit immer der Fall war.

Schließlich liegt Schleswig-Holstein bei den Aus-
gaben für die Kulturförderung schon sehr lange 
sehr deutlich unter dem Bundesdurchschnitt. Die 
Kulturpolitik ist nun mal eine Kernaufgabe eines 
Bundeslandes. In der Jamaikakoalition haben wir 
gemeinsam mit CDU und Grünen einige Fortschrit-
te erzielen können, zum Beispiel bei den freien 
Theatern. Deswegen werden wir uns sehr kritisch 
anschauen, wie es weitergeht.

Meine Damen und Herren, zu dem von der Ministe-
rin genannten fünf Schwerpunktthemen will ich gar 
nicht viel sagen, denn ich finde sie im Grundsatz 
nicht falsch. Ohne die entsprechenden finanziellen 
Mittel wird es aber natürlich sehr schwierig sein, 
dort Fortschritte zu erzielen. Besonders wichtig ist 
uns als FDP-Fraktion, dass die Vielfalt der Kultur 
weiterhin ermöglicht und eher vergrößert wird, dass 
es auch ein attraktives kulturelles Angebot in der 
Fläche gibt.

(Beifall FDP)

Zur Vielfalt gehört auch, dass es sinnvolle Förder-
angebote auch für neue Ideen und Formate gibt 
und Kulturförderung nicht allein auf etablierte und 
althergebrachte Formate ausgerichtet ist. Aus mei-
ner Sicht ist es immer ein bisschen das Problem 
der Kulturförderung: Die, die schon lange da sind, 
profitieren, und die, die neu dazukommen, fallen 
manchmal hinten runter. Insofern ist das ein Punkt, 
den man sehr genau im Blick haben muss.

Die Ministerin und alle Vorredner haben es ge-
sagt: Corona hat die Kunst- und Kulturszene trotz 
der umfangreichen Hilfen von Bund und Ländern 

insgesamt sehr hart getroffen. Im Übergang aus 
der Pandemie folgte der russische Angriff auf die 
Ukraine mit Folgen wie der Energiekrise und der 
Inflation, die ebenfalls tiefe Spuren in der Kultur-
szene hinterlassen.

Ich will noch eines deutlich sagen: Viele Kultur-
betriebe, zumindest so, wie wir es definieren, 
sind auch Unternehmen. Die Coronapandemie hat 
das ins Bewusstsein einer breiten Öffentlichkeit ge-
rückt. Wir haben kleine und auch größere Theater, 
die sich weitestgehend selbst tragen und auf die 
Einnahmen der Besucher angewiesen sind. Wir ha-
ben die Kinos in Schleswig-Holstein, die wir übri-
gens in der Jamaikakoalition sehr intensiv im Blick 
gehabt haben. Das sind in der Regel kleine oder 
mittelständische Unternehmen, die es auch nicht so 
leicht haben und gerade in der Pandemie besonders 
gelitten haben. Ich glaube, wir haben es geschafft, 
dass sie nicht nur überlebt haben, sondern teilweise 
auch in die Zukunft investieren konnten, damit sie 
auch in den nächsten Jahren noch erhalten bleiben 
können. Das ist ja auch eine Motivationsfrage und 
eine Frage der Perspektive. Insofern haben wir viel 
getan.

Sorge macht mir – auch das rechne ich zur Kultur 
dazu – nicht nur, was im Bereich der Festivals los 
ist, sondern auch bei Clubs und Diskotheken. Da 
erleben wir – dort findet sicherlich auch ein Struk-
turwandel statt – die Nachwirkungen der Pandemie 
ganz besonders; da stirbt vieles weg, was die Kul-
turlandschaft in Schleswig-Holstein in den letzten 
Jahrzehnten bereichert hat.

Wir wollen deshalb Förderprogramme auch für 
kleine Unternehmen und Soloselbstständige stärker 
für die Kultur- und Kreativwirtschaft öffnen. Die 
entsprechenden Förderanträge wollen wir deutlich 
vereinfachen. Auch hier brauchen wir einen Büro-
kratieabbau.

Auch wir wollen die soziale Absicherung von 
Künstlerinnen und Künstlern verbessern. Das ist 
ein ganz wichtiger Punkt, den andere Vorredner 
dankenswerterweise angesprochen haben.

Ich nenne noch einen Punkt, der in Schleswig-Hol-
stein ein absoluter Leuchtturm ist, um den uns viele 
Bundesländer beneiden: Das ist das Schleswig-Hol-
stein Musik Festival. Das ist wirklich der kulturelle 
Leuchtturm in unserem Bundesland.

(Beifall FDP, SSW und Anette Röttger 
[CDU])
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Was Christian Kuhnt und sein Team dort Jahr für 
Jahr leisten, ist wirklich großartig und bewunderns-
wert.

(Beifall)

Dort werden immer wieder neue Dinge präsentiert, 
es wirkt breit in der Fläche, es gibt internationale 
Stars und Newcomer. Das ist wirklich großartig. 
Dass Justus Frantz jetzt nicht mehr dabei ist, hat 
er sich selbst zuzuschreiben; so ist es manchmal; 
auch als Künstler muss man nicht jeden Quatsch 
erzählen.

(Beifall)

Wichtig ist mir die Bedeutung der beiden künst-
lerischen Hochschulen, der Muthesius Kunsthoch-
schule und der Musikhochschule Lübeck; auch die 
wollen wir weiter stärken.

Die kulturelle Bildung ist extrem wichtig. Die 
Volkshochschulen sind sehr wichtig. Da müssen wir 
uns anschauen, was Nordrhein-Westfalen macht; 
das ist vorbildlich.

Auch die Erinnerungs- und Gedenkkultur ist beson-
ders wichtig, gerade weil immer weniger Zeitzeu-
gen da sind – mit Blick auf den Nationalsozialis-
mus, aber auch mit Blick auf die deutsch-deutsche 
Teilung. Ich wünsche mir von der Landesregierung 
mehr Engagement und mehr Tempo im Bereich 
Schlutup. Was dort aufgebaut worden ist, ist extrem 
wertvoll; da wünsche ich mir mehr Engagement. 
Die Zeitzeugen werden nicht jünger; das sagen sie 
selbst, deswegen darf auch ich das sagen.

Beim Thema Digitalisierung bedauere ich, dass 
das digitale Haus der Landesgeschichte nicht mehr 
möglich ist. Das finde ich sehr bedauerlich. Das 
wäre ein großes Thema. Denn auch die Themen 
Landesgeschichte und Heimatverbundenheit sollten 
wir gemeinsam stärken. – Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall FDP, SPD, SSW und Anette Röttger 
[CDU])

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die SSW-Fraktion hat nun die Abgeordnete Jet-
te Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte 
Landtagspräsidentin! Im Vorwege bedanke ich 
mich bei der Ministerin für ihren mündlichen Be-
richt.

Ich denke, wir nehmen die Herausforderungen der 
Kulturlandschaft im Moment recht einheitlich wahr. 
Die Kultureinrichtungen waren in besonderer Weise 
von den Auswirkungen der Pandemie betroffen und 
hatten danach eigentlich kaum Gelegenheit, sich zu 
erholen. Die Besucherzahlen gingen zurück, Ener-
giekosten stiegen, und die finanziellen Sorgen der 
Bürgerinnen und Bürger machten natürlich auch 
nicht vor dem Erwerb von Eintrittskarten halt. Es 
sind wirklich schwere Zeiten, und ohne Verände-
rung wird kaum ein Bereich aus ihnen hervorgehen.

Nun haben wir ja schon im Vorfeld vernehmen kön-
nen, was Ministerin Prien perspektivisch als kultur-
politische Leitlinien für das Land formulieren wird. 
Frau Prien, im Sommer stellten Sie in Aussicht, 
dass vor allem fünf Bereiche für Sie im Vorder-
grund stehen werden: die Unterstützung von Verän-
derungsprozessen insgesamt, die digitale Transfor-
mation, ökologische Nachhaltigkeit, kulturelle Teil-
habe und Diversität sowie kreative und kooperative 
Räume. Das entspricht dem Abschlussbericht zum 
Kulturdialog. Veränderung und Transformation als 
roter Faden der Kulturpolitik des Landes. Dabei 
geht es vielleicht gar nicht in erster Linie um Ge-
staltung, sondern vielmehr um Anpassung.

Damit stehen wir mitten im aktuellen kulturpoli-
tischen Diskurs. Überall finden Debatten darüber 
statt, wie Kulturinstitutionen in Zukunft fungieren 
sollen.

Wir als SSW sind davon überzeugt, dass sich Kul-
turinstitutionen noch weiter öffnen können sollen, 
als sie es in den letzten Jahren schon getan haben.

(Beifall SSW und SPD)

Das heißt für uns: Stärkung der Kulturangebote 
im ländlichen Raum durch die Kulturknotenpunkte. 
Wir wollen Kultur in jedem Dorf. Das heißt für 
uns: Stärkung der Kulturangebote für Kinder und 
Jugendliche. Sie brauchen gerade in Krisenzeiten 
Orte – unabhängig von Schule –, in denen sie sich 
entfalten können. Und das heißt für uns: Stärkung 
der Soziokultur. Etwa die Hälfte der Mitglieder der 
Landesarbeitsgemeinschaft Soziokultur Schleswig-
Holstein erhalten bisher keine institutionelle Förde-
rung durch ihre Kommunen und damit keinerlei 
Absicherung ihrer Grundkosten. Das darf nicht so 
bleiben.

Wir brauchen dringend – ich habe es schon an an-
derer Stelle gesagt und wiederhole es gerne – ver-
bindliche Förderstrukturen mit konkreten Ressour-
cenzuweisungen für die gesamte Kulturlandschaft 
in Schleswig-Holstein.
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Da blicke ich nicht nur auf das Land, das sich dazu 
verpflichten sollte, sondern auch auf die Kommu-
nen. Es ist nun einmal nach wie vor so: Sofern Lan-
desgesetze die Kommunen nicht verpflichten, bleibt 
die Unterhaltung von Kultureinrichtungen eine frei-
willige Selbstverwaltungsaufgabe der Kommunen. 
Ich kann diejenigen engagierten Kommunalpoli-
tikerinnen und Kommunalpolitiker gut verstehen, 
die sich dieses Spielfeld der Kommunalpolitik un-
eingeschränkt bewahren wollen. Aber solange Kul-
turförderung eine freiwillige Leistung ist, ist eben 
auch klar, wo als Erstes gespart wird, wenn man um 
Kürzungen nicht herumkommt. Deswegen kristalli-
siert sich unumstößlich heraus: Was unsere Kultur-
landschaft als Nächstes braucht, ist ein Kulturför-
dergesetz.

(Beifall SSW, SPD und Uta Röpcke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Über einen Satz des Abschlussberichts, der schon 
seit April 2022 vorliegt, habe ich mich im Übri-
gen besonders gefreut: Zum jetzigen Zeitpunkt ist 
bereits klar, dass das bewährte Format des Kulturdi-
alogs und der enge Austausch zwischen Land und 
Kommunen fortgeführt werden sollen.

Deswegen – bitte nehmen Sie es mir nicht krumm 
– möchte ich abschließend nicht nur Ministerin 
Prien für den Bericht danken, sondern insbesonde-
re auch unserer ehemaligen SSW-Kulturministerin 
Anke Spoorendonk.

(Beifall SSW, SPD und Uta Röpcke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie war es, die den ersten Kulturdialog angestoßen, 
abgeschlossen und so wirklich für einen Wandel in 
der schleswig-holsteinischen Kulturpolitik gesorgt 
hat.

Liebe Kollegin Uta Röpcke, ganz herzlichen Dank 
dafür, dass Sie noch einmal skizziert haben, was 
wir damals gemacht haben. Das war etwas ganz 
Neues für das Land Schleswig-Holstein. Alle saßen 
wir zusammen, alle waren aufgeregt und fragten 
sich, in welche Richtung das geht. Dafür sind Dia-
loge da, dass man mit den Akteurinnen und Akteu-
ren ins Gespräch kommt. Es war einzigartig, dass 
wir damit angefangen haben. Das muss so weiterge-
hen, und das haben sowohl die Ministerin als auch 
Sie gesagt.

Wir wünschen den Kulturschaffenden alles Gute. 
Ganz herzlichen Dank für Ihr Engagement, das 
häufig ehrenamtlich ausgeübt wird. Sie sind die 
beste, größte Stütze für unsere Gesellschaft. Durch 
Kultur können wir auf eine andere Art und Weise 

miteinander ins Gespräch kommen. Ich wünsche 
der Kultur alles erdenklich Gute. – Vielen Dank für 
die Aufmerksamkeit.

(Beifall SSW, SPD, vereinzelt CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Beratung.
Der Berichtsantrag Drucksache 20/1465 hat durch 
die Berichterstattung der Landesregierung seine Er-
ledigung gefunden.
Ich rufe Tagesordnungspunkt 15 auf:

Ausbau der Elbfährlinie Glückstadt–Wischhafen

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/1563

Konstruktive Begleitung des Ausbaus der Elb-
fährlinie Glückstadt–Wischhafen

Alternativantrag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/1740

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht.
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat für die 
SPD-Fraktion der Abgeordnete Niclas Dürbrook.

Niclas Dürbrook [SPD]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! 600.000 Fahrzeuge im Jahr: Mit die-
ser Menge kommt die Fährverbindung zwischen 
Glücksstadt und Wischhafen regelmäßig an ihre 
Grenze. Das gilt erst recht, wenn wegen des 
Schlicks in der Elbe Schleifen gefahren oder Schif-
fe halb leer gelassen werden müssen. Das Ergeb-
nis sind lange Warteschlangen an den Anlegern, 
fehlende Planbarkeit, Frust und Ärger. Das ist letzt-
lich nur der Vorgeschmack: Mit der Ansiedlung von 
Großprojekten wie Northvolt an der Westküste oder 
dem immensen Baustellenverkehr für die A 20, auf 
den das Ministerium selber verweist, wird die Be-
deutung der Fährlinie noch einmal deutlich zuneh-
men. Wo heute Wartezeiten schon unzumutbar sind, 
werden sie es in Zukunft erst recht sein. Das ist 
kein Zustand.

(Beifall SPD)
Die A 20 ist aber auch der Grund, warum regu-
läre marktwirtschaftliche Logiken an dieser Stelle 
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an ihre Grenzen kommen. Der augenscheinlich gro-
ße Bedarf würde normalerweise dazu führen, dass 
bei einer eigenwirtschaftlich betriebenen Fährver-
bindung das Angebot vom Betreiber ausgebaut und 
der Engpass dadurch beseitigt würde. So sollte das 
eigentlich funktionieren, das tut es aber nicht. Denn 
durch den geplanten A-20-Tunnel wird es an dieser 
Stelle irgendwann einen deutlich geringeren Bedarf 
für die Fährverbindung geben. Das macht einen 
Ausbau der Anleger oder eine Finanzierung neuer 
moderner Fähren aus Sicht des Betreibers extrem 
schwierig. Warum sollte man viel Geld für ein Ge-
schäftsmodell in die Hand nehmen, bei dem unklar 
ist, wie lange es noch funktionieren wird? Darum 
stellt sich die Frage: Was passiert in dem Zeitraum, 
bis der Tunnel eines Tages wirklich fertig ist?

Bislang war mein Eindruck, dass die Antwort von 
Koalition und Landesregierung darauf bestenfalls 
ein Schulterzucken war. Die Grünen wollen die 
A 20 inklusive Tunnel ohnehin nicht, und bei der 
CDU ist die Position offenbar davon abhängig, wen 
man gerade fragt. – Das ist leider ziemlich symp-
tomatisch für Ihren Umgang mit Zukunftsentschei-
dungen in diesem Land.

(Beifall SPD und Sybilla Nitsch [SSW])

An der Westküste stehen jetzt die Investitionsent-
scheidungen für die nächsten Jahrzehnte an. Wer 
das klimaneutrale Industrieland will und glaubt, 
dass die Westküste dafür entscheidend ist, darf bei 
der Frage nach einer leistungsfähigen Elbquerung 
nicht auf den Sankt-Nimmerleins-Tag verweisen. 
Selbstverständlich können Fähren nicht dauerhaft 
und für alle Zeiten den Tunnel ersetzen. Unser Ziel 
ist das auch nicht, weil wir zur A 20 stehen. Aber es 
weiß doch heute kein Mensch mit Sicherheit, wann 
der Tunnel wirklich zur Verfügung stehen wird. 
Selbst große Optimisten sagen mir: Vor Mitte der 
2030er-Jahre ist damit nicht zu rechnen, auch dann, 
wenn – wie hoffentlich eine Mehrheit in diesem 
Haus hofft – es vor Gericht keine unangenehmen 
Überraschungen gibt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, darum muss sich 
das Land um eine Interimslösung kümmern, ein 
anderer wird das für uns nicht übernehmen. Das 
ist nicht der Job des privaten Betreibers, das ist 
nicht der Job von Glücksstadt, das ist auch nicht 
der Job des Bundes. Wir müssen nun einmal aner-
kennen, dass das schleswig-holsteinische Interesse 
an dieser Querung sehr viel höher ist als das nieder-
sächsische. Deshalb kann ich nicht empfehlen dar-
auf zu warten, dass Niedersachsen sich eines Tages 
bewegt. Wir wollen schließlich den Ausbau unserer 

Westküste. Das ist auf dem Weg zum klimagerech-
ten Umbau der Wirtschaft der entscheidende Faktor.

Und FRS hat als Reederei einen Vorschlag ge-
macht, den wir mittlerweile alle kennen: Ausbau 
der Anleger und eine Landesbürgschaft für neue 
leistungsfähige Elektrofähren, damit verbunden ei-
ne drastische Reduzierung der Wartezeiten. – Ich 
habe ehrlich gesagt überhaupt keine Ahnung, ob 
das rechtlich mit der Landesbürgschaft möglich 
ist. Mal argumentiert das Wirtschaftsministerium in 
diese Richtung, mal verweist man stattdessen auf 
andere Argumente.

Das Einzige, was ich sicher weiß, ist, dass sich 
das Engagement der Landesregierung für eine Lö-
sung bislang im homöopathischen Bereich bewegt: 
Vielleicht existiert es, der Nachweis ist allerdings 
schwierig, eine Wirkung entfaltet es garantiert 
nicht. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das muss 
sich ändern. Es braucht nicht noch mehr Bedenken, 
es braucht Lösungen.

(Beifall SPD und Sybilla Nitsch [SSW])

Jetzt gibt es mittlerweile einen Alternativantrag der 
Koalition. Viel zaghafter konnten Sie leider nicht 
formulieren, was passieren soll: Das Land soll Ge-
spräche „konstruktiv begleiten“, die aber offenbar 
andere führen und anstoßen sollen. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, das ist wieder einmal eine For-
mulierung aus der Kategorie: Wofür braucht es ei-
gentlich diese Landesregierung?

(Beifall SPD)

Wenn ich so etwas lese, frage ich mich: Wie klein 
kann man sich selber noch machen? – Mehr war 
vermutlich nicht drin bei einer Koalition, die sich 
nicht einmal in der Frage einig ist, ob man die feste 
Elbquerung an der Stelle überhaupt haben möchte. 
Aber das ist schon enttäuschend wenig.

Ich wünsche mir im Interesse der Westküste und 
der betroffenen Elbpendler eine schnelle Lösung. 
Unsere Unterstützung, die haben Sie – gern auch, 
wenn das nötig wird, in Berlin. Aber den ersten 
Schritt dafür, den muss die Landesregierung bitte 
selber gehen. Das ist Ihr Job, sich an der Stelle für 
eine verlässliche Elbquerung einzusetzen!

(Beifall SPD und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Das Wort für die CDU-Fraktion hat nun der Abge-
ordnete Claus Claussen. – Entschuldigung, Christi-
an Claussen.
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Claus Christian Claussen [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Claus, Christian, 
Claus Christian – das ist alles in Ordnung, ich fühl-
te mich angesprochen. Vielen Dank für das Wort.

Wir behandeln den Antrag der SPD und den Alter-
nativantrag von uns im Hinblick auf die Elbfährli-
nie Glücksstadt–Wischhafen.

Ich glaube, als Erstes müssen wir noch einmal fest-
stellen, dass der Bau der A 20 mit einer festen 
Elbquerung westlich von Hamburg das zentrale ver-
kehrspolitische Projekt für die nächsten Jahre für 
Schleswig-Holstein ist.

(Beifall CDU, FDP und SSW – Christopher 
Vogt [FDP]: Rede weiter, es kann nur besser 
werden! – Heiterkeit)

– Herr Kollege Vogt, Sie machen sich ausgespro-
chen gut bei uns in den Reihen. Mal gucken, was 
wir heute Abend bei Ihrer Flurparty noch hinbe-
kommen.

(Heiterkeit)

Insofern ist es dringend notwendig, dass wir mit 
diesem Projekt weiter vorankommen.

Ich möchte einen Satz aus dem Antrag der SPD 
aufnehmen:

„Der Landtag fordert die Landesregierung 
auf, sich hierfür auf Bundesebene einzuset-
zen.“

– Für die A 20. Das finde ich auch, und das macht 
unsere Landesregierung auch.

(Zuruf Lars Harms [SSW])

Ich würde aber gern der SPD sagen: Es wäre auch 
schön, wenn sich die Bundesregierung für den Bau 
der A 20 entsprechend einsetzt!

(Zurufe CDU: Sehr gut! – Beifall CDU und 
SSW)

Ich habe das schon mitbekommen, dass die Sozial-
demokraten bemüht sind, Amnesie als politisches 
Führungsinstrument zu kultivieren.

(Heiterkeit und vereinzelter Beifall CDU – 
Zurufe FDP)

Das ist ambitioniert. Aber soweit ich das verhin-
dern kann, werde ich das verhindern, indem ich Sie 
daran erinnere, was hier zu tun ist.

(Unruhe – Glocke Präsidentin)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder Anmerkung der Kollegin Raudies?

Claus Christian Claussen [CDU]: 
Ja, gern.

Beate Raudies [SPD]: Vielen Dank, Herr 
Kollege. Ich wollte Sie fragen, ob Sie sich an 
die Aussage erinnern können, „die A 20 ist 
in fünf Jahren fertig gebaut“; daran, wer sie 
getätigt hat und wem sie dann hier Amnesie 
vorwerfen?

(Lars Harms [SSW]: Daran kann er sich 
nicht mehr erinnern! – Heiterkeit)

– Diese Aussage kenne ich von verschiedenen Leu-
ten. Daran erinnere ich mich auch noch. Der Vor-
wurf, den ich gerade gemacht habe, ging in Rich-
tung Ihres Bundeskanzlers. Wenn ich daran erin-
nern darf: Sie stellen den Bundeskanzler.

(Zurufe SPD und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere An-
merkung oder Nachfrage?

Claus Christian Claussen [CDU]: 
Ja.

Beate Raudies [SPD]: Vielen Dank. Dann 
will ich gern das Hohe Haus daran erinnern, 
dass das eine Aussage aus dem Landtags-
wahlkampf 2017 ist, getätigt vom damaligen 
Spitzenkandidaten und heutigen Ministerprä-
sidenten Daniel Günther. Er hat 2017 ver-
sprochen: Wenn ich Ministerpräsident werde, 
ist die A 20 in fünf Jahren fertig.

(Birte Pauls [SPD]: Ja, und jetzt? – Thomas 
Hölck [SPD]: Da stocken Sie aber! – weitere 
Zurufe CDU)

– Nein, da stocke ich überhaupt nicht. Es wäre auch 
gut gewesen, wenn das hingehauen hätte, hat es 
aber leider nicht.

(Beifall CDU, FDP und SSW)

Wir haben überhaupt gar nichts dagegen, wenn die 
Fährverbindung ausgebaut wird. Ich finde auch das 
Konzept, das die FRS vorgelegt hat, durchaus be-
merkenswert und gut. Die Kapazität zu steigern, ist 
aus meiner Sicht auch vernünftig, weil die verkehr-
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lichen Herausforderungen gerade für die Westküste 
in Zukunft natürlich immens sein werden.

(Beifall Manfred Uekermann [CDU])

Die Frage ist nur, wie wir das bewältigen können 
oder wollen. Was wir nicht machen können, ist, 
einfach Geld hinzuwerfen und dem Unternehmen 
zu sagen: „Was ihr haben wollt, das kriegt ihr, baut 
einfach mal munter drauflos!“. Das funktioniert 
schon beihilferechtlich überhaupt nicht.

(Vereinzelter Beifall CDU und Beifall 
Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Insofern ist doch entscheidend – das ist für Un-
ternehmen immer entscheidend –, auf welche Rah-
menbedingungen man sich einrichten muss und 
welche Rahmenbedingungen herrschen, um unter-
nehmerisch tätig zu werden. Darauf kann sich das 
Unternehmen dann auch einstellen. Das werden sie 
dann auch machen.

Es steht in dem Konzept der FRS-Elbfähre drin: 
Wir wollen neue Fähren bauen, damit wir die Kapa-
zitäten erhöht bekommen. – In einem ersten Schritt 
sprechen sie von 300 Prozent. Sie sagen: Wir ma-
chen auch noch weitere Vorschläge, wie das gehen 
kann. – Aber das kann doch nicht heißen, dass 
wir deshalb alles, was sie fordern, finanzieren. Das 
funktioniert nicht.

(Beifall CDU und Dr. Bernd Buchholz 
[FDP])

Die Konzeption, mit den Leuten zu reden und zu 
überlegen, wie man helfen kann, ist gar nicht so 
problematisch. Ich glaube, Sie haben das Einver-
nehmen im Haus, dass wir sagen: Natürlich ist es 
auch eine Aufgabe der Regierung, mit den Leuten 
zu reden, und darum wird sich unser Minister auch 
kümmern. Die Frage ist ja, wie das Ganze umsetz-
bar ist, und da können wir nicht einfach sagen, dass 
ein privatwirtschaftliches Unternehmen staatliches 
Geld kriegt, um irgendwelche Konzepte, die es sich 
selbst ausgedacht hat, umzusetzen.

(Zurufe SPD)

Von daher meine ich, dass unser Alternativantrag 
sehr viel besser ist als der der SPD.

(Vereinzelter Beifall CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Insofern werbe ich dafür, unseren Alternativantrag 
zu unterstützen und dafür zu stimmen. Den Antrag 
der SPD lehnen wir ab. – Ich bedanke mich sehr für 
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN hat die Abgeordnete Nelly Waldeck.

Nelly Waldeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg_in-
nen! Wer in den letzten Jahren mit der Fähre von 
Wischhafen nach Glückstadt gefahren ist, der kennt 
die Probleme nur zu gut. Nur mit dem Fahrrad 
entkommt man eigentlich dem ellenlangen Stau, 
der sich bis zur Kreuzung mitten in Glückstadt 
hinzieht, und ich glaube, das ist für die meisten, 
die die Strecke benutzen, keine Option. Etwas zu 
viel Schlick am Anleger, und plötzlich beträgt die 
Wartezeit zwei Stunden oder sogar mehr. Darunter 
leiden Pendler_innen, Lkw-Fahrer_innen und viele 
Menschen in Glückstadt, die das Verkehrschaos vor 
der Haustür haben. Es ist klar, diese Situation kann 
niemanden zufriedenstellen.
Das Fährunternehmen FRS will das verbessern – 
neue Fähren mit einem besonderen Schiffbau, der 
der Verschlickung besser standhält, und eine Ver-
schiebung des Anlegers, um nicht mehr die Rhin-
plate umfahren zu müssen. Dann sind da noch kli-
maneutraler Antrieb und eine deutlich größere Ka-
pazität auf den Fähren, sodass faktisch eine Fahrt 
ohne Stau möglich sein könnte. Das klingt eigent-
lich zu gut, um wahr zu sein. Hinzu kommt eine 
Kapazität von plus 600 Prozent, habe ich sogar ge-
hört.
Das Konzept liegt bereits seit über einem Jahr 
vor, aber so hohe Investitionskosten brauchen eine 
langfristige finanzielle Sicherheit. Das ist absolut 
nachvollziehbar, denn gerade diese schlickgerech-
ten Fähren, die extra gebaut werden sollen, sind 
kein Kassenschlager, den es überall zu kaufen gibt, 
sondern sie sind eine Sonderanfertigung für die ver-
schlickte Elbe.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Bea-
te Raudies [SPD]: Mit E-Antrieb!)

– Mit E-Antrieb, das habe ich gesagt, klimaneutra-
ler Antrieb. – Deswegen ist es gut nachvollziehbar, 
die Investitionskosten absichern zu wollen. Gleich-
zeitig ist die Verbindung Glückstadt–Wischhafen 
nicht die einzige Chance auf eine Elbfähre, und sich 
über die finanzielle Unterstützung dieser einen Fäh-
re Gedanken zu machen, weckt natürlich auch Be-
gehrlichkeiten in anderen Regionen. Es wäre falsch, 
eine Fähre zu unterstützen und den anderen die 
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gleiche finanzielle Unterstützung nicht zuzusichern, 
die diese ja auch sehr laut fordern.

(Beate Raudies [SPD]: Deswegen macht man 
gar nichts!)

Auch der Nachbarort Brunsbüttel steht beispiels-
weise vor einer herausfordernden Situation bezüg-
lich der Fährverbindung, trotz deutlich besserer 
Straßenanbindung und mehr Kundschaft vor Ort. 
Die Situation der Fähre Glückstadt–Wischhafen un-
terscheidet sich von den anderen Fähren in einem 
Aspekt: Der Grund für die fehlende Investitions-
sicherheit ist der Bau der A 20 beziehungsweise 
der festen Elbquerung im Rahmen der A 20. Wür-
de diese nicht gebaut, hätte die FRS langfristige 
Planungssicherheit, und hier verhindert die A 20 
die schnelle wirtschaftliche Weiterentwicklung der 
Region.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Habt ihr das ge-
hört? A 20 behindert die wirtschaftliche Wei-
terentwicklung!)

Wie wir Grüne auf die Situation blicken, ist recht 
klar. Wenn es nach uns ginge, dann würde die feste 
Elbquerung nicht gebaut. Das haben wir hier immer 
wieder deutlich gesagt. Wir sehen die Fähre als 
eine geeignete Alternative, um eine schnellere und 
effektive Lösung der Kapazitätsprobleme in Glück-
stadt und in der Region zu schaffen. Doch mit die-
ser Haltung sind wir hier im Haus nach wie vor die 
einzigen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Sehr gut! – 
Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Und das ist gut 
so!)

Aber Milliarden für den Bau der Elbquerung auszu-
geben und dann auf eine Förderung der Fährverbin-
dung zu hoffen oder diese schaffen zu wollen, die 
mit der Fertigstellung des Tunnels dann nicht mehr 
benötigt wird, weil die Fähren dann keine Funktion 
mehr haben, ist doch ein bisschen entscheidungsun-
freudig und angesichts der angespannten Haushalts-
lage nicht realistisch.

Dabei geht es nicht nur um den finanziellen Auf-
wand. Die Elbfähre könnte man anderswo nicht be-
sonders gut nutzen. Was passiert mit diesen Schif-
fen, die extra gebaut wurden, wenn der Elbtunnel 
fertig ist? – Gerade auf niedersächsischer Seite 
müssten für das Fährkonzept der Anleger und die 
B 495 erweitert werden – in einem FFH-Gebiet. 
Gegenüber der A 20 ist das sicherlich ökologisch 
das kleinere Übel, aber beides zu machen, schadet 
der Umwelt doppelt.

Das sieht übrigens auch das SPD-geführte Ver-
kehrsministerium in Niedersachsen so. Der Ver-
kehrsminister dort vertritt sogar die Einschätzung, 
die Einschnitte in das FFH-Gebiet wären vor dem 
Hintergrund der eh geplanten A 20 gar nicht zu 
rechtfertigen.
Zuletzt bleibt der Umstieg auf erneuerbare Antrie-
be. Auch dieses Ziel ist natürlich total unterstüt-
zenswert, und gerade im Bereich der Schifffahrt 
haben wir hier noch eine große Herausforderung. 
Aber auch hier muss gleichermaßen ein Angebot 
für Anbieter von Fähren geschaffen werden. Es darf 
nicht ein Fährbetreiber unterstützt werden und an-
dere nicht.
Lassen Sie mich zusammenfassen: Das Konzept der 
FRS ist durchdacht und hat das Potenzial, die Ver-
kehrssituation vor Ort zu entlasten, mit vertretbaren 
ökologischen Abstrichen und Jahre bevor ein po-
tenzieller Elbtunnel fertiggestellt würde. Das Kon-
zept ist in der aktuellen Ausgestaltung aber einfach 
zu groß gedacht und zu langfristig angelegt, um 
jetzt eine vorübergehende Lösung für einen in eini-
gen Jahren fertigen Elbtunnel zu schaffen. Es ist 
eher eine Alternative zu einem Elbtunnel. Deshalb 
ist es sinnvoll, die Gespräche darüber zu führen, 
wie der Übergang besser geregelt werden kann. Da 
kann mit dem Fährbetreiber zusammengearbeitet 
werden. Aber das ganze Konzept zu finanzieren, 
ist, so glaube ich, nicht möglich. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Das Wort für die FDP-Fraktion hat nun der Abge-
ordnete Dr. Bernd Buchholz.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der Planfeststellungsbeschluss für den achten Ab-
schnitt der A 20 liegt vor. Er ist nach seiner Aus-
legung mit Einwendungen versehen worden. Wir 
sind in der Fehlerbeseitigung dieses Verfahrens. Es 
werden nur noch wenige Möglichkeiten der Klage 
gesehen. Die DEGES schließt aus, dass eine Klage 
gegen diesen Planfeststellungsbeschluss erfolgreich 
sein wird.
Meine Damen und Herren, das bedeutet, wir wer-
den sehr bald, hoffentlich noch im Laufe des nächs-
ten Jahres, Baurecht für die Elbquerung westlich 
von Hamburg haben, und das ist auch ein Erfolg 
daraus, die DEGES vor vielen Jahren einzubezie-
hen, sie planen zu lassen und dafür zu sorgen, dass 
die Planungen weitergehen, auch wenn es von vie-
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len Leute massiv hintertrieben wird, dass es diese 
Autobahn geben wird.

(Beifall FDP, CDU und SSW)

Mit dem Baurecht für diesen achten Abschnitt ist 
leider verbunden, dass nicht gleich angefangen wer-
den darf zu bauen, weil mit den entsprechenden Be-
dingungen im Planfeststellungsbeschluss geregelt 
ist, dass die verkehrliche Anbindung sowohl auf 
schleswig-holsteinischer als auch auf niedersächsi-
scher Seite gegeben sein muss. Das heißt, es müs-
sen Baurechte für den Abschnitt sieben und auf der 
anderen Seite bis zum Autobahnkreuz Kehdingen 
ebenfalls da sein. Erst dann kann gebaut werden. 
Die DEGES wird aber die Ausführungsplanung 
zwischenzeitlich extrem weiterführen. Dementspre-
chend bin ich guter Dinge, dass es auch da schnell 
weiter vorangeht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, des-
halb ist Ihr Antrag auf den ersten Blick ganz nett, 
aber er geht an dem eigentlich sinnhaften Ziel vor-
bei, die wirkliche und wirtschaftlich notwendige 
Situation an der Westküste dadurch herzustellen, 
dass man die Elbquerung baut, die A 20 endlich be-
kommt und dadurch die Zukunftsperspektiven des 
gesamten Landes und nicht nur die der Westküste 
deutlich verbessert.

(Beifall FDP, SSW und Peter Lehnert 
[CDU])

Meine Damen und Herren, die FRS ist eine erfolg-
reiche, übrigens weltweit eine erfolgreiche Fährli-
nie, die nicht nur als Elbfähre zwischen Glückstadt 
und Wischhafen agiert, sondern bei uns im Land 
auch noch zwischen Sylt und Rømø. Sie ist aber 
auch anderswo auf der Welt hoch erfolgreich. Wenn 
sie deshalb Schiffe bauen will, die sie irgendwo ein-
setzen kann, dann kann sie dies unter anderem auch 
zwischen Vancouver und den gegenüberliegenden 
Gebieten.

(Zuruf)

– Genau, Vancouver Island. Sie betreibt in Aus-
tralien Fähren, sie betreibt überall Fähren. Wenn 
ein solches Unternehmen meint, dass es eigenwirt-
schaftlich irgendwo eine Fährlinie betreiben will, 
dann kann es das gern tun. Es ist ein geschicktes 
Marketingmanöver, auf das die Sozialdemokraten 
leider hereingefallen sind, zu sagen – –

(Zuruf Sophia Schiebe [SPD])

– Liebe Kollegin Schiebe, manchmal ist es halt 
so. Dann fallt ihr auf so etwas rein. Es wirkt ein-
fach gut, aber in Wahrheit kommt dieser weltweit 

agierende Fährbetreiber und sagt: Weil die Elbque-
rung kommt, werde ich zukünftig mein Geschäft 
so nicht mehr betreiben können. – Klammer auf: 
Das sagen sie sogar im Verfahren. Sie sagen näm-
lich, dass es existenzgefährdend für sie ist, wenn 
die Elbquerung kommt. Deshalb gibt es ein Exis-
tenzgefährdungsgutachten im Rahmen des Planfest-
stellungsverfahrens, in dem nachgewiesen wird, ob 
das existenzgefährdend ist. Da wird dann die ent-
sprechende Entschädigung für den Betreiber dieser 
Fähre festgelegt.

Insoweit kommen die jetzt an und sagen: Wir könn-
ten uns vorstellen, ihr übernehmt die ganzen Kosten 
und die Risiken, und dann betreiben wir das wei-
ter. Das ist das Sozialisieren der Möglichkeiten zu 
investieren. Das hat mit Marktwirtschaft nichts zu 
tun, es hat aber auch mit Daseinsvorsorge nichts zu 
tun.

(Beifall FDP, CDU und SSW)

Der Geschäftsführer hat mich gebeten, keine rheto-
rische Brandrodung mit dem Antrag zu machen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das klappt ja schon 
mal ganz gut! – Heiterkeit – Zuruf Serpil 
Midyatli [SPD])

Das will ich auch vermeiden.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Abgeordneten Dürbrook?

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Ja.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Dann erteile ich Ihnen das Wort.

Niclas Dürbrook [SPD]: Herzlichen Dank. – 
Ich habe zwei kurze Fragen.

Erstens. Herr Kollege Buchholz, wann glau-
ben Sie, dass der Tunnel unter der Elbe so-
weit fertig sein wird, dass man tatsächlich 
durch ihn durchfahren kann?

Zweitens. Was ist Ihre Antwort für den Ver-
kehr, der bis dahin schon ein Problem ist mit 
massiven Wartezeiten, die im Rahmen des 
Baustellenverkehrs noch viel größer werden, 
bis zu dem Zeitpunkt, an dem man tatsäch-
lich durch diesen Tunnel durchfahren kann?
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Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Mit zeitlichen Prognosen zum Bau der A 20 wollen 
wir uns einmal freundlich zurückhalten. An dieser 
Stelle haben sich schon andere verhoben.

(Unruhe)

Wenn Baurecht kommt, wenn Baurecht da ist, dann 
ist das eine Frage einer weiteren Planfeststellung 
für den Abschnitt 7. Dann folgen sechs Jahre Bau-
zeit. Gehen Sie davon aus, dass das zehn Jahre dau-
ern wird. Dann sind Sie Anfang der 2030er-Jahre.

Das Problem für Sie ist nur – deshalb komme ich 
auf Sie zu sprechen –, dass Sie für die entsprechen-
de Veränderung der Anlegersituation sowohl auf 
der einen wie auf der anderen Seite einen Planfest-
stellungsbeschluss brauchen. Ein Planfeststellungs-
verfahren für die Verlegung des Anlegers dauert in 
der Regel so lange wie die Planfeststellungsverfah-
ren, wie wir das bei der A 20 auch erlebt haben.

Frau Kollegin Waldeck hat das in einem Nebensatz 
auch angesprochen. Da hat sie ausnahmsweise ein-
mal einen richtig tollen Punkt angesprochen. Ins-
besondere deshalb, weil wir auf niedersächsischer 
Seite in einem FFH-Gebiet sind, ist für die Frage 
des Planfeststellungsverfahrens zur Verlegung des 
Anlegers fast ausgeschlossen, dass man für diese 
Verlegung eine Planrechtfertigung bekommt, weil 
die A 20 ja geplant wird.

Das heißt, Ihr Vorschlag zur Verlegung der Anle-
ger und zum Bau neuer Schiffe ist in Wahrheit 
überhaupt nicht schneller, nicht einmal in dem glei-
chen Zeitraum zu realisieren, wie die Elbquerung 
tatsächlich kommen wird, weil es noch viel länger 
dauern wird. Sie werden nämlich diesen Planfest-
stellungsbeschluss nie bekommen.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Gestatten Sie eine zweite Frage beziehungsweise 
Anmerkung des Kollegen Dürbrook?

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Gerne.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Dann erteile ich Ihnen das Wort.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Meine Redezeit ist eigentlich schon abgelaufen.

Niclas Dürbrook [SPD]: Ich helfe Ihnen im-
mer gern. – Mit viel Wenn und Ob habe ich 
vernommen, dass auch Sie davon ausgehen, 
dass es realistischerweise mindestens zehn 
Jahre dauert, wir also irgendwo Mitte der 
2030er-Jahre sind.

Meine zweite Frage haben Sie leider nicht 
beantwortet, was denn Ihre Antwort wäre auf 
die Frage, wie wir bis dahin die Verkehrs-
probleme lösen, die offensichtlich gegeben 
sind und die durch den Baustellenverkehr 
der A 20 noch deutlich zunehmen werden. 
Von irgendwelchen Unternehmensansiedlun-
gen an der Westküste sehen wir einmal ganz 
ab. Gucken wir da einfach nur zu?

– Kollege Dürbrook, an dieser Stelle müssen wir 
ehrlich sein. Die Situation ist so, wie sie schon 
seit 20 Jahren an der Westseite der Elbe gewesen 
ist. Sie wird sich in der Tat dadurch verschärfen, 
dass der Anleger in Wischhafen immer weiter ver-
schlickt und gegebenenfalls auch noch schwerer an-
laufbar wird. Deshalb wird diese Fährverbindung 
wahrscheinlich nur noch schwieriger die Verkehre 
aufnehmen können, die sie bis heute aufnimmt. 
Deshalb ist die A-20-Elbquerung ja so wichtig. Die 
Umfahrung muss deshalb über Hamburg laufen. 
Das ist die Antwort darauf. Die Verkehre laufen 
über Hamburg, wenn es keine Elbquerung anderer 
Art und Weise gibt.

Deshalb arbeiten wir so intensiv daran, dass die 
Elbquerung der A 20 tatsächlich kommt. Sie muss 
kommen, weil die Situation so ist, wie sie ist. Über 
die FRS-Pläne wollen wir hier nicht weiter disku-
tieren.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Frage bezie-
hungsweise Anmerkung des Kollegen Krüger?

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Unbedingt.

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Eigentlich wollte ich mich zurückhal-
ten. Dennoch möchte ich der SPD beisprin-
gen. Ehrlich gesagt haben Sie auf die erste 
Frage nicht wirklich geantwortet. Die Dis-
kussion um den Stau an der Elbfähre haben 
wir seit 20 Jahren. Diese Diskussion ist nicht 
von gestern. Außerdem sagen Sie, das sei 
ein Marketinggag von der FRS. Es gab aber 
schon vorher Betreiber der Elbfähre.
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Wenn wir bei der A 20 von Anfang an rea-
listische Zeiträume gehabt hätten, dann hätte 
der Betrieb dieser Fähre doch schon früher 
umgestellt werden können. Weil aber seit 
Jahrzehnten gesagt wird, in fünf Jahren sei 
die A 20 da, gibt es diese Möglichkeit nicht. 
Das heißt, wir müssen hier im Parlament 
auch einmal eine Geschichtsbetrachtung ma-
chen und uns bei diesem Thema ehrlich ma-
chen. Da haben wir alle als Fraktionen eine 
Verantwortung. Wenn man von vorn herein 
realistischere Planungen gehabt hätte, dann 
hätten wir das Problem nicht so lange an der 
Elbfähre gehabt. Würden Sie mir da zustim-
men?

– Nein, da stimme ich Ihnen überhaupt nicht zu.
(Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist schade!)

Es sind die Menschen gewesen, die in den vergan-
genen Jahren die Planungen aktiv verzögert haben. 
Diese Menschen haben diese Verzögerung zu ver-
antworten. Ich sage das auch in meiner ehemaligen 
Verantwortung. Für mich ist das größte Trauma der 
Amtszeit von fünf Jahren, dass Naturschutzverbän-
de nicht bereit waren, mit mir darüber zu diskutie-
ren, wie die ökologischen Ausgleichsmaßnahmen 
für diese Autobahn ausgestaltet werden. Sie haben 
sich ins Stammbuch geschrieben: Wir wollen nichts 
anderes als behindern, verzögern und verhindern.

(Zuruf: Das stimmt doch gar nicht!)
Genau das haben sie in weiten Teilen geschafft, 
meine Damen und Herren. Das ist die Wahrheit.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)
Wir haben am Abschnitt 3 ein ökologisches Kon-
zept, das den Fledermausschutz in einer Form vor-
sieht, dass niemand mehr ökologisch etwas dagegen 
sagen kann. Trotzdem erklären die Naturschutzver-
bände, dass sie dagegen sind, weil sie grundsätzlich 
dagegen sind, wie es der BUND immer wieder aus-
führt. Das behindert die Infrastrukturentwicklung in 
Deutschland am allermeisten.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Herr Abgeordneter, weiter geht’s. Gestatten Sie ei-
ne Zwischenfrage beziehungsweise Anmerkung des 
Kollegen Petersdotter?

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Ganz unbedingt.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Dann geht es los.

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sehr geehrter Herr Kollege, Sie 
sind nicht nur Verkehrspolitiker, sondern 
auch Innen- und Rechtspolitiker. Würden Sie 
Ihre Aussage in dieser Vehemenz auch so 
treffen im Bewusstsein, dass Umweltverbän-
de vor Gericht Recht bekommen haben und 
sich somit eine Kommentierung, dass alles 
schlecht und falsch sei, nicht so ganz anbie-
tet?
(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Lieber Kollege Petersdotter, im Jahr 2017 habe ich 
gemeinsam mit Ihrem Kollegen Robert Habeck ver-
sucht, in einen wirklich konstruktiven Dialog mit 
Naturschutzverbänden einzutreten, den Robert Ha-
beck genauso unterstützt hat wie ich. Wir haben 
beide nebeneinandergesessen und hatten schlicht 
und ergreifend das Bedürfnis, dieses A-20-Thema 
endlich zu bereinigen, indem wir uns nicht perma-
nent vor Gericht treffen, sondern einfach die Frage 
erörtern: Was braucht ihr, was wollt ihr, welche 
ökologischen Gesichtspunkte sollen ausgeglichen 
werden?
Diese Gespräche sind von den Naturschutzverbän-
den einseitig abgebrochen worden, und zwar nicht 
nur die Gespräche mit mir und dem Nachfolger 
von Robert Habeck, sondern auch mit dem Ge-
samtkabinett. Mitte der vergangenen Legislaturpe-
riode haben wir eingeladen, um diesen konstrukti-
ven Dialog weiterzuführen. Natürlich steht es in ei-
nem Rechtsstaat jedem frei, die Gerichte anzurufen. 
Wenn man dann hinterher Recht bekommt, dann 
ist das das Risiko aller Beteiligten. Das ist keine 
Frage.
Es gehört aber auch dazu, dass man hier im Land-
tag nicht so tut, als ob die Verzögerungen bei der 
A 20 an schlechten Planungen durch bemühte Pla-
nerinnen und Planer liegen, sondern es liegt daran, 
dass immer neue Angriffspunkte gefunden werden, 
die es zuvor teilweise gar nicht gab.
Wenn Sie jetzt neuerdings in Abschnitt 4 den Fle-
dermausflug kartieren müssen, und zwar bis zum 
Autobahnkreuz bei der A 7, dann sage ich Ihnen: 
Das kostet 5 Millionen Euro und ist ein absolutes 
Unding. Sicherheitshalber wird es aber gemacht, 
damit man ganz sicher auf der sicheren Seite ist, 
weil man nicht weiß, ob nicht jemand von den Um-
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weltschutzverbänden ansonsten damit um die Ecke 
kommt.
Das ist die wahre Verzögerungssituation. Wer für 
Planungsbeschleunigung sorgt, der muss das Paket, 
das gerade in Berlin mit den Ministerpräsidenten 
vereinbart worden ist, jetzt auch wirklich umsetzen.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)
Meine sehr verehrten Damen und Herren, einen 
letzten Gedanken müssen Sie noch mitnehmen, 
Herr Kollege Dürbrook. Es bleibt dabei: Sie wür-
den mit Ihrem Antrag in ein System einsteigen, in 
dem wir Fährverkehre in Schleswig-Holstein zum 
ersten Mal staatlich beauftragen. Das hat Konse-
quenzen. Glauben Sie nicht, dass die WDR, die 
Föhr und Amrum anläuft, nicht anschließend sagen 
würde: Wenn die bezuschusst werden, dann wollen 
wir auch bezuschusst werden. – Glauben Sie nicht, 
dass alle Fährbetreiber zu Inseln und Halligen, dass 
alle, die irgendwo eine Fähre betreiben, an dieser 
Stelle nicht sagen würden: Diese Fähren müssen 
jetzt bitte auch bestellt werden, und zwar mit staat-
licher Kohle finanziert. – Das wäre der Einstieg 
in ein völlig anderes System. Das kann ich nicht 
empfehlen.
Wir werden Ihren Antrag ablehnen. Wir werden den 
Antrag der Koalition wohlwollend unterstützen. In 
Wahrheit ist dieser Antrag ein Ablenkungsmanöver, 
das wegführt von dem, was wir eigentlich brau-
chen, nämlich endlich den Bau der A 20 in Schles-
wig-Holstein.

(Beifall FDP und CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Fraktion des SSW hat nun die Abgeordnete 
Sybilla Nitsch das Wort.

Sybilla Nitsch [SSW]: 
Geehrte Präsidentin! Liebe Kolleg_innen! Die letz-
ten Wochen oder Monate, aber auch bereits die 
ganzen letzten Jahre musste man sich, wenn man 
mit dem Auto Richtung Süden unterwegs war, an-
gewöhnen, erst nach dem Elbtunnel die geschätz-
te Ankunftszeit festzulegen, weil Staus, Baustellen 
und dichter Verkehr Hamburg zu einem nervigen 
Nadelöhr und praktisch zur Mobilitätsbremse ma-
chen. Wir als SSW meinen, Fakt ist immer noch: 
Der A-20-Tunnel bei Glückstadt muss kommen.

(Beifall SSW und Tobias Koch [CDU])
Hier ist der erste Schritt getan. – Vielen Dank, Herr 
Buchholz, noch einmal für die Darstellung.

Allerdings muss ich sagen: die Grünen, die ja so 
sehr hinter den Naturschutzverbänden stehen, ha-
ben mittlerweile eine etwas andere Ausrichtung. 
Jetzt ist es, wenn es um LNG-Gas geht, so, dass 
man die Naturschutzverbände auffordert, nicht zu 
klagen. Damals waren noch andere Zeiten. Aber 
nichtsdestotrotz ist es so: Wir wollen die A 20. Da 
stehen wir hinter. Wir müssen darauf hoffen, dass 
diesmal die Klagen auch verhindert werden.

Wir haben weiterhin eine Alternative, wenn man 
die Elbe queren will, das ist die Elbfähre. Aller-
dings würde ich sie unter den derzeitigen Bedin-
gungen nicht zur Alternative erklären, weil einfach 
die langen Wartezeiten diese Alternative nicht rich-
tig komfortabel machen.

Diese Verbindung ist trotz allem immer noch eine 
wichtige Verbindung; da bin ich nicht ganz einig 
mit dem Vorredner. Es ist eine Verbindung, die 
für die Daseinsvorsorge dieser Region zu halten 
ist, auch wenn die A 20 gekommen ist, weil sie 
trotzdem noch bestimmte Gruppen wird bedienen 
müssen – das ist kein Marketingtrick der FRS, 
sondern das ist Fakt –, zum Beispiel Fahrradfahre-
rinnen, Radfahrer, die Gefahrenguttransporte, land-
wirtschaftliche Verkehre und so weiter und so fort.

(Beifall SSW, Beate Raudies [SPD] und Ser-
pil Midyatli [SPD])

Von daher ist diese Verkehrsanbindung eine öko-
logische Alternative oder kann zu dieser gemacht 
werden. Wir brauchen da einen funktionierenden 
Bypass, weil wir einfach nicht wissen, wann die 
A‑20-Querung kommt, so sehr wir sie wünschen. 
Aber auch die Übergangs- und Baustellenphase und 
Ansiedlungen wie Northvolt müssen bedient wer-
den. Deswegen brauchen wir hier eine Alternative.

Wie das glücken könnte? – Ich glaube, da ist die 
Marketingstrategie so gewesen, dass die FRS-Ge-
schäftsführung bei allen Fraktionen war, auch bei 
der SSW-Fraktion. Deswegen haben wir uns das 
angeguckt. Die Chancen dieses Mobilitätskonzepts 
für die gesamte Region zu betrachten, ist wichtig, 
weil das auch eine touristische Region ist. Die tou-
ristische Region wird sich mit dem A‑20-Tunnel 
nicht dementsprechend entwickeln können.

Die neuen Anleger oder auch ein Doppelanleger, 
wie man es schon in Dagebüll hat, sind sehr wich-
tig, damit man eine ordentliche Abfertigung hat. Es 
wäre halt auch eine Investition in die Infrastruktur, 
die sich an der Stelle langfristig auszahlte. Die Pas-
sage muss auch gesichert werden; das wurde schon 
gesagt. Durch Niedrigwasser und den Klimawandel 
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werden die Zahlen da eher zurückgehen, wenn man 
sich zum Beispiel die Verschlickung anguckt.

Ein wichtiges Signal wäre, diese Elbfährlinie wei-
terhin zu betreiben. Ich bin trotz allem auch der 
Überzeugung, dass diese Querung mit einer Elb-
fährlinie, auch wenn die A 20 gekommen ist, als 
fester Bestandteil für klimaneutralen Fährbetrieb in 
Schleswig-Holstein beibehalten werden muss.

Das bedeutet, dass wir da schauen müssen, wie die 
landseitige Infrastruktur zu bedienen ist. Da muss 
man noch einmal ganz klar sagen: Aus dem Antrag 
der SPD geht nicht hervor, dass wir hier wirtschaft-
liche Unternehmen unterstützen wollen, um ihnen 
dann den Bau der Fähren zu finanzieren. Das muss 
auch eindeutig klar sein.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Landesseitige 
Unterstützung für den Ausbau der Fährver-
bindung!)

Wenn es so ist, dass wir von Mitteln sprechen und 
auch davon, welche Mittel man verwenden könnte, 
haben wir unsere so oft genannten Schlickmittel. 
Denn ein Problem bei der Verbindung ist, dass die 
Verschlickung da sehr stark ist und die Fährbetrei-
ber sehr hohe Kosten haben, um die Fähren noch 
auf Trab zu halten. Diese Mittel werden ja aus der 
Elbe erwirtschaftet. Es wäre dann auch im Sinne 
des Gesetzes, eine ökologische Entwicklung der 
Fährhafeninfrastruktur herzustellen. Daher könnten 
wir auch in diesem Fall über diese Mittel reden.

Wir unterstützen das Vorhaben der SPD-Fraktion. 
Der Antrag der Koalition ist auch so ganz nett. 
Darauf kann man dann ja gucken und das prüfen. 
Wir wollen die A 20, und es gibt hier kein Entwe-
der-oder, sondern ein Sowohl-als-auch.

(Beifall SSW und SPD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Das Wort zu einem Kurzbeitrag hat nun der Abge-
ordnete Malte Krüger.

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ich habe mit der 
Zwischenfrage gerade die SPD in Schutz nehmen 
wollen. Das wollte ich natürlich nicht so stehen 
lassen,

(Widerspruch SPD)

sondern ich wollte, da Herr Dürbrook bei unserem 
Koalitionsantrag sehr auf die Wörter geachtet hat, 
das auch bei dem SPD-Antrag noch einmal ma-

chen. Da steht nämlich etwas von „aktuellen Warte-
zeiten“ und aktueller Situation.
Ehrlich gesagt kann ich mich noch daran erinnern, 
wie ich als Fünfjähriger im Auto meiner Eltern saß 
und wir an dem Stau vorbeigefahren sind.

(Beate Raudies [SPD]: Wie hast du das denn 
gemacht?)

Das ist kein Problem, das es erst zwei, drei Jahren 
gibt, sondern das gibt es schon seit Jahrzehnten.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Wie bist du am Stau 
vorbeigefahren? – Unruhe)

– Es war damals noch möglich, am Stau vorbeizu-
fahren. Aber ich will nicht über die Vergangenheit 
sprechen, sondern ich will auch über das Hier und 
Jetzt sprechen.

(Anhaltende Unruhe)
Sie müssen sich das so vorstellen: Wenn Sie mo-
mentan in Glückstadt einkaufen wollen – das ist 
eine alltägliche Situation, dass ich in Glückstadt 
einkaufen will – und es gerade Ferienzeit ist, ist es 
so, dass ich erst einmal überlegen muss: „Kann ich 
überhaupt am Sperforkenweg entlangfahren, oder 
muss ich am Deich entlangfahren?“, weil eben so 
ein Stau da ist, dass ich daran nicht vorbeikomme. 
Das ist eine alltägliche Situation, das ist ein alltägli-
ches Problem in Glückstadt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Herr Abgeordneter Krüger, gestatten Sie eine An-
merkung oder Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dürbrook?

Niclas Dürbrook [SPD]: Ich nehme selbst-
verständlich Rücksicht darauf – vielleicht 
dient es auch der Koalitionsdisziplin; ich 
weiß es nicht –, dass Sie jetzt an der Stelle 
noch einen Widerspruch zu uns aufmachen 
mussten. Aber wir schreiben überhaupt nicht, 
dass es die Wartezeiten jetzt erst gäbe. Wir 
haben in unserem Antrag stehen: „Die aktu-
ellen Wartezeiten werden sich mit der An-
siedlung von Northvolt und dem weiteren 
Ausbau der klimaneutralen Industrie an der 
Westküste weiter verstärken.“

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja.

– Also da steht nicht, dass es ein Problem 
ist, das es seit gestern gibt, sondern selbstver-
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ständlich gibt es das Problem seit 20 Jahren. 
Da widerspräche bei uns nie jemand.

– Ja, aber genau das schreiben Sie eben auch nicht. 
Herr Buchholz hat gerade von einem Ablenkungs-
manöver gesprochen.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Das Ablenkungsma-
növer ist das hier! Ziemlich eindeutig!)

– Nein. Sie können sich ja auch gern hinstellen 
und eine Frage stellen, aber wenn Sie als SPD ver-
suchen wollen, die ganze Verantwortung auf die 
Koalition oder auf die CDU oder auf die FDP ab-
zuwälzen, müssen Sie auch verstehen, dass dieses 
Problem jahrzehntealt ist und auch die SPD da eine 
Verantwortung hat. Auch die SPD wollte die A 20 
und hat da eben immer bestimmte Zeiten genannt. 
Das ist ein Problem

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Un-
ruhe und Zurufe SPD: Oh!)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage oder An-
merkung des Abgeordneten Dürbrook?

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Dann man to.

Niclas Dürbrook [SPD]: Herr Kollege Krü-
ger, wenn Sie das glücklich macht, sage ich 
sofort: Ja, okay, die SPD hat irgendwann in 
der Vergangenheit vielleicht auch nicht zu ei-
ner Lösung beigetragen, wo man es vielleicht 
hätte tun können. Ich kann damit total gut 
leben, mir bricht kein Zacken aus der Krone, 
was die Frage angeht.
Aber es ist doch so, dass sich das Problem 
in den nächsten Jahren deutlich verschärfen 
wird. Also allein durch den Baustellenver-
kehr der A 20 – selbst der Kollege Buch-
holz hat gerade eingeräumt: „Na ja, dann ist 
die Lösung halt, dass alles über Hamburg 
fließt“, was erstens ein enormer Umweg ist 
und zweitens auch einfach durch die Unter-
nehmensansiedlung entsteht, die wir an der 
Westküste haben. Das ist doch der springen-
de Punkt, auf den wir jetzt gerade hinweisen.
Es ist mir relativ egal, was da in der Vergan-
genheit versäumt wurde, aber wir haben ein 
Problem vor uns, das über die nächsten zehn 

Jahre deutlich größer werden wird. Das zu 
lösen, ist nicht die Aufgabe der Oppositions-
fraktionen – wir machen trotzdem einen Vor-
schlag –, sondern es ist die der Koalition in-
klusive Landesregierung. Da wären Sie jetzt 
am Zug.

(Beifall SPD)

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Lieber Herr Dürbrook, mir hat genau das, was Sie 
gerade gesagt haben, in Ihrem Debattenbeitrag ge-
fehlt. Deswegen bin ich noch einmal nach vorn 
gegangen und habe gesagt: Es ist ein jahrzehnteal-
tes Problem, und auch die SPD hat da eine Verant-
wortung. Ich fand, es ging Ihnen auch erstaunlich 
schwer über die Lippen, aber ich habe zur Kenntnis 
genommen, dass Sie das anders sehen.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Das ist doch albern, 
ehrlich gesagt!)

– Ich finde das nicht albern, ich finde es schon 
wichtig, dass wir hier seriös an diesen Problemen 
arbeiten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Kai Dolgner [SPD]: Wenn ihr keine Lust 
habt!)

Ich fahre fort. Die Wahrheit ist eben, dass es ein 
jahrzehntealtes Problem ist. Es ist auch eine Henne-
und-Ei-Problematik; das haben wir hier auch disku-
tiert. Ich habe da eine andere Einschätzung als Herr 
Buchholz sie hat.

Wenn ich zum Beispiel im Wahlkampf in Steinburg 
umhergehe und mit den Leuten spreche, sagen vie-
le: Wegen der Situation, die es an der Fähre gibt, 
braucht es die A 20. – Das kann man verstehen. 
Aber gleichzeitig sagen die Fährbetreiber auch: Die 
A 20 ist eben auch ein Grund, warum die Fähren 
sich nicht weiterentwickeln können. – Darum geht 
es mir in der Debatte hier. Das ist quasi ein Teufels-
kreis.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Das nennt man 
Strukturwandel!)

Natürlich müssen wir irgendwie eine Lösung für 
die derzeitige Situation finden. Dass geht aber jetzt 
nicht, wenn wir auf einmal für die Fähre quasi Son-
derlösungen finden, an denen auch andere Fährbe-
treiber ein Interesse hätten.

Ich finde den Koalitionsantrag deutlich besser als 
den der SPD und bitte, dem zuzustimmen. – Vielen 
Dank.
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Landesregierung erteile ich nun dem Minis-
ter für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und 
Tourismus, Claus Ruhe Madsen, das Wort.

Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Dem ersten Absatz des 
Antrags stimme ich vollkommen zu: Die A 20 hat 
eine hohe Bedeutung und muss umgesetzt werden. 
Genau das ist unsere Forderung, und genau das 
setzen wir auch um.

(Beifall CDU, Dr. Bernd Buchholz [FDP] 
und Lars Harms [SSW])

Die A 20 hat für uns oberste Priorität. Solange es 
die Elbquerung im Zuge der A 20 noch nicht gibt, 
ist die Fährverbindung wichtig für den Verkehr und 
die Wirtschaft in der Region.
Wir sind FRS dankbar, dass sie für diese Verbin-
dung sorgen. Natürlich befürworten wir es auch, 
wenn sich so ein Unternehmen auf den klima-
freundlichen Weg begibt und es Elektrofähren kau-
fen möchte und die Kapazität erhöhen will. Aber 
die FRS möchte Unterstützung bei der Realisierung 
eines Konzeptes, das den Verzicht des A-20-Elbtun-
nels zur Bedingung hat. Denn liest man das Mobi-
litätskonzept des FRS genau, geht es ihr gar nicht 
um eine zusätzliche Alternative neben dem Tunnel, 
sondern um eine Variante anstelle des Tunnels.
FRS möchte den Tunnel am liebsten gar nicht oder 
die Zusage, dass das Land FRS das wirtschaftliche 
Risiko abnimmt, dass der Tunnel zu schnell gebaut 
wird, nämlich früher als 30 Jahre, nachdem der 
Bau der neuen Anleger genehmigt ist. Wir würden 
als Land also dafür zahlen, wenn der A-20-Tunnel 
vor Mitte der 2050er-Jahre fertig wird. Ja, beim 
A-20-Zeitplan läuft es nicht immer rund, aber so 
eine Vereinbarung wäre gleichbedeutend mit der 
Aussage, dass die A 20 für uns nicht mehr oberste 
Priorität ist. Das werden Sie von mir nicht hören.

(Beifall CDU, FDP und Christian Dirschauer 
[SSW])

Ich verstehe die FRS natürlich. Die Geschäftsfüh-
rung handelt im Interesse des Unternehmens. Das 
ist nicht nur legitim, sondern deren Pflicht. Wir 
können das aber nicht unterstützen. Wir wollen die 
A 20 und den Elbtunnel, und da werden wir wei-
terhin alles dafür tun, dass beides so schnell wie 

möglich kommt. Natürlich wäre es wünschenswert, 
wenn parallel dazu noch eine Fährverbindung be-
steht, wie im Antrag gefordert. Die Frage ist, ob wir 
das finanziell unterstützen können und wenn ja wie. 
Oder anders: Darf und soll das Land das Geschäfts-
modell eines einzelnen Unternehmens fördern und 
dessen Wirtschaftlichkeit garantieren? – Die Ant-
wort lautet: Eine Unterstützung wäre sowohl beihil-
ferechtlich als auch haushaltsrechtlich fast unmög-
lich. Es ist aus Wettbewerbssicht kaum zu begrün-
den, dass wir ein Fährunternehmen fördern, aber 
andere finanziell nicht unterstützen.

Der Elbtunnel ist und bleibt langfristig die beste 
Wahl, und ein Fährbetrieb kann kein Ersatz dafür 
sein. Auch auf niedersächsischer Seite sieht man 
das Ganze wie wir. FRS ist ein gesundes, privat-
wirtschaftlich geführtes Unternehmen, deswegen 
muss eine Ausweitung des Fährbetriebes auch mit 
eigenen Mitteln realisiert werden.

(Beifall CDU, Malte Krüger [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] und Dr. Bernd Buchholz 
[FDP])

Zu guter Letzt stelle ich nach Dr. Buchholz‘ Rede 
fest, dass ich einmal im Ministerium schauen muss, 
wer immer meine Rede an Herrn Dr. Buchholz wei-
tergibt. – Vielen Dank.

(Heiterkeit und Beifall CDU, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, SSW und Oliver Kum-
bartzky [FDP])

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Beratung.

Ich lasse zunächst über den Antrag der Fraktion 
der SPD, Drucksache 20/1563, in der Sache abstim-
men. Wer zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die SPD-Fraktion und die 
Fraktion des SSW. Die Gegenprobe! – Das sind 
die Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
die FDP-Fraktion und die CDU-Fraktion. Damit ist 
dieser Antrag abgelehnt.

Ich lasse dann über den Alternativantrag der Frak-
tionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
Drucksache 20/1740, in der Sache abstimmen. Wer 
dem zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind die Fraktionen von BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, die Fraktion des SSW, die FDP-
Fraktion und die CDU-Fraktion. Die Gegenprobe! – 
Die Enthaltungen? – Bei Enthaltung der SPD-Frak-
tion ist dieser Antrag angenommen.
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Die Parlamentarischen Geschäftsführer haben mir 
mitgeteilt, dass der Tagesordnungspunkt 33 – 
„Mündlicher Bericht zum Konzept zur Umsetzung 
einer Mobilitätsgarantie für Schleswig-Holstein“ – 
in den Januar geschoben wird. Den Tagesordnungs-
punkt Tätigkeitsberichte des Petitionsausschusses 
werden wir nach den beiden gesetzten Punkten heu-
te Nachmittag aufrufen. – Ich wünsche eine ange-
nehme Mittagspause.

(Unterbrechung: 13:14 Uhr bis 15:03 Uhr)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Ich eröffne die Sitzung. Ich möchte Sie bitten, die 
Plätze einzunehmen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf:

Neuen Bahnsteig für den Schienenverkehr in 
Flensburg-Weiche errichten

Antrag der Fraktion des SSW
Drucksache 20/1587

Flensburg besser an den Fernverkehr anbinden

Alternativantrag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/1737

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das 
Wort hat die Abgeordnete Sybilla Nitsch von der 
SSW-Fraktion.

Sybilla Nitsch [SSW]: 
Det er mig en glæde, kære fru landdagspræsident, 
kære alle! Der 9. Dezember, ein Adventssamstag 
in Flensburg, der drittgrößten Stadt Schleswig-Hol-
steins, das Oberzentrum in der deutsch-dänischen 
Region Sønderjylland-Slesvig, eine Region mit cir-
ca 700.000 Einwohnern. Es herrscht Gedränge am 
Bahnsteig, um den buchstäblich letzten Fernver-
kehrszug nach Dänemark zu bekommen oder ihm 
als Politiker traurig „Farvel“ zu winken. Es gilt ein 
neuer Fahrplan, die Prioritäten für den Fernverkehr 
nach Dänemark haben sich geändert. Am nächsten 
Tag titelt eine Zeitung: „Vink og gravøl”. Sprechen 
wir hier von schwarzem Humor? Ins Deutsche 
übersetzt bedeutet „gravøl“ Leichenschmaus. Ist 
das zu zynisch? – Ich denke, keinesfalls. Denn der 
neue Fahrplan sieht keine Fernverbindungen von 
Flensburg nach Dänemark beziehungsweise Skan-
dinavien vor. Möchte man gen Norden, ist spätes-
tens in Fredericia, gen Süden spätestens in Ham-

burg ein Umstieg notwendig. Die Problematik mit 
dem nicht grenzkompatiblen Zugmaterial, das Dä-
nemark bestellt hat, ist leider bekannt, und auch die 
Lösung mit der Verlängerung des RE 7.
Diese Sequenz ist nicht aus den 90er-Jahren, als 
im Zuge der Privatisierung der Bahn und den dar-
aus folgenden Einsparungen der ehemals umwelt-
freundliche und sozialverträgliche Verkehrsträger 
aufs Abstellgleis geriet. Nein, diese Sequenz hat 
sich tatsächlich am vergangenen Wochenende in 
Flensburg abgespielt, im Jahr 2023, in dem in aller 
Munde ist, dass wir auf die Klimaneutralität zusteu-
ern wollen, ein Ausbau- und Modernisierungspakt 
für die Schiene angekündigt wird und bei uns al-
len das Ziel eines zukunftsweisenden SPNV und 
ÖPNV an höchster Stelle steht, um nämlich mit 
einem gut ausgebauten Netz die Menschen, aber 
auch die Güter auf die Schiene zu bekommen.
Es ist fast nicht zu glauben: Auch das deutsch-däni-
sche Grenzland möchte auf die Schiene und nicht 
abgehängt werden. Der Werbeblock für Zugfahrten 
von und nach Flensburg braucht aber mittlerweile 
leider ausgeklügelte Marketingstrategien, damit das 
noch als attraktiv betrachtet werden kann. Zahlrei-
che internationale Verbindungen passieren den Jyl-
landskorridor, halten aber nicht in Flensburg.
Die Deutsche Bahn argumentiert sehr gern mit der 
sogenannten Flensburger Schleife, die einen Um-
weg zum Bahnhof in Flensburg bedeutet. An den 
Richtungsgleisen der Nord-Süd-Achse bei Flens-
burg-Weiche ist die Infrastruktur allerdings nicht 
vorhanden, um einen Fernhalt einrichten zu kön-
nen. Deswegen wollen wir mit unserer Initiative 
Abhilfe und eine effektive und schnelle Möglich-
keit schaffen, um die Region wieder an nationale 
und internationale Schienenverkehre anzubinden.

(Beifall SSW, Rixa Kleinschmit [CDU] und 
Uta Wentzel [CDU])

Die Errichtung eines zusätzlichen Bahnsteiges am 
Bahnhof Flensburg-Weiche würde dazu beitragen, 
die bahnbetriebliche Attraktivität des Knotenpunk-
tes zu stärken. Experten haben die Anlagen vor Ort 
betrachtet und sind zu der vorläufigen Bewertung 
gekommen, dass die Kosten, aber auch die techni-
sche Durchführung relativ gering beziehungsweise 
einfach wären. Auch die NAH.SH hat bereits Ge-
spräche vor Ort geführt und sieht das Vorhaben als 
sehr realistisch an.
Die Flensburger Stadtpolitik hat mit einer gro-
ßen Mehrheit, getragen durch SSW, CDU, SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP, einen glas-
klaren Beschluss gefasst, der mit einem Ausbau 
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Weiches am Hauptgleis nach Dänemark auf dem in-
ternationalen Jyllandskorridor die Weichen für die 
Zukunft des Bahnverkehres im Großraum Flens-
burg stellen will.
Ich bin als ehemalige Schleswig-Flensburgerin 
schlichtweg begeistert, denn da spielt das Thema 
auch eine sehr große Rolle. Auf dieses Signal haben 
die Landespolitik und die Aufgabenträger lange ge-
wartet, um nämlich für Flensburg und die deutsch-
dänische Grenzregion eine echte Mobilitätswende 
erreichen zu können. Ich weiß: Die Vorgespräche 
haben ergeben, dass es dort eher eine kritische Sicht 
gibt. Aber das kennen wir ja: Wir wollen erst ein-
mal prüfen, und dann wollen wir erst mal sehen.
Ausgerechnet die Grünen, die ja so oft die Themen 
der Verkehrswende alleine für sich verbuchen wol-
len, teilen mir mit, sie wollen erst mal prüfen, ob 
das Fahrgastpotenzial überhaupt da wäre. Das ist 
für mich ein echtes Rätsel. Wenn wir bis 2030 war-
ten, bis der Fehmarnbeltkorridor fertig ist und dann 
mal gucken, was sich auf dem Jyllandskorridor er-
gibt, dann – das kann ich Ihnen in aller Deutlichkeit 
sagen, liebe Kolleginnen und Kollegen – ist der 
Zug für Flensburg abgefahren.

(Christian Dirschauer [SSW]: So ist es!)
Lassen Sie uns also hier ein echtes Projekt für den 
Bahnverkehr in der deutsch-dänischen Grenzregion 
setzen, für attraktive Fernverbindungen nach und 
von Skandinavien. Wir wollen eine Grenzregion an-
binden und nicht abhängen. Wenn ein zusätzlicher 
Bahnsteig in Weiche dann mal eröffnet wird, win-
ken wir den Fahrgästen willkommen, und es wird 
nicht getrauert, sondern gefeiert. – Mange tak.

(Beifall SSW)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Mange tak. – Nun hat die Abgeordnete Uta Wentzel 
von der CDU-Fraktion das Wort.

Uta Wentzel [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
„Mehr Bahn für alle“: Mit diesem Slogan wirbt 
die Deutsche Bahn seit Beginn des Jahres. Aber 
gilt das auch für den echten Norden, oder endet 
der Norden für die Deutsche Bahn in Hamburg? 
– Wir sprechen heute über eine bessere Verkehrs-
anbindung von Flensburg an den Fernverkehr. Es 
geht hier also nicht um irgendeinen Halt an einer 
Milchkanne, sondern um Flensburg: die drittgrößte 
Stadt Schleswig-Holsteins.

(Christian Dirschauer [SSW]: Und schönste! 
– Zurufe)

– Ja, natürlich. – Fast 100.000 Einwohner im Stadt-
gebiet, 200.000 im Radius von zwölf Kilometern 
um den Bahnhof und – wir haben es eben schon 
gehört – 700.000 in der Grenzregion Sønderjylland-
Schleswig. Wir sind das Oberzentrum im Norden 
und in der deutsch-dänischen Grenzregion. Wir sind 
das Tor nach Skandinavien.

Bisher konnten wir in gut drei Stunden nach Ko-
penhagen reisen. Mit dem Fahrplanwechsel ist dies 
nicht mehr möglich. Dabei haben wir in Flens-
burg zwei Hochschulen, 32 Schulen, zwei Kranken-
häuser, sind Marinestandort, ein bedeutender Wirt-
schaftsraum mit einer florierenden Start-up-Szene 
und ein attraktives touristisches Ziel. Gäste, Solda-
ten, Schüler, Auszubildende, Studenten, Arbeitneh-
mer, Pendler und Privatleute: Wir alle sind auf eine 
vernünftige Bahnanbindung angewiesen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Deshalb setzen wir uns heute in diesem Hohen 
Haus für die Sanierung und den Ausbau der Stre-
cke Hamburg–Padborg ein. Die Fahrzeit dauert hier 
viel zu lang. Für die 150 Kilometer brauchen wir 
meistens über zwei Stunden. Auch wäre ein neuer 
Haltepunkt direkt an der Strecke in Flensburg-Wei-
che eine Option.

Verstehen Sie mich aber nicht falsch: Wir Flensbur-
ger haben nichts gegen unseren Bahnhof, im Ge-
genteil. Wir lieben ihn. Er liegt zentral, fußläufig 
zur Innenstadt und zum Campus, ist gut erreichbar. 
Ich brauche mit dem Rad sechs Minuten.

(Lebhafter Beifall Martin Habersaat [SPD] 
– Martin Habersaat [SPD]: Sechs Minuten! 
Nicht schlecht!)

Auch mit dem Bus und mit dem Auto ist man 
schnell da.

Für die Bahn ist es aber ein Umweg, ihn anzufah-
ren. Die Flensburger Schleife führe zu Zeitverlus-
ten. Wenn das bedeutet, dass die Fernzüge an Flens-
burg vorbeifahren, plädieren wir für einen Halte-
punkt in Flensburg-Weiche, gelegen an der Strecke 
nach Dänemark, quasi unser Kassel-Wilhelmshöhe. 
Auch der Rat der Stadt Flensburg hat sich fraktions-
übergreifend für einen guten Anschluss Flensburgs 
ausgesprochen.

Ebenso setzen sich unsere drei Flensburger Bundes-
tagsabgeordneten, Petra Nicolaisen, Stefan Seidler 
und Robert Habeck, für eine bessere Bahnanbin-
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dung ein. Auch wir, meine lieben Kolleginnen und 
Kollegen, sprechen hier mit einer Stimme: Hängen 
Sie den Norden nicht ab!

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wie sieht es in vergleichbar großen Städten im 
Rest der Republik aus? Schwerin, 100.000 Einwoh-
ner: täglich 56 Fernzüge. Wolfsburg, 125.000 Ein-
wohner: täglich 115 Fernzüge. Erfurt, 215.000 Ein-
wohner: täglich 141 Fernzüge. Kassel, 200.000 Ein-
wohner: täglich 215 Fernzüge. Kiel: 14 Fernzüge. 
Lübeck: 15 Fernzüge. Neumünster: 26 Fernzüge, 
wenn man die 14 aus Kiel mitzählt. Und Flensburg: 
bald null Fernzüge?

(Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP])
Wenn es nach den Plänen der Deutschen Bahn geht, 
halten in den vier größten Städten Schleswig-Hol-
steins zukünftig täglich gerade mal 56 Fernzüge, 
weniger als in Freiburg oder Schwerin. Der Norden 
bleibt auf der Strecke.
Liebe Deutsche Bahn: Wir sind in Flensburg Kum-
mer gewöhnt. Ich bin regelmäßige Bahnfahrerin 
und Pendlerin. Ich kann ein Lied davon singen, 
aber diese aktuellen Entwicklungen nehmen wir 
nicht hin. Auf ihrer Homepage schreiben sie: 
„Mehr Bahn für alle“. – Das fasst die großen 
Zukunftsprojekte der DB zur Steigerung der Rei-
sendenzahlen und für mehr Klimaschutz zusam-
men. Dieses Ziel haben wir so ähnlich auch im 
Koalitionsvertrag formuliert: Wir brauchen mehr 
Verbindungen, nicht weniger. – Wir unterstützen 
sie gern beim Ausbau und möchten ihre Partner 
und Fahrgäste sein. Auch NAH.SH und das Wirt-
schaftsministerium zeigen sich offen und koopera-
tiv. Schleswig-Holstein steht hier geschlossen zu-
sammen: Mehr Bahn für alle!
Liebe Deutsche Bahn, wir unterstützen Sie gern 
dabei, Ihren Slogan im Norden mit Leben zu füllen. 
– Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Das Wort hat nun die Abgeordnete 
Nelly Waldeck von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Nelly Waldeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg_innen! 
Von Flensburg nach Dänemark zu kommen, gleicht 
heute einer Odyssee. Nach Aarhus muss man im 

dänischen Fredericia umsteigen, nach Kopenhagen 
auch, oder man fährt über Schleswig. Wie widersin-
nig, erst 38 Kilometer in den Süden zu fahren und 
dann wieder in den Norden über Flensburg nach 
Dänemark zu fahren. Dieser Zustand ist mehr als 
unbefriedigend.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Mit Wegfall der durchgängigen IC-Verbindungen 
verschärft sich die Situation weiter. Damit über-
haupt noch Züge fahren, statten wir unsere Regio-
nalzüge gerade entsprechend aus, sodass man we-
nigstens in Tinglev umsteigen kann. Das kann aber 
nur ein Notnagel sein.

Spätestens mit dem Wegfall des IC wird der Be-
darf für eine Fernverkehrsanbindung von Flensburg 
nach Dänemark deutlich. Flensburg wäre ohne 
Grenze die fünftgrößte Stadt Dänemarks. Es ist ein 
wichtiger Anker der Beziehungen zu Sønderjylland 
und verdient eine Anbindung im dichten Takt nach 
Dänemark. Flensburg ist aber auch ein Oberzen-
trum im Norden Schleswig-Holsteins und verdient 
schnelle Verbindungen nach Hamburg. Flensburg 
braucht also dringend eine Anbindung an den Fern-
verkehr.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Bislang wurde ein Halt in Flensburg seitens der DB 
abgelehnt, da die angeblich wenigen zusätzlichen 
Fahrgäste Flensburgs die verlängerte Fahrzeit nicht 
rechtfertigten. Oft wird in diesem Rahmen über die 
Schlaufe zum Flensburger Bahnhof diskutiert. Der 
acht Kilometer lange Umweg dauert bei 100 Kilo-
meter pro Stunde ungefähr fünf Minuten Fahrtzeit 
statt nur einer Minute beim Abbiegen in Weiche.

Ich bezweifle sehr, dass die Fahrzeitverkürzung – 
beim Ausbau auf 120 km/h auf sogar nur drei 
Minuten – mehr Fahrgäste generiert als ein zusätz-
licher Halt am Flensburger Bahnhof. Diese Rech-
nung der Deutschen Bahn würde ich wirklich gerne 
einmal vorgelegt bekommen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Diese vier Minuten Fahrtzeit könnten an anderer 
Stelle sogar eingeholt werden, zum Beispiel südlich 
von Flensburg.

Dazu gehört, dass die nördlichen Fahrgastströme 
nicht mehr separiert, sondern in Flensburg zusam-
mengefasst würden. Die eingesparten Kosten der 
IC-Verbindungen könnte man entsprechend nutzen, 
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um öfter und beschleunigt nach Hamburg zu fahren. 
Der DB-Trassenfinder zeigt eine Stunde vierzig Mi-
nuten. Über 20 Minuten schneller als heute wäre 
sofort möglich. Das bringt mehr Fahrgäste, was 
wiederum mehr Fahrten ermöglicht, was wiederum 
mehr Fahrgäste bringt – eigentlich ein ganz kluges 
Spiel.

Eine Option, die lange diskutiert wurde, die auch 
funktionieren könnte, wäre die Einrichtung eines 
neuen Haltepunktes Weiche, der die Schleife zum 
Flensburger Bahnhof vermeidet. Flensburg-Weiche 
ist – für alle, die sich in Flensburg nicht ganz so gut 
auskennen wie offensichtlich viele andere hier – ein 
relativ am Rande liegender Ortsteil von Flensburg. 
Die dortige Einrichtung eines Fernverkehrshalts 
müsste eine schnelle ÖPNV-Verbindung sicherstel-
len. Die Lage der Gleise lässt die Einrichtung eines 
Bahnsteiges, der Regional- und Fernverkehr kombi-
niert, allerdings leider kaum zu. Hierfür bräuchten 
wir eine geeignete Lösung. Klar ist: Wenn im Stadt-
teil Weiche keine gute Anbindung existiert, macht 
die Einrichtung eines Halts im Flensburger Umland 
im Gegensatz zur 23-minütigen Fahrt nach Schles-
wig keinen so großen Unterschied mehr. Gäbe es 
allerdings die Möglichkeit, einen potenziellen Hal-
tepunkt direkt mit Regionalzügen zu verknüpfen, 
könnte das auch für die Anbindung des Stadtteils an 
die Innenstadt einen erheblichen Vorteil bieten.

Im Landesweiten Nahverkehrsplan wurde die Ein-
richtung des Flensburger Haltepunktes mit der Ein-
richtung des Flensburger Innenstadthaltepunkts ver-
bunden. Die Ratsversammlung Flensburg hat aber 
mit ihrer Beschlusslage – gerade erneut – einstim-
mig ein deutliches Signal zum Erhalt des jetzigen 
Standorts des Bahnhofs abgegeben. Wir brauchen 
also zunächst eine Prüfung, wie ein Halt in Wei-
che, der Regional- und Fernverkehr kombiniert, 
überhaupt aussehen und vernünftig bedient werden 
kann.

Zuletzt bleibt noch der Blick in Richtung Fehmarn-
beltquerung. Aktuell sieht es so aus, als verkehr-
ten nach 2029 auf der Jütlandroute überhaupt kei-
ne Fernverkehrszüge mehr. Das hat die Konzernbe-
vollmächtigte nach dem Beschluss der Flensburger 
Ratsversammlung sehr deutlich gemacht. Wir müs-
sen also betrachten, wie lange die Errichtung des 
Haltepunktes braucht, wie hoch die Kosten wären, 
den Haltepunkt einzurichten, und wie lange er über-
haupt eine Nutzung hat. Wie im Deutschlandtakt 
auch: erst der Fahrplan, dann der Bauplan. Wir 
müssen uns weiter dafür starkmachen, dass es nach 
2029 weiter durchgehende Züge über die Jütland-
route gibt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Der komplette Wegfall dieser Verbindung wäre die 
absolute Katastrophe für die Anbindung nach Dä-
nemark und unsere Grenzregion. Diese Verbindung 
einzufordern, ist das wichtigste Instrument, um die 
verkehrliche Anbindung in Flensburg sicherzustel-
len. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Begrüßen sie bitte mit mir Torsten 
Jäger, den Vorsitzenden der GdP Schleswig-Hol-
stein. – Herzlich willkommen bei uns!

(Beifall)
Ich erteile nun dem Abgeordneten Niclas Dürbrook 
von der SPD-Fraktion das Wort.

Niclas Dürbrook [SPD]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die Flensburger Schleife – das haben wir 
jetzt schon mehrmals gehört – sorgt für eine ärger-
liche Verzögerung auf dem Weg zum Flensburger 
Bahnhof. Die Folge ist, dass immer mehr Fernver-
kehrszüge einen großen Bogen um Flensburg ma-
chen.
Um das am Anfang einmal in aller Deutlichkeit für 
meine Fraktion zu sagen: Wir finden, dass Flens-
burg als Oberzentrum nicht nur für den nördlichen 
Landesteil bei uns, sondern auch für den südlichen 
Landesteil in Dänemark einen Fernverkehrshalt ha-
ben sollte und wir gemeinsam dafür kämpfen müs-
sen, dass Flensburg weiterhin über den Fernverkehr 
erreichbar ist.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW)

Wir haben große Sympathien für den Antrag, den 
der SSW heute vorgelegt hat. Natürlich klingt es 
erst einmal nach einer sehr naheliegenden Lösung, 
wenn man den ehemaligen Haltepunkt in Flens-
burg-Weiche ohnehin hat und er so günstig liegt, 
dass man sich die Schleife nach Flensburg rein spa-
ren würde, ihn auszubauen, dort künftig den Fern-
verkehr halten zu lassen und gleichzeitig von Flens-
burg-Weiche eine Anbindung mit dem Regionalver-
kehr zum Flensburger Hauptbahnhof zu schaffen, 
damit die Fahrgäste den Fernverkehr weiterhin ver-
nünftig nutzen können. Wir haben allerdings ein 
bisschen Bedenken, dass man den zweiten Schritt 
vor dem ersten macht.
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(Beifall Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Die Koalition stellt in ihrem Antrag richtigerwei-
se – es tut mir ein Stück weit leid, das sagen zu 
müssen – dar, dass es sinnvoll ist, erst das Fahrgast-
potenzial und die Kosten zu ermitteln, dann den 
zweiten Schritt zu machen und zu klären, wie man 
in Weiche – wenn wir zwei Bahnsteige haben – 
vom Regionalgleis auf den Fernverkehr kommt. Es 
ist niemandem geholfen, wenn wir das andersherum 
machen. Nach wie vor ist offen und zu klären, wie 
es mit Park and Ride und Fahrradabstellmöglich-
keiten in Flensburg-Weiche aussieht.

Wer einen Blick in die Flensburger Kommunalpoli-
tik wirft, weiß leider, dass das Thema Bahnhofsum-
feld in den letzten Jahren eine extrem große Rolle 
gespielt hat. Man hat sich viel Mühe gegeben, um 
den Bahnhof aufzuwerten. Es gibt einen Hotelneu-
bau. Es gibt ganz bewusst den Neubau eines Park-
hauses, weil man den Bahnhof aufwerten will. Für 
mich passt das nicht ganz zusammen mit den Pla-
nungen, die man jetzt in Weiche hat, wenn ein ganz 
entscheidender Teil des Verkehrs sozusagen aus der 
Stadt ausgelagert würde und man wieder einen ein 
Stück weit verödeten Bahnhof hätte.

Die allergrößte Frage aber – das hat die Kollegin 
Waldeck gerade richtig beschrieben – ist tatsäch-
lich, was überhaupt in Zukunft auf dem Jütlandkor-
ridor noch fahren wird, wenn im Jahr 2029 – ich 
äußere in fast jeder Rede große Zweifel an diesem 
Zeitplan – die Fehmarnbeltquerung mit ihrer Hin-
terlandanbindung – irgendwann wird sie fertig sein 
– fertig sein wird. Der Plan ist, dass die Fernver-
kehrszüge dann eben nicht mehr über den Jütland-
korridor fahren, sondern ihren Weg über Fehmarn 
nehmen. Die Begeisterung dafür in der Region ist 
nicht unbedingt überall überbordend.

Das würde tatsächlich bedeuten, dass wir gegebe-
nenfalls einen Bahnhof in Flensburg-Weiche hät-
ten, aber keinen Fernverkehr mehr, der dort vorbei-
kommt. Für viel Geld an dieser Stelle einen Umbau 
anzustoßen, ohne das vorher zumindest geprüft zu 
haben, finden wir falsch.

Ich habe gerade gesagt, man sollte den zweiten 
Schritt nicht vor dem ersten machen. Man soll-
te aber auch den ersten Schritt nicht bis sonst 
wann verzögern. Wenn wir heute den Antrag von 
Schwarz-Grün mit breiter Mehrheit beschließen – 
davon gehe ich erst einmal aus –, erwarte ich, dass 
die Prüfaufträge, die in diesem Antrag festgelegt 
sind, wirklich umgesetzt werden, und zwar zeitnah. 
Das bedeutet, eine Prüfung, ob Flensburg-Weiche 
ertüchtigt werden kann, ob es Sinn macht, den 

Bahnhof auszubauen, muss in allernächster Zukunft 
kommen. Das werden wir weiterhin gern begleiten, 
denn unser gemeinsames Ziel muss es sein, dass 
Flensburg weiterhin über den Fernverkehr erreich-
bar ist. – Herzlichen Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Das Wort hat nun der Herr Abge-
ordnete Dr. Buchholz von der FDP-Fraktion.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir sind uns in diesem Haus darin einig, dass 
Flensburg unzureichend an die Bahn angebunden 
ist. Das hat allerdings auch Gründe, Frau Kollegin, 
wenn ich das einmal sagen darf, die in diesem 
Fall nicht nur bei der Deutschen Bahn liegen, son-
dern die durchaus auch in der Kommunalpolitik in 
Flensburg mitbegründet sind.

(Werner Kalinka [CDU]: Ei, ei, ei!)
Seit Jahren kämpfen eigentlich alle dafür, dass es 
eine Anbindung Flensburgs mit einem Innenstadt-
halt geben muss, damit man die Menschen tatsäch-
lich in der Innenstadt Flensburgs abholen kann und 
nicht irgendwo außerhalb. Kassel-Wilhelmshöhe ist 
hier genannt worden. Wir alle wissen, was für 
Bahnhöfe das sind. Wir brauchen in Flensburg ei-
nen Innenstadthalt, der die Anbindung an das Bahn-
netz insgesamt gewährleistet. Genau das wird durch 
die Kommunalpolitik in Flensburg verhindert. Das 
ist die Krux.
An dieser Stelle sieht man leider, Frau Kollegin 
Nitsch, was passiert, wenn man sich einer sinnvol-
len Lösung verschließt und sagt: Der Rest wird gut 
gehen. – Dann passiert genau das, was wir hier 
sehen, dass die DB AG in dem Augenblick, in 
dem sie mehr Züge auf der Trasse nach Flensburg 
unterbringen muss, weil die ganze Fehmarnroute 
gesperrt ist, sagt: Mit diesen Taktungen komme ich 
über die Strecke einfach nicht mehr rüber; dann 
muss ich Zeitersparnisse realisieren.– Die Zeiter-
sparnisse liegen dann darin, liebe Frau Kollegin 
Waldeck, dass ich nicht mit 100 durch den Bogen 
durch Flensburg fahren kann und schon gar nicht 
durch den Bahnhof, sondern dass ich die Strecke 
vorne abkürze und hinter Weiche links rausgehe – 
wie die Güterverkehre auch.
Im Landesweiten Nahverkehrsplan steht eigentlich 
genau drin, was man machen muss. Projekt 7 des 
Landesweiten Nahverkehrsplans heißt „Innenstadt-
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halt Flensburg“. Im Landesweiten Nahverkehrsplan 
sind auch alle Gutachten hinterlegt, die das Fahr-
gastvolumen prognostizieren. Würde man tatsäch-
lich einen Innenstadthalt kreieren, wäre nach dem 
Gutachten, das wir 2016 gemacht haben, ein Fahr-
gastzuwachs von bis zu 65 Prozent zu realisieren. 
Keine Strecke, die man reaktivieren würde, hat 
einen so hohen Nutzen-Kosten-Faktor wie das Er-
schließen der Innenstadt von Flensburg. Der ausge-
rechnete Nutzen-Kosten-Faktor läge bei acht, selbst 
wenn man 70 Millionen Euro investieren würde. 
Das alles heben wir nicht, weil wir sagen: „Nee, 
wir wollen da nicht in die Innenstadt reinfahren, wir 
wollen da lieber außen rum“. Sie, liebe Kollegin 
Nitsch, nennen dann die zweitbeste Lösung und 
sagen: Lasst uns doch mal eben das Gleis in Flens-
burg-Weiche mit einem Haltepunkt versehen, und 
dann haben wir es. – Das ist keine Anbindung von 
Flensburg.

Im Landesweiten Nahverkehrsplan steht übrigens 
noch Weiteres. Ich kann nur empfehlen, ihn immer 
wieder einmal zu lesen. Da steht nämlich:

„Neben dem Standort ZOB könnten rund um 
Flensburg weitere Bahnhöfe reaktiviert wer-
den. Der Bahnhof Flensburg-Weiche würde 
wiedereröffnet und Halt für alle Regional- 
und Fernzüge werden können. Der Bahn-
hof hätte damit die Funktion eines zentra-
len Fernbahnhofs für die deutsch-dänische 
Grenzregion.“

Das wäre zu wünschen. Aber dazu brauche ich die 
Innenstadtanbindung von Flensburg. Sonst habe ich 
die Menge an Personen nicht, die ich aufs Gleis 
bringe. Mit Weiche allein bleibt es bei einem Modal 
Split, der sich in kleinem Bereich bewegt und des-
halb nicht rechtfertigt, dass man das ausbaut.

Ich beantrage, beide Anträge in den Ausschuss zu 
überweisen und gemeinsam zu sehen, dass wir et-
was voranbringen, indem wir dazu die Konzernbe-
vollmächtigte der DB AG, einen Vertreter der Stadt 
Flensburg – von mir aus den Bürgermeister – und 
andere Leute, die wir benennen können, einladen, 
um zu sagen: Wir brauchen eine konstruktive Lö-
sung, die allerdings nur dann wirklich sinnvoll ist, 
wenn wir längerfristig viele Fahrgäste auf dieser 
Strecke realisieren können.

(Beifall FDP)

Das werden wir allein mit dem Ausbau von Flens-
burg-Weiche definitiv nicht tun.

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage 
der Abgeordneten Uta Wentzel zu?

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Immer gern.

Uta Wentzel [CDU]: Sehr geehrter Kollege, 
vielen Dank. – Stimmen Sie mir zu, dass man 
vom Bahnhof Flensburg 600 Meter zur Roten 
Straße braucht, also dem Beginn der Fußgän-
gerzone Flensburg, und das schon sehr nah 
an der Innenstadt ist?

– Frau Kollegin, ich stimme Ihnen insoweit nicht 
zu, als dass wir das gutachterlich untersucht haben, 
und zwar mit dem Gutachten OdeS, mit dem wir 
den ganzen Landesweiten Nahverkehrsplan unter-
sucht haben, und mit einem gemeinsamen Gutach-
ten bereits aus dem Jahr 2016. Das war ein Gutach-
ten, das getragen wurde durch die dänische Partner-
region Sønderjylland, die Gemeinde Aabenraa, von 
NAH.SH und vielen weiteren mehr. Es kommt zu 
dem Schluss, dass die eigentlich sinnvolle Lösung 
ist, statt diesem Bahnhof in dem Bogenbereich ei-
nen Innenstadthalt unten in Richtung ZOB anzule-
gen. Das ist die entscheidende Geschichte, die dann 
zu dem hohen Fahrgastaufkommen führen würde, 
dass die Investition in diese Veranstaltung so sehr 
rechtfertigte. Ich sage Ihnen voraus: Wenn Sie hier 
mit Flensburg-Weiche, bei der Personenzahl, die da 
ein- und aussteigen wollen, mit einem Gutachten 
nach Fahrgastzahlen fragen, erhalten Sie einen Nut-
zen-Kosten-Faktor unter eins. Das kriegen Sie gar 
nicht gerechtfertigt.
Deshalb ist das ein gut gemeinter Antrag, aber es 
geht nur, wenn ich ein genügend großes Fahrgast-
aufkommen habe. Das kreiere ich nur in der Innen-
stadt von Flensburg.

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Lassen Sie noch eine weitere Frage zu?

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Immer gern.

Uta Wentzel [CDU]: Aber wie gesagt, wenn 
man bei Google Maps eingibt „Bahnhof 
Flensburg–Rote Straße“ sind das 600 Meter. 
Also dafür muss ich keinen Gutachter haben, 
um zu wissen, dass es trotzdem wirklich nah 
ist.

– Frau Kollegin Wentzel!
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Ich stimme Ihnen zu, wir nehmen gern wei-
tere Haltepunkte – auch gerne in der Innen-
stadt, am Campus, beim neuen Zentralkran-
kenhaus in Peelwatt, in Tarup –, dagegen ha-
ben wir gar nichts. Mir ist es nur wichtig zu 
sagen: Es muss erst einmal die Verbindung 
zwischen Hamburg und Flensburg schneller 
und besser sein, es muss die Verbindung zwi-
schen Kiel und Flensburg besser sein – wir 
brauchen teilweise zwei Stunden –, dann ha-
ben wir eine attraktive Verbindung, und dann 
haben wir auch das Fahrgastaufkommen, das 
die Deutsche Bahn gern möchte.

– Gut.
– Solange diese Verbindungen nicht attraktiv 
sind, werden die Leute nicht auf die Schiene 
gehen. Stimmen Sie mir da zu?

– Nein, Frau Kollegin Wentzel, es sind zwei Teile 
Ihrer Frage. Ich frage einmal zurück – es geht erst 
einmal um die 600 Meter –: Wann sind Sie das letz-
te Mal mit einem Koffer aus einem Bus gestiegen 
und haben gesagt: „Ach, es sind ja nur 600 Meter 
bis zum Zug, da wackel ich jetzt mal lang.“?

(Vereinzelte Heiterkeit)
Das machen die Leute nicht, sondern sie fahren mit 
dem Auto zu der entsprechenden Haltestelle oder 
sonst irgendetwas. Genau das ist der Unterschied, 
da machen es die „nur 600 Meter“ aus, da ist der 
Bruch, der Wechsel des Verkehrsmittels ein riesen-
großes Thema.

(Unruhe CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

– Ja, da können Sie jetzt den Kopf schütteln, aber 
sagen Sie mir einmal, wann Sie das letzte Mal mit 
dem Koffer vom Bus aus einen halben Kilometer 
unterwegs gewesen sind!

(Anhaltende Unruhe)
Entscheidend ist doch, die entsprechenden Verkehre 
in der Verbindung des Zentralen Omnibusbahnhofs 
mit der Bahn zu realisieren. Darum muss es gehen.
Ihre zweite Frage kann ich ganz schnell beantwor-
ten, Frau Kollegin. Sie wünschen sich alle, dass die 
Strecke von Padborg vor 2030 irgendwie repariert 
werden soll. Das würde ich mir auch wünschen, 
aber wissen Sie, was das heißt? – Bei der geschlos-
senen Strecke über den Fehmarnbelt bedeutet das 
Sperrungen dieser Strecke, und zwar Vollsperrun-
gen, gegebenenfalls über halbe Jahre, so wie sie in 
den Großkorridoren der DB AG zurzeit angelegt 
sind. Die halbjährige Sperrung auf der Achse Ham-

burg–Lübeck kriegen Sie dann in Flensburg ab, und 
zwar innerhalb der Jahre – was weiß ich – 2027, 
2028, 2029. Dann haben Sie nicht nur die Achse 
Fehmarnbelt, sondern auch noch die Sønderjylland-
Route totgelegt. Dann gibt es gar keine Verbindung 
mehr nach Dänemark; und das schließt die DB AG 
aus. Dafür hat sie mein volles Verständnis, weil wir 
internationale Verkehre gewährleisten müssen und 
Dänemark auch angeschlossen bleiben muss.

(Uta Wentzel [CDU] Man hat ja auch noch 
Schienenersatzverkehr!)

– Nee, man hat keine Schienenersatzverkehre, 
wenn man internationale Verkehre realisieren muss, 
Frau Kollegin.

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Ich glaube, die Frage ist beantwortet.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Also noch einmal, mein Appell ist: Zusätzliches 
Faktenwissen schadet nicht. Deshalb bitte ich um 
Überweisung beider Anträge in den Ausschuss, 
Kollegin Nitsch, weil es hier gilt, für Flensburg 
zu einer wirklich guten Lösung zu kommen. Halbe 
Dinge, die hier vorgeschlagen werden, bringen uns 
nicht weiter, weil sie im Ergebnis dazu führen wer-
den, dass Gutachten beweisen, dass sich das alles 
nicht rechnet. Wir brauchen aber eine vernünftige 
Anbindung von Flensburg.

Ich werbe dafür, dass wir uns alle vehement dafür 
einsetzen, diesen Landesweiten Nahverkehrsplan 
umzusetzen, denn, was da in den letzten fünf Jahren 
entwickelt worden ist, hat Hand und Fuß und ist 
sinnvoll. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall FDP, Serpil Midyatli [SPD] und 
Marc Timmer [SPD])

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Für einen Dreiminutenbeitrag hat 
sich die Abgeordnete Sybilla Nitsch gemeldet. – 
Bevor Sybilla Nitsch anfängt, möchte ich einmal 
den Abgeordneten Hauke Göttsch bitten – –

(Vereinzelte Heiterkeit – Hauke Göttsch be-
gibt sich an seinen Platz – Zuruf Sandra Red-
mann [SPD])

– Alles gut. – Einmal ein bisschen Arbeitsruhe, 
bitte!
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Sybilla Nitsch [SSW]: 
Ich habe mich noch einmal gemeldet, weil hier 
ziemlich viele Punkte vermengt worden sind. Wenn 
wir von Metropolen sprechen und dem Faktum, 
dass es heißt: „Jetzt wollen wir halt den Fehmarn-
beltkorridor und die Verkehre von Hamburg nach 
Kopenhagen durchziehen“ – supergut, aber dann 
kennt man sich in Dänemark nicht so gut aus. Man 
staune: In Dänemark gibt es noch andere Metropo-
len.
Der Jyllandskorridor ist auch ein Metropolkorridor. 
Zum Beispiel liegt das industrielle Zentrum Däne-
marks in der Trekantregion um Vejle, Fredericia 
und Kolding. Dann geht es weiter nach Aarhus 
und nach Aalborg. Das heißt, wir können nicht da-
von sprechen, dass der Jyllandskorridor den Regio-
nalverkehr im Flensburger Großraum „so ein biss-
chen“ bedient, sondern: Das ist ein internationaler 
Korridor. Dadurch gehen zum Beispiel auch die 
Verkehre hoch nach Norwegen, bei denen es über-
haupt nicht dienlich wäre, wenn sie über den Feh-
marnbeltkorridor gingen und dann irgendwie weit 
über Schweden umgeleitet werden müssten. Wenn 
man sich das Korridorsystem anguckt, sieht man 
nämlich sehr schnell, dass dieser Jyllandskorridor 
als internationaler Korridor sehr wichtig ist. Dem-
entsprechend ist er natürlich wichtig, um unser 
Grenzland anzubinden.
Dann ging es darum: Lasst uns doch die Innenstadt-
lösung angucken! – Mir ist das sehr bewusst – ich 
habe zehn Jahre in der Kreistagspolitik von Schles-
wig-Flensburg und Nordfriesland verbracht –, da 
ist nämlich der Knackpunkt: Es geht nicht nur um 
Flensburg, es geht um den ganzen Landesteil. Es 
ist so – wenn wir jetzt mit Anekdoten anfangen –: 
Ich habe viele Jahre in Eggebek gelebt. Wenn ich 
den Fernverkehr nutzen wollte, konnte ich nicht in 
Eggebek einsteigen. Da musste ich nach Flensburg 
fahren, und in Flensburg ist die Situation so: Da 
gibt es keine Parkplätze. Was machen also viele 
Leute aus dem Umland? – Leider Gottes fahren sie 
nach Tinglev und stellen ihr Auto da ab, würnsch-
ten sich aber, dass sie einen Fernhalt in Weiche 
hätten, wo sie sehr bequem hinkommen könnten.
Eine andere Sache, die die Flensburger Stadtpoli-
tik mit dieser Initiative deutlich macht – da hät-
ten Sie, Herr Buchholz, vielleicht einmal die Be-
schlussvorlage der Ratsversammlung lesen sollen –, 
ist nämlich, dass das hier als ein erster konstrukti-
ver Schritt gesehen wird, um Flensburg wieder eine 
Mobilitätslösung zu geben.
Natürlich wollen wir uns die Sachen im LNVP 
anschauen. Wir müssen aber auch ganz deutlich 

sagen, dass einige Protagonisten, die bisher zum 
Beispiel in der letzten Wahlperiode einige Konzepte 
federführend auf die Bahn gebracht haben, nicht 
mehr dabei sind. Dass diese Protagonisten nicht 
mehr dabei sind – ich habe gehört, da ist eine sehr 
sympathische Fraktion die stärkste Fraktion gewor-
den –, gibt die Chance und den Anlass, dass wir 
hier mit neuen Mehrheiten im Flensburger Stadtrat 
anders planen.
In der Flensburger Vorlage – das ist mein letzter 
Satz –, geht es nämlich auch darum, dass wir uns 
natürlich im nächsten Schritt ein ÖPNV-Konzept 
angucken und uns darum bemühen, Park-and-ride-
Möglichkeiten und zum Beispiel auch Bike-and-ri-
de-Möglichkeiten zu schaffen. Von daher ist das 
hier nicht der zweite Schritt vor dem ersten, son-
dern ein neuer erster Schritt.
Ich werbe dafür, dass wir uns das konstruktiv angu-
cken und finde es einen guten Ansatz, dass wir das 
in den Ausschuss überweisen. Da haben wir auch 
die Möglichkeit, unsere dänischen Partner anzuhö-
ren, wie Dansk Industrie oder die Region Sønder-
jylland-Schleswig. – Vielen Dank.

(Beifall SSW)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Ich sehe keine weiteren Kurzbeiträge. For landsre-
geringen vil jeg gerne give ordet til minister Claus 
Ruhe Madsen. – Ich habe gesagt: Ich möchte jetzt 
für die Landesregierung Claus Ruhe Madsen das 
Wort geben.

(Zuruf: Das haben wir verstanden! – Uta 
Wentzel [CDU]: Wir auch!)

Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus: 
Mange tak, fru præsident! – Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeord-
nete! Im Landesweiten Nahverkehrsplan von 2021 
steht:

„Neben dem Standort ZOB könnten rund um 
Flensburg weitere Bahnhöfe reaktiviert wer-
den. Der Bahnhof Flensburg-Weiche würde 
wiedereröffnet und Halt für alle Regional- 
und Fernzüge werden können. Der Bahn-
hof hätte damit die Funktion eines zentra-
len Fernbahnhofs für die deutsch-dänische 
Grenzregion.“

Und das ist immer noch unser Standpunkt. Auch 
die NAH.SH regt seit langer Zeit an, den Bahn-
hof in Flensburg in die Innenstadt zu verlegen 
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und damit auch weitere Haltestellen an der Strecke 
Flensburg–Kiel anzubinden, unter anderem Flens-
burg-Weiche. Ein Gutachten von 2016 unterstützt 
diese Haltung.

Bisher hat sich die Kommunalpolitik in Flens-
burg aber immer gegen solche Bahnhofsprojekte 
gewehrt. Das Blatt hat sich erst im letzten Jahr mit 
dem neuen Oberbürgermeister gewendet. Im No-
vember 2023 hat die Flensburger Ratsversammlung 
beschlossen, dass sie Flensburg-Weiche als neuen 
Fernhalt befürwortet.

„Fernhalt“ ist auch ein gutes Stichwort. Für den 
Fernverkehr brauchen wir die Deutsche Bahn an 
Bord. Sie ist bisher eher zurückhaltend und ver-
weist zum einen darauf, dass große Teile des Fern-
verkehrs nach Dänemark in Zukunft über die Feh-
marnbeltquerung führen werden und nicht über 
Flensburg. Zum anderen sieht die DB erst noch 
Hausaufgaben bei der Stadt Flensburg und bei uns 
beziehungsweise der NAH.SH. Die Anbindung an 
den übrigen ÖPNV und die Zukunft des Flensbur-
ger Hauptbahnhofs müssen geklärt werden.

Wir haben schon erste Gespräche mit der NAH.SH 
geführt, was nötig und möglich wäre. Der jetzige 
Spurplan des Bahnhofs Flensburg-Weiche ermög-
licht es nur, einen neuen Bahnsteig am direkten 
Verbindungsgleis nach Dänemark zu bauen. So 
oder so müssten die Trassen geändert werden. 
Wenn wir auch Regionalverkehre wieder in Flens-
burg-Weiche halten lassen wollten, müsste dafür 
auch der Nahverkehrsbahnsteig reaktiviert werden. 
In puncto Barrierefreiheit könnte es dabei Schwie-
rigkeiten geben, da der Platz dort beschränkt ist.

Es wäre auch denkbar, dass Fern- und Nahverkehrs-
züge an einem Bahnsteig halten. Dafür wären um-
fangreiche Infrastrukturanpassungen erforderlich. 
Außerdem hätte ein zusätzlicher Halt in Weiche 
natürlich Auswirkungen auf die Taktung des RE 7 
und damit auf die Umstiegszeiten in Flensburg und 
Tinglev. Auch das muss berücksichtigt werden.

Wir werden weiterhin das Gespräch mit der DB, 
der NAH.SH und der Stadt Flensburg suchen. Fakt 
ist aber auch: Zuerst muss die Deutsche Bahn ih-
re Bereitschaft erklären, sonst brauchen wir uns 
über Regionalhalte, Finanzierung oder barrierefreie 
Bahnsteige ehrlicherweise noch keine Gedanken zu 
machen.

Der Beschluss der Flensburger Ratsversammlung 
war ein wichtiger Schritt in eine neue Richtung. 
Wir werden das Thema mit Nachdruck weiterver-
folgen. – Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Mange tak. – Es liegen keine weiteren Wortmeldun-
gen vor. Somit schließe ich die Beratung.
Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache 
20/1587 sowie den Alternativantrag Drucksache 
20/1737 dem Wirtschafts- und Digitalisierungsaus-
schuss zu überweisen. Wer so beschließen will, den 
bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Das ist ein-
stimmig? – Die Gegenprobe! – Es ist also einstim-
mig so beschlossen worden.
Wir machen weiter mit dem Tagesordnungspunkt 
34:

Vollständigen Aufbau der 2. Einsatzhundert-
schaft bis 2027 sicherstellen

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/1710

Durch den Aufbau der 2. Einsatzhundertschaft 
Sicherheit und Vertrauen schaffen

Alternativantrag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/1747

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.
Ich eröffne nun die Aussprache. Das Wort hat der 
Abgeordnete Niclas Dürbrook von der SPD.

(Beifall SPD)

Niclas Dürbrook [SPD]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Im Ländervergleich ist Schleswig-Holstein 
bei der Bereitschaftspolizei personell schwach auf-
gestellt. Die niedersächsische Landespolizei hat sie-
ben Hundertschaften, die Polizeien in Brandenburg, 
Rheinland-Pfalz oder Sachsen-Anhalt haben jeweils 
vier, Schleswig-Holstein hingegen hat nur eine Ein-
satzhundertschaft.
Stattdessen setzt Schleswig-Holstein auf zwei zu-
sätzliche Einzeldiensthundertschaften. Das mag 
ähnlich klingen, funktioniert aber in der Praxis 
grundlegend anders. Denn die Beamtinnen und Be-
amten in den Einzeldiensthundertschaften haben je-
weils noch einen anderen Job in der Landespolizei, 
sind zum Beispiel ganz regulär als Streifenbeamtin-
nen in einem Revier vor Ort eingesetzt. Sonderla-
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gen und Großeinsätze, Fußballspiele, Demos, Ein-
sätze in anderen Bundesländern – das alles wäre 
ohne die Hundertschaften nicht möglich. Entspre-
chend groß sind der Bedarf und auch die Belastung 
der Beamtinnen und Beamten.

Mit Blick auf die oftmals auch körperlich wirklich 
anstrengenden Einsätze, mit Blick auf die enorme 
Belastung durch Überstunden, aber auch mit Blick 
auf die Verlässlichkeit von Dienstplänen – regelmä-
ßig wird am Mittwoch oder Donnerstag für die 
Beamten der Einzeldiensthundertschaften das Wo-
chenende spontan auf den Kopf gestellt; wer re-
gelmäßig in den Polizeidienststellen vor Ort unter-
wegs ist, bekommt das immer wieder als Rückmel-
dung –: Das ist wirklich herausfordernd, auch für 
das Familienleben.

Die Antwort darauf ist die Aufstellung einer zwei-
ten Einsatzhundertschaft der Landespolizei. Sie ist 
lange geplant, sie wurde 2021 durch die Einstellung 
zusätzlicher Anwärter begonnen und hat langsam 
auch echte Auswirkungen für die Polizei, weil in 
diesem Jahr ein erster Einsatzzug der neuen Hun-
dertschaft gebildet werden konnte.

(Zuruf Tobias Koch [CDU])

Bis 2027 soll die Hundertschaft vollständig einsatz-
bereit sein. Lieber Herr Kollege Koch, das ist die 
Zusage aus dem Koalitionsvertrag. Dafür braucht 
es im kommenden Jahr noch einmal zusätzliche 
Stellen, um auf die nötige Stärke zu kommen und 
um die Beamten rechtzeitig bis 2027 ausgebildet zu 
haben. So einfach, so klar.

Lieber Herr Kollege Koch, aber dann gab es in 
diesem Jahr große Unruhe, denn ganz offensicht-
lich standen die zusätzlichen Stellen auf der Kippe. 
Herzlichen Dank an die GdP, die rechtzeitig darauf 
hingewiesen hat, dass genau dieses Problem drohte. 
Wenn man die Stellen im kommenden Jahr nicht 
eingestellt hätte, dann wäre es nicht mehr möglich 
gewesen, die Einsatzhundertschaft bis 2027 fertig 
zu bekommen. Wir wünschen uns heute ein eindeu-
tiges Bekenntnis des Parlaments: Wir stehen hinter 
dem Aufbau der zweiten Einsatzhundertschaft. Wir 
stärken unseren Beamtinnen und Beamten auch in 
finanziell schwierigen Zeiten den Rücken.

(Beifall SPD, Dr. Bernd Buchholz [FDP] und 
Lars Harms [SSW])

Jetzt ist es so, dass es am Dienstag die Präsentation 
des Haushaltsentwurfs gab. Tatsächlich bin ich ein 
Stück weit beruhigt, denn noch haben es die zusätz-
lichen Stellen zwar nicht in den Haushaltsentwurf 
geschafft. Aber immerhin gibt es von der Landes-

regierung die Ankündigung, via Nachschiebeliste 
33 zusätzliche Stellen für die zweite Einsatzhun-
dertschaft zu schaffen. Das ist nicht ganz das, was 
benötigt wird, aber es ist immerhin sehr dicht dran.

Herr Kollege Koch, ich bin aber schon ein bisschen 
verwundert. Wenn das alles so klar war und wenn 
überhaupt kein Grund für die Unruhe an der Stelle 
bestand, warum hat man die Stellen dann nicht in 
den Haushaltsentwurf reingeschrieben? Das hätte 
man dann ja tun können.

(Beifall SPD, Annabell Krämer [FDP] und 
Lars Harms [SSW] – Zuruf Tobias Koch 
[CDU])

So hat man das übrigens mit allen anderen zusätzli-
chen Stellen, die da auftauchen, einfach so getan. 
Die einzigen Stellen, die über die Nachschiebelis-
te kommen sollen, sind die Stellen für die zweite 
Einsatzhundertschaft. Ich glaube, allein daran sieht 
man schon, dass dieser Antrag, den wir heute de-
battieren, sehr wohl seine Berechtigung hat. Wir 
werden diesen Vorgang bis zum hoffentlich guten 
Ende ganz genau im Blick behalten, denn die Ver-
stärkung muss endlich kommen.

(Beifall SPD und Lars Harms [SSW])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, manche mögen 
weitere zusätzliche Stellen für die Landespolizei 
nach dem kräftigen Stellenplus der letzten Jahre 
kritisch sehen. Überraschenderweise gibt es solche 
Stimmen sogar in der Landespolizei. Mir sagte neu-
lich ein Revierleiter, dass er auf das nächste groß-
zügige Personalpaket gern verzichte, wenn ihm da-
durch am Ende doch nur drei Stellen im Vergleich 
zur vorherigen Planung fehlen. Das war natürlich 
nicht ganz ernst gemeint, weil dem Beamten schon 
klar war, dass die Belastung ohne zusätzliche Stel-
len noch größer wäre, aber erschreckend ist das ein 
Stück weit als Rückmeldung an der Stelle schon, 
denn es zeigt: Das Stellenplus der vergangenen 
Jahre ist in der Fläche nicht angekommen. Die 
Revierleiter können heute nicht mehr Wagen auf 
die Straße schicken als noch vor der Verstärkung. 
Es mag dafür gute Begründungen geben. Irgendwo 
sind die Stellen ja gelandet, sie sind ja nicht ein-
fach weg. Aber für uns als Politik muss es ein An-
sporn sein, die Situation im Blick zu behalten und 
gegenzusteuern, wenn zum Beispiel immer mehr 
Arbeitszeit für Aufgaben verwendet wird, die wirk-
lich nicht von Polizistinnen und Polizisten erledigt 
werden müssen. Ich denke dabei nicht nur an die 
Begleitung von Schwertransporten, sondern zum 
Beispiel auch an die Abschiebefahrten, die für das 
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Landesamt übernommen werden. Beides gehört im 
kommenden Jahr dringend angegangen.

(Beifall SPD, FDP und Lars Harms [SSW])

Heute freue ich mich, wenn der vollständige Auf-
bau der zweiten Einsatzhundertschaft ein kleines 
Stück näher rückt. Das ist ein sehr gutes Zeichen 
für die Landespolizei. – Herzlichen Dank.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank, das Wort hat nun die Abgeordnete 
Birte Glißmann von der CDU.

Birte Glißmann [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Erst einmal möchte ich mich 
beim Kollegen Dürbrook bedanken, der uns mit 
dem gesetzten Tagesordnungspunkt heute Nachmit-
tag die Möglichkeit beschert hat, am Tag der Ge-
burtstagsfeier der GdP schon jetzt – vor Beschluss 
des Haushaltes; den beschließen wir ja als Haus-
haltsgesetzgeber im März 2024 –, den vollständigen 
Ausbau der zweiten Einsatzhundertschaft angemes-
sen zu würdigen. Ich freue mich, wenn wir darauf 
heute Abend anstoßen.

(Beifall CDU, SSW, vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und Beifall Dr. Bernd 
Buchholz [FDP])

Der Haushaltsentwurf der Landesregierung wurde 
vor gerade 48 Stunden veröffentlicht. Wie gesagt, 
die abschließende Beratung findet noch statt. Das 
tun wir hier im Plenum. Der Haushalt zeigt aber 
schon jetzt, dass die Landesregierung mit der ak-
tuell angespannten Haushaltssituation und den vie-
len parallelen Herausforderungen umsichtig umgeht 
und notwendige Prioritäten setzt.

Der Ministerpräsident hat im Rahmen der Vorstel-
lung des Haushalts angekündigt, dass die notwendi-
gen 33 Stellen über die Nachschiebeliste sicherge-
stellt sind. Damit ist auch sichergestellt, dass die 
zweite Einsatzhundertschaft bis 2027 vollständig 
aufgebaut sein wird.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Dafür möchte ich mich bei der Landesregierung 
bedanken, und ich wünsche von dieser Stelle aus 
der Innenministerin gute Besserung!

(Beifall)

Wir haben es eben schon gehört, die Herausfor-
derungen für die Polizei wachsen nahezu täglich. 
Wir haben zunehmend Demonstrationslagen, die 
Begleitung von Fußballspielen oder die Suche nach 
vermissten Personen – und das eben nicht nur in 
Schleswig-Holstein, sondern im ganzen Bundesge-
biet. Aber nicht nur die Quantität nimmt zu, auch 
die Qualität der Einsätze hat sich verändert. Das 
Verhalten der Menschen gegenüber den Beamtin-
nen und Beamten wird immer aggressiver. Der Per-
sonalaufbaupfad der letzten Jahre war und ist rich-
tig und gerade vor dem Hintergrund von enormer 
Bedeutung.
Wichtig ist es dabei, da gebe ich Ihnen recht, dass 
nicht irgendwelche Stellen geschaffen werden, son-
dern dass die Entlastung in der Fläche ankommt 
und dort spürbar ist. Ich nehme es nicht ganz so 
wahr, wie Sie es eben geschildert haben. Ja, es gibt 
zusätzliche Aufgaben, die in dieser komplexeren 
Welt bewältigt werden müssen, auch von der Poli-
zei, aber ich nehme doch sehr deutlich wahr, dass 
der Aufbau der zweiten Einsatzhundertschaft mit 
dem ersten Zug schon zu einer Entlastung geführt 
hat, weil die Beamtinnen und Beamten aus der Flä-
che eben nicht mehr so viele Sondereinsätze wie 
bisher wahrnehmen müssen.
Der erste Zug der zweiten Einsatzhundertschaft hat 
zum 1. August 2023 den Dienst aufgenommen. Das 
sind bisher 25 Beamtinnen und Beamte. Es folgen 
jetzt schrittweise noch 65 weitere, die sich in der 
Ausbildung befinden.
Herr Dürbrook, Sie stellen sich hier hin und möch-
ten den Eindruck erwecken, Sie seien der Urheber 
der Vervollständigung der zweiten Einsatzhundert-
schaft. Da musste ich schon ein bisschen schmun-
zeln. Am Ende können wir uns auch fragen, warum 
die zweite Einsatzhundertschaft nicht schon längst 
fertig ist, gerade wenn wir uns die Ausbildungsdau-
er anschauen.

(Martin Habersaat [SPD]: Was haben Sie ge-
macht, all die Jahre?)

Dank der Christlich-Demokratischen Arbeitneh-
merschaft habe ich ein Zitat des früheren Innen-
ministers Studt gefunden, der nicht etwa den Auf-
bau der zweiten Einsatzhundertschaft aus finanziel-
len Gründen abgelehnt hat, sondern weil er den 
Bedarf dafür nicht gesehen hat. Es war die Jamai-
kakoalition, die das ein Jahr später in den Koaliti-
onsvertrag geschrieben und dafür den Grundstein 
gelegt hat.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP – Zuruf Beate Raudies [SPD])
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Also kommen wir aktuell auf 90 bereits geschaffe-
ne Stellen für die zweite Einsatzhundertschaft. Wir 
hatten das Thema bereits in einem anderem Kon-
text: Für eine Hundertschaft braucht man nicht nur 
100 Personen, sondern mehr. Mit den 33 kommen 
wir dann auf 123; und ich bin mir ziemlich sicher, 
dass wir das mit der Verabschiedung des Haushalts 
mit einem breiten und großen Votum hier im Haus 
auch auf den Weg bringen werden.

Das ist eine sehr gute Nachricht für die Landespoli-
zei. Wir als Koalition halten Wort. Der vollständige 
Aufbau wird 2027 abgeschlossen sein. Es gab und 
gibt keinen Zweifel daran, dass die schwarz-grüne 
Koalition an der Seite der Polizei steht und unseren 
Beamtinnen und Beamten den Rücken stärkt. – Vie-
len Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Das Wort hat nun der Abgeordnete 
Jan Kürschner von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Jan Kürschner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Im Koalitionsvertrag haben wir die Fort-
führung des Aufbaus der zweiten Einsatzhundert-
schaft beschlossen. Wir werden in dieser Legislatur 
die zweite Einsatzhundertschaft auf die Beine stel-
len. Dafür bedarf es nicht der SPD, denn wir haben 
ja unseren Koalitionsvertrag.

(Lachen SPD – Zuruf Dr. Kai Dolgner 
[SPD])

Aber schreiben Sie den gern immer wieder neu ab. 
Ich lese ihn auch immer wieder und bin immer wie-
der aufs Neue begeistert, was für gute Dinge ihren 
Weg dort hineingefunden haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU – Zuruf Beate Raudies [SPD])

Das Schöne ist auch, dass wir regieren und den 
in die Tat umsetzen dürfen. Die Landesregierung 
hat es bereits in ihrer Pressekonferenz angekündigt, 
und wir bekräftigen es heute mit unserem Antrag 
noch einmal politisch: Wir wollen die zweite Ein-
satzhundertschaft, und Schleswig-Holstein wird die 
zweite Einsatzhundertschaft auch bekommen. Wir 
stehen zu unseren Polizistinnen und Polizisten und 
lösen damit ein Versprechen ein, die dringend nöti-
ge Entlastung für die Polizei zu schaffen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Ich will nicht verhehlen, dass man bei der Gesamt-
betrachtung der Haushaltslage durchaus zu dem 
Schluss gelangen könnte, dass die Einsatzhundert-
schaft später kommen oder deren Verstärkung et-
was geringer ausfallen könnte als gedacht. Als Grü-
ner und als Vater dreier schulpflichtiger Kinder ist 
meine persönliche Priorität immer bei der Bildung.

(Beifall Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Aber klar, das Setzen anderer Prioritäten würde im-
mer dazu führen und ist die Ursache dafür, dass 
das Überstundenproblem bei der Bereitschaftspoli-
zei auch in 100 Jahren noch nicht gelöst wäre.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir machen eben beides. Das eine tun, das andere 
nicht lassen; das muss unser Ziel sein. Polizei stär-
ken und in die Bildung und in die soziale Sicherheit 
investieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Ich bin auch Fachpolitiker, und ich weiß: Die 
zweite Einsatzhundertschaft ist ein lang gehegter 
Wunsch der Polizei und ihrer Gewerkschaften. 
Herzlichen Glückwunsch! Diesen können wir jetzt 
erfüllen.

(Werner Kalinka [CDU]: Von mir übrigens 
auch! – Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Ich möchte an dieser Stelle unserer Finanzministe-
rin Monika Heinold ausdrücklich danken. Dank Ih-
rer ungemein wertvollen Expertise und Erfahrung 
in Sachen Finanzen ist es der Koalition gelungen, 
trotz der wirklich herausfordernden Situation einen 
Haushalt vorzulegen, der es uns auch noch erlaubt, 
trotz aller Sparzwänge diesen Punkt aus dem Koali-
tionsvertrag umzusetzen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Das ist beileibe keine Selbstverständlichkeit, und 
dafür sage ich ein großes Dankeschön.
Wird das alle Probleme der Polizei lösen? – Zur 
Ehrlichkeit gehört: Polizeieinsätze passen nicht im-
mer in geregelte Arbeitszeiten, und auch in anderen 
Bundesländern stehen ein Haufen an Überstunden 
in den Büchern: 500.000 in Hamburg, das habe ich 
mir aufgeschrieben, 1,4 Millionen in Hessen oder 
sogar 3,3 Millionen in Bayern. Ja, jede Überstunde 
ist eine zu viel, und wir verlangen unseren Beam-
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tinnen und Beamten viel ab. – Die in diesem Haus 
inflationär gebrauchte Floskel, jedes XY ist eines 
zu viel, habe ich jetzt hoffentlich zum letzten Mal 
gebraucht.
Zur Ehrlichkeit gehört auch: Wir tun alles in un-
serer Macht stehende, um die Polizei zu entlas-
ten. Wir haben ein Überstundenmanagement ein-
geführt, das betriebliche Gesundheitsmanagement 
verbessert und über die letzten 13 Jahre massiv in 
das Personal und die Ausrüstung investiert. Kein 
anderer Bereich in den Ressorts Inneres und Justiz 
ist derart nachhaltig verstärkt worden. Seit 2010 
haben wir das Personal der Polizei um über ein 
Viertel vergrößert. Es sind im Vergleich zu 2010 
über 2.000 Polizistinnen und Polizisten mehr in 
Schleswig-Holstein tätig. 2.000,

(Beate Raudies [SPD]: Genau!)
das möchten sich bitte alle vergegenwärtigen.
Am 1. August dieses Jahres ist die zweite Einsatz-
hundertschaft dann auch offiziell an den Start ge-
gangen. Von Wacken über die Demo bis zum Fuß-
ballspiel sind die Aufgaben der Hundertschaft viel-
fältig.
Eines noch zum Schluss: Wenn die Mitgliederver-
sammlung der DFL, der Deutschen Fußballliga, 
nun den Einstieg privater Investoren beschlossen 
hat, wird sich die Frage Kostenübernahme von Ein-
sätzen der Einsatzhundertschaften bei Fußballspie-
len neu stellen. – Vielen Dank fürs Zuhören.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
Cornelia Schmachtenberg [CDU])

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Das Wort hat nun der Abgeordnete 
Bernd Buchholz von der FDP-Fraktion.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der letzte Wortbeitrag des Kollegen Kürschner hat 
mir gezeigt, dass Ihr Antrag seine Berechtigung hat, 
Kollege Dürbrook.

(Beifall FDP, SPD und SSW – Beate Raudies 
[SPD]: Genau!)

Ihre Prioritäten lagen ein wenig anders, Herr 
Kürschner. Man ahnt ein wenig, dass wir dann doch 
zu Recht schon in der letzten Legislaturperiode in 
Jamaika andere Prioritäten gesetzt haben, denn der 
Staat, der das staatliche Gewaltmonopol deshalb 
durchsetzen will, damit seine Bürgerinnen und Bür-
ger nicht darauf angewiesen sind, sich selbst weh-

ren zu können, muss auch dafür sorgen, dass die 
Ausstattung dieser Polizei anständig ist, und dafür 
haben wir in der Vergangenheit gesorgt.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Ich habe den konkreten Haushaltsentwurf immer 
noch nicht gesehen, weil uns dieser erst am 17. De-
zember 2023 zugehen wird.

(Zuruf: Heute!)

– Heute? Bis jetzt habe ich noch nichts gesehen. Ich 
bin jedenfalls für die Prioritätensetzung dankbar, 
dass man an dieser Stelle gesagt hat: Wir wollen 
daran festhalten. – Es scheint mir so, dass der An-
trag ein bisschen dazu beigetragen hat, dass bei der 
Vorstellung des Haushaltsentwurfs eine solch klare 
Aussage getroffen worden ist. Das ist dann eine 
gute Sache.

(Beifall FDP und SPD)

Kolleginnen und Kollegen, die Situation in der 
Landespolizei ist trotz der Personalverstärkungen 
in den vergangenen Jahren nach wie vor insbeson-
dere durch die Belastungen gekennzeichnet, die der 
Kollege Dürbrook zu Recht geschildert hat. Immer 
wieder mussten Pläne gemacht werden, um Hun-
dertschaften zu bilden. Dadurch wurden Dienstplä-
ne in den Direktionen des Landes durcheinander-
gewirbelt. Das ist auf Dauer kein angenehmer Zu-
stand. Deshalb ist es richtig, an diesem Pfad festzu-
halten, eine zweite Einsatzhundertschaft kontinuier-
lich aufzubauen. Ich bin dankbar, dass die Landes-
regierung diese Priorität gesetzt hat; denn sie ist 
richtig.

Auf ein Phänomen möchte ich hier noch einmal 
eingehen. Frau Glißmann hat gesagt, das nehme 
sie anders wahr. Wir müssen uns fragen, wie es 
kommt, dass bei den Revierleitern der Polizei in 
der Fläche das Gefühl nicht ankommt, dass die Po-
lizei heute einen Personalkörper in einer nie zuvor 
dagewesenen Größe hat. Parallel zum Aufbau des 
Personals haben wir natürlich noch andere Sachen 
gemacht, dies übrigens ganz im Interesse der GdP. 
Das wollen wir nicht verheimlichen. Wir haben be-
stimmte Dinge realisiert, die zum Beispiel lauten: 
Ein langjähriger Wechselschichtdienst führt mit zu-
nehmendem Lebensalter zu einer Verkürzung der 
Arbeitszeit. Die Stellen sind dann zwar besetzt, 
aber die Arbeitszeit ist reduziert. Sie sind dann 
nicht mehr mit der vollen Stundenzahl verfügbar. 
Das ist richtig und gut so. Das führt aber natürlich 
dazu, dass das Personal zwar da ist, aber nicht ein-
gesetzt wird, weil man dieses Personal aus Fürsor-
gegründen nicht einsetzt.
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Deshalb wird man in Zukunft nicht nur über Ein-
stellungen reden müssen, sondern auch über einen 
effizienten Einsatz. Da bin ich ganz beim Kollegen 
Dürbrook.
Ein paar Dinge stoßen mir bei der Landespolizei 
durchaus auf. Das ist zum Beispiel beim letzten 
Mal hier erörtert worden. Das betrifft das Thema 
Schießanlagen, die in weiten Teilen nur begrenzt 
funktionsfähig sind. Das führt dazu, dass viel 
Dienstzeit im Auto vergurkt werden muss, wenn 
man im Land unterwegs ist, um die entsprechende 
Schießanlage zu besuchen. Als Lübeck nicht funkti-
onsfähig war, mussten Leute aus dem Südosten des 
Landes quer durchs Land fahren, um ihr Schießtrai-
ning zu absolvieren. Das ist natürlich ein ineffizi-
enter Einsatz von Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amten.
Solche Effizienzpotenziale werden wir heben müs-
sen; denn ein kontinuierlicher weiterer Personalauf-
bau über die zweite Einsatzhundertschaft hinaus 
wird auch in Zukunft aus meiner Sicht nicht mög-
lich sein.
Deshalb noch einmal: Ich bin dankbar, dass dieser 
Weg weitergegangen wird. Wir sind uns einig, dass 
der Aufbau stattfindet. Wir sind gespannt – – Nein, 
wir sind nicht mehr gespannt auf die Nachschiebe-
liste. Insoweit waren die Aussagen hier eindeutig. 
Kollege Koch nickt. Insoweit dürfen wir darauf 
vertrauen, dass das alles geregelt ist. Ich freue mich 
über diese Einigkeit hinsichtlich der Ausstattung 
der Landespolizei in diesem Parlament. – Herzli-
chen Dank.

(Beifall FDP und SPD)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Das Wort hat nun der Abgeordnete 
Lars Harms vom SSW.

Lars Harms [SSW]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Aus Sicht des SSW ist 
das Aufbauen einer zweiten Hundertschaft einer 
der größten Polizeipunkte, die in dieser Legislatur 
gelöst werden müssen. Warum brauchen wir eine 
weitere Einsatzhundertschaft? – Weil wir auf sie 
angewiesen sind, weil sie bei Demonstrationen zum 
Einsatz kommt und – das geht manchmal unter – 
dabei das Versammlungsrecht nach Artikel 8 des 
Grundgesetzes durchsetzt, weil sie bei der Suche 
nach vermissten Personen zum Einsatz kommt und 
so Leben retten kann, weil sie bei Sondereinsätzen 
variabel eingesetzt werden kann und ihre Kollegin-

nen und Kollegen etwa bei Verkehrsunfällen oder 
anderen plötzlich auftretenden, aber nicht minder 
dringlichen Lagen unterstützen kann. Nicht zuletzt 
brauchen wie sie, um die erste Einsatzhundertschaft 
des Landes zu entlasten; denn diese ist schwer be-
lastet, und dies ohne den polizeilichen Regeldienst 
zu schwächen.

Dabei ist es mir immer wieder ein Anliegen, darauf 
hinzuweisen, dass eine Hundertschaft, auch wenn 
es die Benennung nahelegt, nicht einfach 100 Per-
sonen zusammensammeln muss, und dann ist alles 
gut. Einsatzhundertschaften sind geschlossene und 
mobile Einheiten, die in der Regel aus etwa 120 Po-
lizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeam-
ten bestehen. So wird es jedenfalls von der Bun-
despolizei definiert. 80 bis 120 Personen liest man 
an anderer Stelle. Aber man sollte hier wirklich 
oben ansetzen. Die GdP Schleswig-Holstein spricht 
von 130 erforderlichen Polizeibeamtinnen und Po-
lizeibeamten. Es gibt immer wieder gute Gründe, 
warum Menschen aus den Einheiten ausfallen, sei 
es Krankheit, Verletzung oder Urlaub. Da muss es 
vernünftige Vertretungsmechanismen geben. Des-
wegen brauchen wir nicht nur 100 Personen, son-
dern etwas mehr Personen. Das sollte zumindest 
unser Ziel sein.

Nun stand für uns alle ein bisschen in den Sternen, 
ob die Landesregierung bei der sich ankündigenden 
engeren Haushaltlage weiterhin vorsieht, die zweite 
Einsatzhundertschaft aufzubauen. Seit der vorges-
tern angekündigten Nachschiebeliste wissen wir: 
Laut Pressemitteilung der Landesregierung werden 
33 Stellen bei der Polizei für Anwärterinnen und 
Anwärter berücksichtigt, die für die zweite Einsatz-
hundertschaft vorgesehen sind. Mit diesem Einstel-
lungskontingent im kommenden Jahr wird bis 2027 
der Aufbau der zweiten Einsatzhundertschaft reali-
siert werden können, schlussfolgert zumindest die 
GdP. Die GdP hat sich direkt am Dienstag per Pres-
semitteilung – ich zitiere – „hoch erfreut“ über die 
Nachschiebeliste zum Haushalt gezeigt.

Ich möchte an dieser Stelle meinen Dank in Rich-
tung der GdP richten; denn ihr Einsatz lohnt sich. 
Ihre Beharrlichkeit und Diplomatie haben zu guten 
Ergebnissen geführt. Das kommt nicht immer alles 
von alleine, sondern das unterliegt einer guten ge-
werkschaftlichen Arbeit.

(Beifall SSW und SPD)

In diesem Sinne unterstützen wir als SSW natürlich 
den Antrag der SPD, aber wir haben uns ebenfalls 
über den in der Folge gestellten Antrag der Koali-
tion gefreut. Wir werden beiden Anträgen zustim-
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men. Ich bin mir sicher, die Polizei wird das Signal 
eines Parlaments, das sich geschlossen für den Stel-
lenausbau positioniert, sehr wohlwollend wahrneh-
men.

In den nächsten Jahren werden wir vor allem die 
Umsetzung aufmerksam verfolgen. Es darf hier kei-
ne Verzögerungen geben. In einem Positionspapier 
der GdP zu der Frage, wieviel Polizei Schleswig-
Holstein braucht, steht Folgendes als Ziel formu-
liert:

„Wir wollen eine moderne, motivierte, gut 
ausgebildete und ausgerüstete und gesunde 
Polizei für alle Bürgerinnen und Bürger in 
Schleswig-Holstein.“

Meine Damen und Herren, das hört sich so ein biss-
chen an wie eine eierlegende Wollmilchsau, aber 
genau das ist der Kern. Polizei muss alles können 
und muss auf alles vorbereitet sein. Dementspre-
chend muss Polizei ausgerüstet sein. Da gebe ich 
dem Kollegen Buchholz durchaus Recht. Es geht 
nicht nur darum, die Menschen einzustellen, son-
dern es geht auch darum, dass sie in vernünftigen 
Gebäuden untergebracht sind, dass sie ihre Schieß-
anlagen nutzen können, dass die Fahrzeuge gut 
sind, dass sie gut ausgestattet sind. Gerade bei der 
Ausstattung haben wir schon viel erreicht. Wenn es 
aber um die Unterbringung in den Liegenschaften 
geht, dann gibt es noch Herausforderungen.

Deswegen ist es wichtig, immer wieder nachzuar-
beiten. Dies ist nun ein großer Schritt, den wir 
machen. Weitere Schritte müssen folgen; denn die 
Polizei ist im Prinzip diejenige Organisation, die 
das Gewaltmonopol des Staates ausübt. Wenn wir 
die Polizei nicht stärken, führt das dazu, dass wir 
uns als Gesellschaft selbst schwächen. Das kann 
kein Mensch wirklich wollen.

Meine Damen und Herren, einer hat bereits gratu-
liert. Ich will es natürlich auch tun. Die GdP wird 
heute 75 Jahre alt. Sie ist damit genauso alt wie der 
SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag.

(Beifall Sybilla Nitsch [SSW])

Man sieht also, wir 1948er sind ein richtig knacki-
ger Jahrgang. In diesem Sinne wünsche ich viel 
Spaß beim Feiern heute Abend. Ich bin auch da-
bei. Ansonsten hoffe ich, dass wir alle weiterhin 
gemeinsam gut zusammenarbeiten. – Vielen Dank.

(Beifall SSW, vereinzelt CDU und FDP)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Für die Landesregierung hat nun 
Ministerin Prien in Vertretung für die erkrankte 
Ministerin Dr. Sabine Sütterlin-Waack das Wort.

Karin Prien, Ministerin für Allgemeine und Beruf-
liche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wie bereits mehrfach zitiert, haben sich 
die regierungstragenden Fraktionen im Koalitions-
vertrag von Schwarz-Grün dazu bekannt, den Auf-
bau einer zweiten Einsatzhundertschaft abzuschlie-
ßen, und das werden wir umsetzen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wie vorgestern der Ministerpräsident verkündet 
hat, sollen im Jahr 2024 zusätzliche 33 Anwär-
terinnen und Anwärter eingestellt werden, damit 
die zweite Einsatzhundertschaft 2027 ihre reguläre 
Stärke von 123 Polizistinnen und Polizisten errei-
chen kann.

Die Innenministerin, für die ich heute hier sprechen 
darf, freut sich bekanntermaßen sehr darüber. Aber 
auch ich freue mich darüber. In Zeiten angespann-
ter Haushaltslagen ist das alles andere als selbstver-
ständlich. Dabei will ich nicht verhehlen, dass Prio-
risierungsfragen keinesfalls einfach zu beantworten 
sind.

Warum ist diese Entscheidung trotzdem richtig, 
meine Damen und Herren? – Wir alle spüren es 
doch. In der ganzen Welt, auch in Deutschland, 
ist etwas ins Rutschen gekommen. Seien es der 
völkerrechtswidrige russische Angriffskrieg auf die 
Ukraine mit all seinen Konsequenzen, der nun 
schon seit fast zwei Jahren andauert, oder die bar-
barischen Terrorangriffe auf Zivilistinnen und Zivi-
listen in Israel Anfang Oktober sowie die Auswir-
kungen auf unser Land. Deshalb ist es so wichtig, 
dass der Staat klar signalisiert: Unsere innere Si-
cherheit hat höchste Priorität.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deshalb brauchen wir die zweite Einsatzhundert-
schaft, auch und gerade wegen der Zunahme von 
polizeilichen Großlagen. Die Ereignisse in der Welt 
haben auch anhaltenden Einfluss auf das Leben und 
die Sicherheitslage in Deutschland. Mit dem Auf-
bau der zweiten Einsatzhundertschaft unterstützen 
wir zudem unsere Polizistinnen und Polizisten in 
der Fläche und entlasten sie von Sondereinsätzen.
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Meine Damen und Herren, mittlerweile haben die 
ersten 25 für die zweite Einsatzhundertschaft zu-
sätzlich eingestellten Anwärterinnen und Anwärter 
aus 2021 ihre Ausbildung abgeschlossen. Damit ha-
ben wir den ersten Zug der zweiten Einsatzhundert-
schaft eingerichtet. Im Jahr 2024 werden weitere 25 
und im Jahr 2025 noch einmal 40 Beamtinnen und 
Beamte für den Aufbau der Einsatzhundertschaft 
zur Verfügung stehen. Eine vollständige Einsatz-
hundertschaft liegt nach bundesweitem Standard 
bei 123 Beamtinnen und Beamten. 2024 stellen wir 
die noch fehlenden 33 zusätzlichen Anwärterinnen 
und Anwärter ein. Damit stellen wir den vollständi-
gen Aufbau der zweiten Einsatzhundertschaft für 
das Jahr 2027 sicher.
Meine Damen und Herren, der vollständige Aufbau 
der Hundertschaft bedeutet konkret: Wir entlasten 
unsere Polizeikräfte im Streifendienst und die erste 
Einsatzhundertschaft. Wir bauen Einsatzkapazitäten 
auf. Allem voran stärken wir die innere Sicherheit 
unseres Landes und die Sicherheit im gesamten 
Bundesgebiet in Zeiten von großen Unsicherheiten 
in der Welt. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich schließe somit die Beratung.
Ausschussüberweisung ist nicht beantragt worden. 
Somit kommen wir zur Abstimmung in der Sache. 
Ich lasse zunächst über den Antrag der Fraktion der 
SPD in Drucksache 20/1710 abstimmen. Wer dem 
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Das 
sind die SPD, die FDP und der SSW. Gegenstim-
men? – CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
Somit kann es keine Enthaltungen geben. Der An-
trag ist damit abgelehnt worden.
Ich lasse nun abstimmen über den Alternativantrag 
der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, Drucksache 20/1747. Wir kommen zur 
Abstimmung in der Sache. Wer dem zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die SPD, die FDP 
und der SSW. Damit ist dieser Antrag angenommen 
worden.

(Werner Kalinka [CDU]: Einstimmig!)
Wir machen weiter. Ich rufe nun die Tagesord-
nungspunkte 38 und 39 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Tätigkeit des Petitionsausschusses in der Zeit 
vom 01.04.2023 – 30.06.2023

Bericht des Petitionsausschusses
Drucksache 20/1673

b) Tätigkeit des Petitionsausschusses in der Zeit 
vom 01.07.2023 – 30.09.2023

Bericht des Petitionsausschusses
Drucksache 20/1674

Ich erteile nun dem Vorsitzenden des Petitionsaus-
schusses, dem Abgeordneten Hauke Göttsch, das 
Wort.

Hauke Göttsch [CDU]: 
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Heute stelle ich Ihnen die 
Tätigkeitsberichte des Petitionsausschusses für das 
zweite und dritte Quartal 2023 vor. In diesem Zeit-
raum hat der Ausschuss insgesamt 119 Petitionen 
abschließend beraten. Die gefassten Beschlüsse und 
statistischen Angaben können Sie den Ihnen vorlie-
genden Berichten entnehmen.

Hervorheben möchte ich heute ein Thema, das dem 
Ausschuss dabei in verschiedensten Petitionen im-
mer wieder begegnet ist: die Kommunikation von 
politischen Entscheidungen und behördlichem Han-
deln gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern.

Wir stellen fest, dass eine ausgebliebene oder un-
klare Kommunikation bei Betroffenen oft zu Miss-
verständnissen und in vielen Fällen auch zu unnöti-
gem Frust führt. So beklagen Petenten beispielswei-
se eine Untätigkeit der angeschriebenen Behörde, 
obwohl diese bereits in ihrem Sinne aktiv war oder 
das Anliegen schon an eine andere, eigentlich zu-
ständige Stelle weitergeleitet hatte. Nur wurde in 
beiden Fällen versäumt, dies der Bürgerin oder dem 
Bürger mitzuteilen. Erst im Rahmen des Petitions-
verfahrens wird dieses Missverständnis dann aufge-
klärt. Der Petitionsausschuss unterstützt hier gern, 
aber diese Verfahren stellen sowohl für die Petenten 
als auch für die betroffenen Behörden einen unnöti-
gen Mehraufwand dar, der sich durch eine bessere 
Kommunikation im Vorfeld hätte vermeiden lassen.

Ich appelliere an die Behörden, sich Folgendes zu 
vergegenwärtigen: Was für sie ein Fall unter vielen 
ist, ist für die betroffenen Bürgerinnen und Bürger 
oft ein besonderer und unübersichtlicher Vorgang.

Um Verständnis füreinander zu ermöglichen, soll-
ten die Bürgerinnen und Bürgern daher möglichst 
transparent über den Verlauf ihres Verfahrens infor-
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miert werden. Dies können Mitteilungen zu erfolg-
ten Zwischenschritten oder auch zur Beteiligung 
anderer Behörden sein.

Ebenso ist es sinnvoll, die Komplexität eines Ver-
fahrens ehrlich zu kommunizieren. So können 
die Antragstellenden die notwendige Dauer bereits 
frühzeitig abschätzen und ihre Erwartungen anpas-
sen.

Auch ein respektvoller Umgang auf Augenhöhe 
unterstützt einen reibungslosen Ablauf des Verfah-
rens. Dies gilt selbstverständlich bei der Kommuni-
kation in beide Richtungen.

Die hohe Arbeitslast bei den Verwaltungen darf 
dabei natürlich nicht außer Acht gelassen werden. 
Auch bei allem guten Willen kann vielleicht nicht 
jede Frage so schnell und so umfangreich beant-
wortet werden, wie die Antragstellenden es sich 
wünschen – oder auch die Abgeordneten. In diesen 
Fällen wird der Petitionsausschuss gern weiterhin 
als Dolmetscher dienen und entstandene Missver-
ständnisse ausräumen.

Meinen Kolleginnen und Kollegen danke ich dabei 
für die engagierte und sachliche Zusammenarbeit. 
Ganz besonders möchte ich mich hier bei dem Peti-
tionsausschussbüro bedanken, das uns wirklich her-
vorragend zuarbeitet, sodass es immer reibungslos 
läuft.

(Beifall)

Ich wünsche allen ein friedvolles und gesegnetes 
Weihnachtsfest. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Wortmeldun-
gen zum Bericht? – Das ist nicht der Fall. Eine 
Aussprache ist nicht vorgesehen.

Der Ausschuss empfiehlt, die Berichte in den 
Drucksachen 20/1673 und 20/1674 zur Kenntnis zu 
nehmen und die Erledigung der Petitionen zu bestä-
tigen. Wer der Ausschussempfehlung folgen und so 
beschließen will, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. – Gegenprobe! – Stimmenthaltungen? – 
Somit ist das einstimmig beschlossen worden.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 17 auf:

Kofinanzierung des Programmes „Junges Woh-
nen“ sicherstellen

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/1591

Programm „Junges Wohnen“ erfolgreich einfüh-
ren und Ko-Finanzierung sicherstellen

Alternativantrag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/1743

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall. Ich eröffne nun die Aussprache. 
Das Wort hat der Abgeordnete Thomas Hölck von 
der SPD-Fraktion.

Thomas Hölck [SPD]: 
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
Koalition: Sie lassen nach, Sie lassen von Monat zu 
Monat nach.

(Zuruf Birte Pauls [SPD] – Werner Kalinka 
[CDU]: Das sagt der Richtige!)

Wir haben im Mai 2023 über das Programm „Jun-
ges Wohnen“ diskutiert und haben hier beschlossen, 
eine entsprechende Kofinanzierung durch Landes-
mittel ist sicherzustellen. Das ist Beschlusslage des 
Landtags.

(Beifall SPD, Jasper Balke [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] und Malte Krüger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Und das war auch noch Ihr Antrag! Sie legen heute 
einen Antrag vor, in dem steht:

„Der Landtag bittet die Landesregierung 
hierfür, die entsprechende Ko-Finanzierung 
für das Programm ‚Junges Wohnen‘ bereitzu-
stellen.“

– „Bittet“ die Landesregierung? – Sie müssen nie-
manden bitten, wir haben einen Beschluss in die-
sem Landtag gefasst, und der gilt.

(Beifall SPD)
Dass das Programm „Junges Wohnen“ wichtig und 
richtig ist, zeigt die Situation der Studierenden hier 
im Land. Die Studierenden haben durchschnittliche 
Einnahmen von 1.005 Euro pro Monat und müs-
sen damit ihren Lebensunterhalt bestreiten. Guckt 
man sich einmal Wohnungen für Studierende in 
Kiel an: 400 Euro für ein 14 Quadratmeter großes 
WG-Zimmer ist wirklich keine Seltenheit. Dazu 
kommen Lebenshaltungskosten, Verpflegung, Hy-
gieneartikel, Kleidung, Strom, Internet und Telefon, 
Krankenversicherung und Lehrbücher. Die Lebens-
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realität der Studierenden in Schleswig-Holstein ist 
wirklich nicht rosig. Das gilt auch für Auszubilden-
de.

Fast 40 Prozent ihres Budgets mussten Studierende 
dabei 2021 für das Wohnen ausgeben. So hat es 
das Bundesbildungsministerium kürzlich ermittelt, 
und das war vor den aktuellen Preissteigerungen. 
Da kommen meistens noch Kosten für das Inter-
net und Strom hinzu. Beim Studierendenwerk sieht 
das ganz anders aus: 277 Euro für ein Zimmer im 
Bremerskamp in Kiel, WLAN schon dabei, also 
100 Euro netto weniger. Das ist eine echte finanzi-
elle Entlastung für Studierende.

(Beifall SPD)

Doch die Plätze sind begehrt, und nur jeder 19. 
Studierende bekommt einen Platz. Wir tragen in 
Schleswig-Holstein die rote Laterne.

Sie haben das Problem auch erkannt. Sie haben 
in Ihren Koalitionsvertrag hineingeschrieben, Sie 
wollten 650 weitere Wohnheimplätze schaffen. 
Gleichwohl fehlt mir nach der Antwort der Minis-
terin Prien auf meine Kleine Anfrage im Oktober 
2023 langsam der Glaube, dass Sie das wirklich 
wollen. Auf den Bund können Sie die Situation 
kaum noch schieben. Die Ampelkoalition hat gelie-
fert: 500 Millionen Euro für das Programm „Junges 
Wohnen“ für die gesamte Bundesrepublik Deutsch-
land, 17 Millionen Euro für Schleswig-Holstein. 
Und wir haben beschlossen, kozufinanzieren – noch 
einmal für die Koalition zum Zuhören.

Erst im Mai wurde dieser Beschluss gefasst. Frau 
Prien antwortet mir auf meine Kleine Anfrage, die 
Landesregierung könne keine „verbindliche Aussa-
ge zur Sicherstellung einer Kofinanzierung“ ma-
chen.

Das sei aber nicht so tragisch, das Geld falle dann 
schlicht der sozialen Wohnraumförderung zu. Das 
ist schon ziemlich bitter, denn die Studierenden und 
die Auszubildenden brauchen diesen Wohnraum. 
Ich frage mich: Was sollen wir eigentlich noch tun 
in diesem Parlament? – Wir beschließen etwas, und 
die Landesregierung kümmert sich nicht um diesen 
Beschluss. Das ist schon ziemlich armselig.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Denn gerade Studierende und Auszubildende gehö-
ren zu denen, die auf bezahlbaren Wohnraum an-
gewiesen sind wie fast keine andere Gesellschafts-
gruppe. Ausgerechnet dort liefern Sie so eine Ant-
wort ab.

Es kommt noch dicker: Für den Bereich der Aus-
zubildenden wurden sogar noch gar keine Maßnah-
men zur Umsetzung ergriffen. Ich finde, das ist 
wirklich peinlich, was Sie dort bisher abgeliefert 
haben. Das darf so nicht bleiben.

(Beifall SPD und SSW)

Wenn Sie weiter so mit dem Thema umgehen, wun-
dert es mich nicht, warum wir nicht vorankommen. 
Da, wo Sie den Bund nicht verantwortlich machen 
können, versagen Sie, und das ist wirklich peinlich. 
Wir bekommen heute von Ihnen den Entwurf des 
Landeshaushaltes. Ich kann für die Studierenden 
und die Auszubildenden im Land nur hoffen, dass 
sich dort ein deutlicher Impuls für mehr Wohnhei-
me in Schleswig-Holstein findet. Schließlich sind 
das unsere Fachkräfte von morgen, und die lassen 
wir nicht hängen. – Danke schön für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall SPD, SSW und Dr. Heiner Garg 
[FDP])

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Das Wort hat nun der Abgeordnete 
Michel Deckmann von der CDU.

Michel Deckmann [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Das Leben von Studierenden ist ge-
rade am Anfang mit einem großen Umbruch ver-
bunden: Man zieht häufig um, man geht in eine 
andere Stadt. So hat mein Studentenleben damals in 
Flensburg tatsächlich auch begonnen. Mein erstes 
Jahr habe ich damals direkt auf dem Campus in ei-
nem Studentenwohnheim verbracht. Wir waren ein 
relativ bunt gemischter Flur: Erasmus-Studenten, 
Ansässige vor Ort, zwölf Leute. Man hat viel erlebt, 
es waren gute Zeiten.

(Beifall Martin Balasus [CDU], Rixa Klein-
schmit [CDU] und Malte Krüger [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] – Martin Balasus [CDU]: 
Jetzt wird es spannend! – Weitere Zurufe)

Aber Studenten wohnen nicht nur im Wohnheim, 
ich selbst auch nicht. Ich bin nach knapp einem 
Jahr umgezogen, ich konnte mir eine vernünftige 
Wohnung leisten. Gleichzeitig sind es nicht nur 
Wohnheime des Studentenwerkes, wir haben auch 
diverse private Anbieter, auch guter Wohnraum. 
Genau hieran müssen wir immer denken, um den 
Gesamtblick zu wahren. Studenten wohnen nicht 
nur im Wohnheim, sie wohnen auch in Wohnun-
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gen, und deswegen muss man das ganzheitlicher 
betrachten.
Ich muss ehrlich sagen, mich hat der Antrag der 
SPD, als ich ihn das erste Mal gesehen habe, eher 
irritiert, denn Herr Kollege Hölck, Sie haben es 
selbst gesagt: Wir haben im Mai bereits eine Be-
schlussfassung dazu gehabt. Wir haben bereits im 
Mai dazu diskutiert. Wenn wir das nun zum Re-
gelfall machen, werden wir bald jeden Antrag in 
jedem Plenum beschließen. Das können wir gern 
machen, dann werden sich die Sitzungszeiten aller-
dings wahrscheinlich etwas verlängern. Dann haben 
wir vielleicht doch noch einmal eine Nachttagung. 
Das wäre ja auch eine spannende Erfahrung.

(Lars Harms [SSW]: Das geht alles in die 
Sammeldrucksache!)

Aber um auch alle anderen Kolleginnen und Kol-
legen mitzunehmen: Was ist das „Junge Wohnen“ 
eigentlich? – Das „Junge Wohnen“ ist eine Initiati-
ve, wo vonseiten des Bundes 500 Millionen Euro 
im Rahmen der sozialen Wohnraumförderung zur 
Verfügung gestellt werden, inklusive Landesmittel, 
die dazukommen – noch einmal weitere 150 Millio-
nen Euro – bundesweit knapp 650 Millionen Euro. 
Ich möchte hier einmal betonen: Das ist ein gutes 
Programm. Es ist richtig und wichtig, dass wir 
die soziale Wohnraumförderung, wozu das „Junge 
Wohnen“ gehört, ausbauen. Das ist richtig, wichtig, 
und wir werden in Schleswig-Holstein alles dafür 
tun, um weiteren Wohnraum für Studentinnen und 
Studenten, für Auszubildende im Land, aber auch 
für alle anderen Menschen hier zu schaffen.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Doch nun so zu tun, als ob das Programm „Junges 
Wohnen“ das Einzige wäre, was Studentenwohn-
heimplätze schaffen kann, ist absoluter Quatsch. 
Das muss man ganz ehrlich sagen. Wir haben selbst 
in diesem Jahr Anträge vorliegen gehabt, die über 
die soziale Wohnraumförderung finanziert werden.

(Zuruf Sophia Schiebe [SPD])
Fakt ist auch: Am Ende ist dem Projektträger doch 
schietegal, ob das über das „Junge Wohnen“ fi-
nanziert wird oder über die reguläre soziale Wohn-
raumförderung. Es ist wichtig, dass das Geld fließt. 
Das ist der entscheidende Punkt.
Nun kommen wir zum nächsten Thema: Wer nach 
sechs Monaten meint, es wäre fatal, das noch kei-
ne Projekte finanziert worden sind, der ignoriert, 
so glaube ich, sämtliche Tatsachen, die wir im 
Bauwesen haben. Da sind sechs Monate für eine 

Projektfinanzierung rein gar nichts. Auch Sie, Herr 
Kollege Hölck, wissen: Wenn ich nun als Bauträger 
sage, ich möchte das Programm „Junges Wohnen“ 
nutzen, entwickle jetzt meine Idee, dann steht die 
Idee ganz am Anfang. Wir entwickeln die ersten 
Pläne, wir müssen ein Grundstück akquirieren und 
so weiter.
Es wäre tatsächlich ein Wunder, wenn bereits nach 
sechs Monaten ein Projekt über das Programm 
„Junges Wohnen“ finanziert worden wäre. Stattdes-
sen sehen wir, dass die Projekte über die soziale 
Wohnraumförderung laufen. Das ist ja auch das 
Wunderbare an diesem Programm. Am Ende des 
Tages ist es egal, ob es über das Programm „Jun-
ges Wohnen“ oder über die soziale Wohnraumför-
derung finanziert wird.
Wichtig ist einzig und allein – das ist die schwarz-
grüne Aussage –, dass wir mehr Wohnraum im 
Land schaffen, und da ist Schleswig-Holstein bun-
desweit Vorreiter: fast 2.000 Sozialwohnungen al-
lein in diesem Jahr. Das ist deutschlandweit Spit-
zenklasse.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Bevor meine Redezeit von fünf Minuten abgelaufen 
ist, möchte ich noch betonen, wie schön es ist, dass 
wir die Debatte am heutigen Tage führen. Gerade 
heute haben wir erfahren, dass die Bundesregierung 
die KfW-Neubauförderung gestoppt hat. Antrags-
stopp – wieder einmal. Eines der wichtigsten Pro-
gramme, um Wohnraum im ganzen Bundesgebiet 
zu schaffen, wird heute gestoppt.
Es tut mir leid: Hier mit dem Finger auf die Lan-
desregierung zu zeigen, während man im Bund 
gleichzeitig selbst die Axt an die Neubauförderung 
legt, ist echt irrational. Das ist keine solide Woh-
nungsbaupolitik. Solch ein billiger Versuch ärgert 
mich, das ist Wahnsinn.

(Beifall CDU und Eka von Kalben [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Egal, wo wir im Land unterwegs sind, man kann 
mit Bauherren schnacken – überall wird ganz 
klar gesagt: Schleswig-Holstein ist bundesweit die 
Nummer eins mit den attraktivsten Förderbedingun-
gen und mit den besten Leuten im Innenministeri-
um. Deshalb will ich auch hier noch einmal Danke 
sagen an unsere Innenministerin. Vielen Dank für 
Ihre gute Arbeit, vielen Dank an das Team dahinter!
Schleswig-Holstein bleibt seinem erfolgreichen 
Weg in der Wohnraumförderung treu. Das machen 
wir auch in Zukunft so. So helfen wir den Studen-
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tinnen und Studenten und allen Menschen im Land. 
Das ist unsere Aufgabe. So machen wir weiter. – 
Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Das Wort hat nun der Abgeordnete 
Malte Krüger von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Auch ich erinnere 
mich noch gut daran, wie es damals war, seine 
erste Studentenwohnung zu finden. Das hat bei 
mir in Kiel-Gaarden stattgefunden, in der Kaiser-
straße hatte ich meine erste Wohnungsbesichtigung. 
Eigentlich wollte ich nicht in Gaarden wohnen, um 
dann einen Monat später nach vielen Wohnungsbe-
sichtigungen doch die Vorteile von Kiel-Gaarden 
zu erkennen, wo ich im Nachbarhaus ein sehr schi-
ckes Zimmer in einer WG gefunden habe. Das gro-
ße Problem war, dass das Zimmer nur achteinhalb 
Quadratmeter groß war; deshalb bin ich da nach 
zwei Jahren wieder ausgezogen.
„Junges Wohnen“ ist ein großes Thema, finanzier-
baren Wohnraum für Studierende zu finden. Aber 
es geht nicht nur um Studierende, es geht auch 
um Auszubildende, um Freiwilligendienstleistende. 
Das haben wir hier im Mai 2023 bereits debattiert.
„Junges Wohnen“ – das hat der Kollege Deckmann 
gerade gesagt – ist ein Superprogramm; da sind wir 
uns vollkommen einig. Wir sind uns auch einig, 
dass es eine sehr bittere Pille ist, dass es jetzt einen 
Stopp des KfW-Programms gibt. Herr Deckmann 
hat bereits im Mai 2023 davor gewarnt, dass das 
eventuell passieren wird. Das ist bitter.
Ich habe an dieser Stelle bereits häufig gesagt, 
dass junge Menschen gute Voraussetzungen für ih-
re Ausbildung brauchen. Dazu zählt nicht nur die 
allgemeine Finanzierung des Lebens – ich erinne-
re an die Debatte, die wir zum KfW-Studienkredit 
geführt haben –, es geht auch um das Wohnen in 
der Nähe des Ausbildungsorts, sei es Ausbildungs-
betrieb oder Hochschule.
Der Fonds „Junges Wohnen“ des Bundesbauminis-
teriums ist ein wichtiger Baustein, um genau das zu 
erreichen, mehr bezahlbaren Wohnraum für Azubis 
und Studierende. Mindestens 30 Prozent müssen 
die Länder dabei als Eigenfinanzierung zu den ab-
gerufenen Bundesmitteln beitragen. Wir haben als 
Schwarz–Grün bereits im Mai 2023 hervorgehoben, 

dass nicht nur Azubis und Studierende von dieser 
Förderung profitieren sollen, sondern auch Freiwil-
ligendienstleistende. Das ist unser ausdrücklicher 
Wunsch bei der Planung der Fondsmittel.

Im Mai dieses Jahres haben wir bereits eine Rei-
he von wohnungsmarktpolitischen Beschlüssen ge-
fasst, unter anderem auch zum „Jungen Wohnen“. 
Der Landtag hat beschlossen, dass die Landesregie-
rung die notwendige Kofinanzierung von 30 Pro-
zent sicherstellen soll, damit die für Schleswig-Hol-
stein vorgesehen Bundesmittel abgerufen werden 
können.

Liebe Kolleg_innen, ich sehe keinen Grund dafür, 
dass die Landesregierung von ihren Plänen abwei-
chen sollte. Die Haushaltsplanungen für 2024 sind 
sicherlich schwierig – keine Frage –, aber der 
Landtag hat beschlossen, dass die Regierung die 
Kofinanzierung für den Fonds „Junges Wohnen“ 
sicherstellen soll, damit alle Bundesmittel abgeru-
fen werden können. Das wird auch so kommen. 
Ich weiß, dass Sie von der SPD das gern anders 
darstellen wollen, weil das Bildungsministerium in 
einer Kleinen Anfrage darauf hingewiesen hat, dass 
eine verbindliche Aussage zur Aufnahme der Kofi-
nanzierung noch nicht getroffen werden kann.

(Serpil Midyatli [SPD]: Aha!)

Das ist finanzpolitisch nur logisch, schließlich muss 
der Haushalt für 2024 erst einmal entworfen, bera-
ten und beschlossen werden.

(Zurufe SPD)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Herr Abgeordneter!

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was ist also der jetzige Antrag der SPD? – In mei-
nen Augen ist es nicht mehr als ein polemischer 
Versuch, auf dem Rücken junger Menschen die 
Landesregierung schlecht darzustellen.

(Beifall CDU – Zurufe SPD)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Herr Abgeordneter – –

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Aber keine Sorge, diese Koalition hält sich an ihre 
Beschlüsse, auch und vor allem zugunsten junger 
Schleswig-Holsteiner_innen.
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Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Herr Abgeordneter, wenn ich Sie anspreche, bitte 
ich Sie, darauf zu reagieren. Ich wollte Sie fra-
gen, ob Sie dem Abgeordneten Habersaat eine Zwi-
schenfrage gestatten.

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Frau Präsidentin, Entschuldigung, ich habe Sie 
nicht gehört. – Herr Habersaat, natürlich.

Martin Habersaat [SPD]: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Das Argument, man könne 
vor Vorlage des Haushalts leider keine Be-
schlüsse fassen, haben wir gehört, als es um 
die Frage ging, ob die PerspektivSchulen die 
Verträge ihrer befristet beschäftigten Mitar-
beiter verlängern dürfen, und das haben wir 
jetzt von Ihnen gehört. Beim Tagesordnungs-
punkt davor ging es um die Hundertschaft 
der Polizei, und da haben Sie sich dafür ge-
feiert, dass Sie sehr wohl vor Haushaltsvorla-
ge so einen Beschluss fassen können.
(Beifall SPD, FDP und Sybilla Nitsch 
[SSW])
Ich frage Sie: Was gelingt Frau Sütterlin-
Waack, was Frau Prien nicht gelingt?

– Ich glaube, zu dem Thema hat Herr Deckmann 
in seiner Rede schon Rede und Antwort gestanden; 
deswegen brauche ich darauf jetzt nicht mehr zu 
antworten.

(Zurufe SPD – Birte Pauls [SPD]: Sonst hätte 
Martin ja nicht gefragt! – Heiterkeit)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Herr Abgeordneter Krüger, jetzt hat auch Frau Ab-
geordnete Midyatli das Bedürfnis, eine Zwischen-
frage zu stellen.

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wenn man dem einen die Erlaubnis gibt, gehört es 
sich, der anderen die gleiche Erlaubnis zu geben.

Serpil Midyatli [SPD]: Sehr charmant, Herr 
Kollege. – Ich möchte gern zum Tagesord-
nungspunkt Einsatzhundertschaft der Polizei 
zurückkommen. Sie haben sich als Schwarz-
Grün gerade für eine Nachschiebeliste für 
weitere Polizeianwärter_innen-Stellen abge-
feiert. Da war das total safe und klar, weil Sie 
das wollen. Jetzt wollen Sie die Kleine An-
frage nicht beantworten. Die Finanzpolitike-
rin Beate Raudies sitzt gerade im Präsidium. 

– Es ist immer noch so, dass die Landesre-
gierung den Haushalt erst einmal vorlegt. Es 
hätten dann ja bereits Gespräche laufen müs-
sen, was Schwerpunkt ist, wer was machen 
wird und wer was im Haushaltsentwurf für 
den Landtag bereitstellen wird. Daher irritiert 
mich Ihre Aussage ein wenig. Oder arbeiten 
Sie zukünftig anders?

– Ich habe das schon dargestellt: Wir haben im 
Mai 2023 eine Debatte dazu geführt. Wir haben als 
Landtag – ich weiß nicht mehr, mit welchen Mehr-
heitsverhältnissen – einen eindeutigen Beschluss 
dazu gefasst. Wir werden nachher den Haushalts-
entwurf sehen. Den sollten wir abwarten, und dann 
können wir sicherlich noch einmal ins Gespräch 
darüber kommen, was da drinsteht und was nicht. – 
Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Jetzt hat für die FDP-Fraktion der Abgeordnete Dr. 
Bernd Buchholz das Wort.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Kollege Deckmann, ich finde es immer schön, 
wenn Sie sich hier so ereifern und das Positive nach 
außen kehren. Ich unterstütze das gern, denn auch 
ich finde, dass es eine große Leistung ist, in diesen 
Zeiten dafür zu sorgen, dass über 2.000 Wohnun-
gen im sozialen Wohnungsbau gefördert werden. 
Das Förderprogramm der Landesregierung habe ich 
explizit immer gelobt. Es ist wirklich eine starke 
Leistung, das hinzubekommen.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Da sind wir spitze, haben Sie gesagt. Das kann 
man so sehen. Herr Deckmann, dann müssen Sie 
aber auch Folgendes akzeptieren: Bei der Unter-
bringungsquote von jungen Studentinnen und Stu-
denten sind Sie das Letzte.

(Beifall SPD und Sybilla Nitsch [SSW] – 
Heiterkeit)

Da sind Sie ganz hinten, mit 3.369 Plätzen am En-
de des Jahres 2022 und in Bau befindlichen 246 
Plätzen erreichen Sie eine Unterbringungsquote im 
Land von 5,56 Prozent. Sie orientieren sich damit 
an Berlin, das mit 5,2 Prozent noch schlechter ist.

(Christopher Vogt [FDP]: Also Vorletzter!)
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– Herr Kollege, es gibt Bundesländer, die 17 
oder 18 Prozent ihrer Studierenden in Wohnheimen 
unterbringen können, in studentischen Unterbrin-
gungseinrichtungen. Das muss doch die Orientie-
rung sein, die Grundlage für diesen Antrag gewesen 
ist. Wir wollen uns in diesem Land doch nach oben 
orientieren und nicht nach unten!

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Auch ich habe mich am Anfang gefragt, warum 
man einen solchen Antrag stellen muss, aber in der 
Tat: Der Umgang mit einem Beschluss des Parla-
ments anschließend in einer Kleinen Anfrage, nach 
dem Motto, das mögt ihr zwar beschlossen haben, 
aber wir wissen nicht, ob wir das können, ist schon 
etwas merkwürdig. Der Souverän sitzt hier in die-
sem Parlament, und da sitzt die Exekutive, und die 
ist nicht diejenige, die sagt, was geht, sondern hier 
sitzt der Souverän. Das Parlamentsverständnis muss 
schon da sein.

Wenn dieses Parlament – damals übrigens auf Ihren 
Antrag hin – beschlossen hat, dass die Kofinanzie-
rung von „Junges Wohnen“ sicherzustellen ist, dann 
hat diese Landesregierung das mit dem nächsten 
Haushalt auszufüllen.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Das ist ja auch Ihr Antrag und Ihr Beschluss gewe-
sen.

Ich gehe einmal davon aus, dass die Antragstellung 
des Kollegen Hölck, ebenso wie vorher die des 
Kollegen Dürbrook bei der Einsatzhundertschaft, 
mit dafür gesorgt hat, dass wir hier genügend Pflö-
cke eingeschlagen haben.

Denn das Programm „Junges Wohnen“ ist für die-
ses Land wirklich wichtig. Angesichts der Tatsa-
che, dass wir so wenigen Studierenden die Mög-
lichkeit geben, in einer Unterbringungseinrichtung, 
die preiswerter ist, unterzukommen, schaffen wir 
für Studierende eine schwierige Ausgangssituation, 
zum Studium in diesem Land zu bleiben oder hier-
herzukommen. Wenn wir unsere Zukunftschancen 
an dieser Stelle nicht verspielen wollen, müssen wir 
eine gute Ausbildung gewährleisten, aber auch die 
sichere Möglichkeit geben, hier preiswert zu woh-
nen. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die Fraktion des SSW erteile ich dem Abgeord-
neten Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Zunächst einmal herzlichen Dank an die 
SPD-Fraktion für diesen sehr übersichtlichen und 
konkreten Antrag: Das, was wir hier im Hohen 
Haus im Frühjahr beschlossen haben, möge doch 
im Sinne der Finanzierung des Programms „Junges 
Wohnen“ im Landeshaushalt abgebildet werden. – 
Mehr steht ja nicht darin. Dazu gibt es von unserer 
Fraktion natürlich absolute Zustimmung.
Mehr noch, eigentlich sollte ein einstimmiger Land-
tagsbeschluss selbstverständlich zeitnah zur Umset-
zung kommen. Das bedeutet auch, dass Beschlüsse 
mit Geld hinterlegt werden. Meiner Meinung nach 
ist das eigentlich eine Sache, die hier nicht noch 
einmal auf der Tagesordnung stehen müsste. Aber 
wir haben ja gerade den Kollegen Hölck gehört. 
Er stellt eine Kleine Anfrage, und in der Antwort 
wird gesagt: Wir wissen noch nicht, ob das geht; 
ihr habt da als Parlament, als Souverän, zwar etwas 
beschlossen, aber ob wir als Landesregierung das 
wirklich umsetzen können oder wollen, steht auf ei-
nem völlig anderen Blatt. – So geht es nicht, meine 
Damen und Herren!

(Beifall SSW und SPD)
Deswegen ist es dringend notwendig, dass hier ein 
entsprechender Beschluss gefasst wird. Ich gehe da-
von aus, dass die Koalition dem SPD-Antrag, dem 
wir gern zustimmen, nicht zustimmen wird. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen von der SPD, Sie haben 
es immerhin geschafft, die Koalition so weit zu nö-
tigen, dass sie einen eigenen Antrag stellt und ihrer 
Landesregierung jetzt sagt, was sie tun soll. Inso-
fern ist das schon ein riesiger Erfolg; herzlichen 
Glückwunsch dazu!
Junge Menschen stehen in Bezug auf den Woh-
nungsmarkt vor besonderen Herausforderungen; die 
sind von einigen schon geschildert worden. Dazu 
zählt insbesondere, dass diese Menschen nur ein 
überschaubares Budget zur Verfügung haben; be-
zahlbarer Wohnraum für diese Menschen fehlt. Um 
es deutlich zu sagen: Es fehlt immer mehr bezahl-
barer Wohnraum bei uns im Land, die Lage spitzt 
sich zu, weil viele Wohnungen aus der Sozialbin-
dung herausfallen. Deshalb ist es wichtig, dass wir 
eine Vielzahl von Maßnahmen umsetzen, und das 
angesprochene Bundesprogramm ist ganz sicher ei-
ne davon.
Ein Punkt ist für uns als SSW im Rahmen des 
Programmes besonders wichtig, und den möchte 
ich noch einmal ansprechen. Schleswig-Holstein 
hat nicht nur Wohnungsnot für junge Menschen 
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in Universitätsstädten, sondern auch in den Mit-
telstädten, die für den schulischen Teil der dua-
len Ausbildung stehen. Da ist es wichtig, die Be-
rufsschulstandorte nicht zu vergessen. Auch dort 
brauchen junge Menschen Wohnraum. Hier gibt 
es einen deutlichen Unterschied bezüglich der Aus-
gangslage. Seit Jahrzehnten gibt es an Universitä-
ten die Tradition, Wohnheimplätze vorzuhalten. An 
Berufsschulen sind Wohnheime für Auszubildende 
eher die Ausnahme, es sei denn, es gibt Blockunter-
richt für einen Beruf an einem Standort. Sollte man 
sich beispielsweise entscheiden, mit den Mitteln be-
stehende Studentenwohnheime zu renovieren und 
auszubauen, hätten Berufsschulstandorte das Nach-
sehen. Es gilt also, hier für ein Gleichgewicht der 
Maßnahmen zu sorgen, schließlich geht es darum, 
die Maßnahmen, so breit es geht, zu streuen.
Mir ist bewusst, dass das Programm explizit so-
wohl Studien- als auch Ausbildungsorte beinhaltet. 
Jedoch liegt es an der Umsetzung, beide Kategorien 
auch entsprechend gleichwertig zu berücksichtigen, 
denn klar ist auch: Nur, wer in der Nähe der Bil-
dungseinrichtung wohnen kann, kann das Bildungs-
angebot tatsächlich wahrnehmen. Das gilt insbeson-
dere auch für die nordfriesischen Standorte, die ja 
auch für die Inseln und Halligen zuständig sind.

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Abgeordneten Deckmann?

Lars Harms [SSW]: 
Sehr gern.

Michel Deckmann [CDU]: Das passt wun-
derbar. – Ich wollte nur die Frage stellen, 
ob Ihnen bewusst ist, dass selbstverständlich 
sowohl Wohnheime für Auszubildende als 
auch für Studentinnen und Studenten regu-
lär über die soziale Wohnraumförderung ge-
fördert werden können. Dies geschieht auch 
schon längst. Dementsprechend ist das „Jun-
ge Wohnen“ als Sonderprogramm gar kein 
Alleinstellungsmerkmal, sondern jeder ande-
re kann auch schon heute Wohnheime geför-
dert bekommen.

– Da gebe ich Ihnen recht, lieber Herr Kollege.
– Sehr gut.

Es ging nur darum, dass die Programme, die wir 
ja hier zu administrieren haben, auch so gelebt und 
umgesetzt werden. Das ist in der Vergangenheit bis-
her nicht so gewesen. Natürlich ist technisch alles 

möglich, es ist aber wichtig, dass wir langsam mal 
merken, dass wir an Berufsschulstandorten riesige 
Probleme haben.

Ihnen brauche ich das nicht zu schildern, Sie sind ja 
selber Husumer und wissen, dass die ganzen Insu-
laner bei uns Wohnungen anmieten müssen, damit 
sie ihre Jugendlichen da durchschleusen, nur damit 
sie zur schnöden Berufsschule gehen können, weil 
die sonst keine Ausbildung kriegen. Das überlassen 
wir dann den Eltern, die Knete zur Verfügung zu 
stellen, damit ihre Kinder tatsächlich einigermaßen 
ordentlich zur Berufsschule latschen können.

Das finde ich nicht in Ordnung. Es ist unsere Auf-
gabe, in diesen Mittelstädten dafür zu sorgen, dass 
dort Wohnraumplätze vorhanden sind. Wenn die 
Plätze geschaffen worden sind, werden sie auch ge-
nutzt werden, und dann wird das auch dazu führen, 
dass ganz normale Familien nicht ihr letztes Budget 
dafür aufwenden müssen, damit ihre Kinder eine 
Schulausbildung bekommen beziehungsweise eine 
Berufsausbildung bekommen können. Das ist die 
Botschaft, die ich hier eigentlich versenden wollte. 
Vielen Dank, dass ich nochmal die Gelegenheit hat-
te, das zu vertiefen.

(Beifall SSW und Dr. Heiner Garg [FDP])

Es ist vielleicht noch einmal wichtig, darzustellen, 
dass es natürlich nicht nur beispielsweise genossen-
schaftliche Anbieter oder das Studentenwerk gibt, 
die diese Wohnheime betreiben, sondern es gibt 
auch private Anbieter, die es täten, aber oft nicht 
können, weil die Marge, die dabei am Ende raus-
kommt, natürlich nicht die größte ist. Es ist nun 
einmal die Klientel, die am wenigsten hat. Deshalb 
brauchen wir gerade für Wohnheimplätze die ent-
sprechende finanzielle Unterstützung.

Es geht nicht nur darum zu gucken, ob man in ir-
gendeiner Art und Weise Geld zur Verfügung stellt, 
und der Erste, der kommt, bekommt dann das Geld, 
sondern es ist wichtig, dahinter den Gedankengang 
zu haben, in den Regionen darauf zu schauen, dass 
man solche Wohnraumplätze wirklich in der Breite 
realisiert. Darauf ist das Programm tatsächlich aus-
gelegt. Es geht nicht nur um die drei Universitäts-
standorte, die wir in Flensburg, Kiel und Lübeck 
haben, sondern vielleicht auch mal in Ahrensburg, 
Husum oder Itzehoe – je nachdem, wo gerade etwas 
ansteht und wo die Not ist.

(Christopher Vogt [FDP]: Wir haben noch 
mehr Standorte!)
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– Ja, es gibt noch viel mehr Standorte, aber Heide 
ist keine Universitätsstadt, sie hat nur eine Fach-
hochschule.

(Christopher Vogt [FDP]: Ein Hochschul-
standort!)

– Ich habe Universitätsstandorte genannt. Bei mir 
immer genau zuhören, das ist ganz wichtig! Davon 
zu lernen, ist auch ganz wichtig.
Wir sind alle auf einer Seite, lassen Sie uns ordent-
lich Wohnheimplätze für die jungen Leute bauen, 
dann kommen sie auch und machen ihre Ausbil-
dung hier, und es geht uns als Land besser. – Vielen 
Dank.

(Beifall SSW, SPD und Dr. Heiner Garg 
[FDP])

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Vielen Dank. – Zu einem Kurzbeitrag erteile ich der 
Abgeordneten Sophia Schiebe das Wort.

(Zurufe)

Sophia Schiebe [SPD]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Deckmann, ich hoffe, auch 
die Zeit in Ihrem Studierendenwohnheim war ver-
nünftiges Wohnen und es war vorhin nur ein Ver-
sprecher. Sonst würde ich Sie gerne darum bitten, 
dem Studierendenwerk noch etwas mehr Geld zu-
zuschustern, damit auch dort vernünftiges Wohnen 
möglich ist.

(Michel Deckmann [CDU]: Ich habe doch 
gesagt: Waren gute Zeiten!)

Mir ist ganz wichtig klarzustellen, warum es gerade 
für Auszubildende, Studierende, aber auch Freiwil-
ligendienstleistende wichtig ist, besonderen Wohn-
raum zur Verfügung zu stellen, denn sie befinden 
sich in einer Phase in ihrem Leben, in dem die 
finanziellen Ressourcen einfach sehr begrenzt sind. 
Unser Anliegen ist es, dass sie sich während ihrer 
Ausbildung oder ihres Studiums komplett darauf 
konzentrieren können und sich nicht darauf konzen-
trieren müssen, wie sie ihre nächste Miete bezahlen 
können.

(Beifall SPD und Dr. Bernd Buchholz [FDP])
Ein weiterer Unterschied, das hat Herr Harms 
eben ein wenig angedeutet, ist, dass Studierende 
und Auszubildende meist gezwungen sind, in städ-
tischen Zentren zu leben, weil dort die Bildungsein-
richtungen und Ausbildungsstätten sind. Gerade in 

diesen Regionen brauchen wir so ein besonderes 
Programm. Deswegen ist es gut, dass der Bund die-
ses Programm aufgelegt hat.
Mir ist viel zu kurz gekommen, dass es dazu bei-
trägt, Bildungschancen zu ermöglichen. Wir können 
uns nicht erlauben, dass der Wohnort darüber ent-
scheidet, ob und wo ich eine Ausbildung oder ein 
Studium aufnehme.

(Unruhe – Glocke Präsidentin)
Ich finde es sehr traurig, dass wir nicht nur eine der 
schlechtesten Wohnheimquoten haben, sondern die-
se in den vergangenen Jahren sogar noch schlech-
ter geworden ist. Als ich damals AStA-Vorsitzende 
war, waren wir bei über sechs Prozent. Jetzt sind 
wir bei fünf Prozent, und das ist wirklich sehr trau-
rig.
Besonders spannend finde ich, dass gesagt wurde: 
Man kann es noch gar nicht so umsetzen. – Ich 
habe in Lübeck schon mehrere Anrufe bekommen, 
weil meine Wohnungsgesellschaft gefragt hat, wann 
endlich die Förderrichtlinie da ist. Die würden näm-
lich gern anfangen. Meines Erachtens – ich bin 
keine wohnraumpolitische Sprecherin – ist das Auf-
gabe des Landes.

(Michel Deckmann [CDU]: Die ist schon da! 
Seit einem Jahr!)

Ich wünsche mir, dass Sie da ein bisschen voran-
kommen, damit wir es endlich schaffen, für Auszu-
bildende und Studierende mehr bezahlbaren Wohn-
raum zu schaffen.

(Beifall SPD und Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die Landesregierung erteile ich jetzt das Wort 
der Frau Ministerin Prien in Vertretung für die In-
nenministerin, Frau Dr. Sütterlin-Waack, die auch 
für Wohnen zuständig ist.

(Zuruf Ministerin Karin Prien)
– Es tut mir leid, ich hatte das so verstanden, dass 
Sie die Rede in Vertretung halten. Dann erteile ich 
Frau Ministerin Prien als zuständiger Ministerin für 
Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur das Wort.

Karin Prien, Ministerin für Allgemeine und Beruf-
liche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ja, es ist vollkommen zu 
Recht ausgeführt worden: Wenn wir die Fachkräf-
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te von morgen in unser Land holen wollen, wenn 
wir sie im Land halten wollen, brauchen wir attrak-
tive Lern- und Lebensbedingungen. Dazu gehört 
auch Wohnraum für Auszubildende und Studieren-
de. Zu den Bedingungen, die nicht nur Studierende 
und Auszubildende aus ganz Deutschland zu uns 
locken, sondern weltweit internationale Studierende 
und auch Auszubildende vom Standort Schleswig-
Holstein überzeugen sollen, gehört auch bezahlba-
rer Wohnraum.

Dieses Ziel verfolgen wir gemeinsam mit dem 
Bund im Rahmen des Bund-Länder-Programms 
„Junges Wohnen“. Mit einem Eigenanteil von 
5,1 Millionen Euro kann das Land Schleswig-Hol-
stein einen Gesamtbetrag von insgesamt 17 Mil-
lionen Euro generieren beziehungsweise hebeln. 
Die Mittel sollen dazu dienen, neuen Wohnraum 
zu schaffen, aber eben auch bereits vorhandenen 
Wohnraum zu modernisieren.

Meine Damen und Herren, das Programm „Junges 
Wohnen“ ist zweifelsohne ein wichtiger Schritt in 
die richtige Richtung, und ich freue mich, dass der 
Bund vorsieht, das Förderprogramm in den Jahren 
2024 und 2025 fortzusetzen, soweit der Bundes-
haushalt es eben hergibt.

(Beifall Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] und Dr. Bernd Buchholz 
[FDP])

Ich will aber auch sehr deutlich sagen: Es ist für 
uns in dieser extrem angespannten Haushaltslage 
eine riesige Herausforderung, die Kofinanzierungs-
mittel zur Verfügung zu stellen. Das werden wir aus 
unserem eigenen Budget tun müssen. Das bedeutet, 
dass wir auf andere Dinge werden verzichten müs-
sen, wenn wir es tun. Das ist auch ein Teil der 
Wahrheit, den man hier deutlich formulieren muss.

Dennoch werden wir alles tun, um genau diese Ko-
finanzierung zu stemmen, weil wir mit Ihnen allen 
natürlich der Auffassung sind, dass es eine extrem 
wichtige Maßnahme ist.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Wir werden alles Mögliche dazu beitragen, um 
möglichst viele Projekte umsetzen zu können. Ich 
will mit Blick auf die konkreten Maßnahmen zur 
Umsetzung sagen, dass wir natürlich im engen 
Austausch mit dem Studentenwerk und den freien 
Trägern sind, damit wir möglichst viele Projekte 
möglichst schnell umsetzen können. Sie alle haben 
etwas wenig differenziert, dass das Ganze ja in 
Jahrestranchen bis 2027 zu leisten ist. Das heißt, 

es geht gar nicht darum, alle Mittel jetzt 2024 zur 
Verfügung zu stellen, sondern darum, in den Jahres-
tranchen jeweils bis 2027 die Kofinanzierung zu 
stemmen.

Wir werden in jedem Jahr aufs Neue prüfen müs-
sen: Wie schaffen wir es, die notwendige Tranche 
dann zustande zu bringen? Mir ist das persönlich 
wichtig, und deshalb werden wir alles dafür tun, 
dass wir möglichst viele dieser Mittel abschöpfen 
können.

Die Mittel – auch darauf ist hingewiesen worden –, 
die wir nicht ausschöpfen können, werden dann 
zum Ministerium für Inneres, Kommunales, Woh-
nen und Sport für den sozialen Wohnungsbau flie-
ßen. Natürlich gibt es erhebliche Schnittmengen 
zwischen sozialem Wohnungsbau und dem Woh-
nungsbau für Studierende und Auszubildende.

Zu den möglichen Projekten will ich einmal dar-
legen, dass Dachsanierungen dazu gehören inklu-
sive Photovoltaikanlagen, eine bessere Dämmung 
zur Energieeinsparung, Umbaumaßnahmen zur Er-
schließung ungenutzter Räumlichkeiten und natür-
lich auch zumindest die teilweise Förderung von 
Neubauten.

Meine Damen und Herren, ich will an dieser Stelle 
allen Beteiligten für ihr großes Engagement, mit 
dem sie in diesen schwierigen Zeiten im Sinne un-
serer Studierenden und Auszubildenden handeln, 
danken. Ich danke ausdrücklich dem Ministerium 
für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport und 
meiner Kollegin Dr. Sütterlin-Waack für die her-
vorragende Zusammenarbeit. Das Projekt „Junges 
Wohnen“ ist eine große Chance für Schleswig-Hol-
stein, und entsprechend groß ist unser gemeinsames 
Bemühen, diese Chance trotz aller Herausforderun-
gen vollumfänglich zu nutzen. Damit unterstützen 
wir die Fachkräfte von morgen und stärken den 
Wissenschafts- und Wirtschaftsstandort Schleswig-
Holstein. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Beratung.

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, auch wenn 
es Donnerstagnachmittag und kurz vor den Weih-
nachtsferien ist, soweit wie möglich noch aufmerk-
sam den Rednerinnen und Rednern zu folgen und 
wirklich notwendige Gespräche in die Cafeteria zu 
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verlegen. Ich kann mir aber nicht vorstellen, dass 
es etwas wichtigeres gibt, als hier im Plenum zu 
sitzen.

Wir kommen dann zur Abstimmung. Ich habe kei-
nen Antrag auf Ausschussüberweisung gehört. Des-
wegen stimmen wir in der Sache ab. Ich lasse 
zunächst über den Antrag der Fraktion der SPD, 
Drucksache 20/1591, abstimmen. Wer diesem An-
trag zustimmen will, den bitte ich ums Handzei-
chen. – Das sind die Fraktionen der SPD, der FDP 
und des SSW. Dagegen? – Das sind die Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Immer nur dage-
gen!)

Der Antrag ist damit abgelehnt.

Ich lasse dann über den Alternativantrag der Frak-
tionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, Drucksache 20/1743, in der Sache abstim-
men. Wer diesem Antrag zustimmen will, den bit-
te ich jetzt um das Handzeichen. – Das sind die 
Fraktionen der CDU, von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der FDP und des SSW. – Wer ist dagegen? – 
Das ist die Fraktion der SPD. Damit enthält sich 
keine Fraktion, und der Antrag ist angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 21 auf:

Keine LKW-Maut auf den Landesstraßen

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 20/1635

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aussprache 
und erteile für die FDP-Fraktion dem Abgeordneten 
Dr. Bernd Buchholz das Wort.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Dem Kollegen Lasse Petersdotter verdanken wir 
über die Kieler Nachrichten vom 11. November 
2023 den Vorschlag, auch mit Unterstützung aus 
Schleswig-Holstein eine Lkw-Maut auf Landesstra-
ßen einzuführen.

(Zuruf: Um Gottes Willen!)

Der Kollege Petersdotter nimmt damit an einer of-
fensichtlich grünen Kampagne des bundesweiten 
Ausrollens entsprechender Anträge teil. In Sachsen-
Anhalt ist das gerade prominent gescheitert. In Ba-
den-Württemberg ist es immerhin bis in den Koali-
tionsvertrag gekommen.

Er begründet diesen Vorstoß damit, dass Lkw-Ver-
kehre zu häufig von Autobahnen und Bundesstra-
ßen auf zum Beispiel Landesstraßen ausweichen 
würden, um die Mautgebühren zu umgehen.

Wenn es Ihnen darum ginge, Herr Kollege Peters-
dotter, hätte ein Blick ins Gesetz gereicht, um 
zu sagen: Nach § 1 Absatz 4 des Bundesfernstra-
ßenmautgesetzes ist es schon heute möglich, ent-
sprechend Ausweichstrecken zu realisieren. – Das 
könnte man schon heute machen. Aber darum geht 
es Ihnen nicht. Herrn Kollegen Petersdotter geht 
es schlicht und ergreifend um freundliche 160 Mil-
lionen Euro, die er den Logistikunternehmen und 
damit den Kundinnen und Kunden der schleswig-
holsteinischen Wirtschaft aus der Tasche ziehen 
will, wobei er verkennt, dass man nicht ausweichen 
kann, sondern mit seinem Lkw von irgendwo star-
ten und irgendwo hinkommen muss. Man muss von 
einem Logistikhof erst einmal losfahren dürfen. In 
Wahrheit bedeutet Ihr Vorschlag die Maut für alle 
Lkws auf allen Straßen.

Dies ist gerade in einem Bundesland, das – wie 
wir in Schleswig-Holstein – ein Flächenbundesland 
ist, ein Vorschlag, der insbesondere die mittelstän-
dischen und die kleineren Betriebe im Logistikbe-
reich quasi in die Knie zwingen würde. Unabhän-
gig von der relativ drastischen Steigerung der Lkw-
Maut im Bund in diesem Monat, bei der man 
kritisch hinterfragen kann, ob das nicht vor dem 
Hintergrund der ebenfalls erhöhten CO2-Umlage ei-
ne doppelte Inanspruchnahme gerade der Logistik-
branche ist, kommt jetzt auch noch Kollege Peters-
dotter um die Ecke und sagt: Das machen wir jetzt 
auch auf Landesstraßen.

Wer möchte, dass die Inflation in diesem Land ge-
trieben wird, der muss dem Vorschlag zustimmen – 
aber nur der.

(Beifall FDP und SSW)

Wer möchte, dass sich die Logistikunternehmen im 
Lande heulend verabschieden und sagen: „Dann 
müssen wir andere Standorte wählen“, der muss 
dem Vorschlag auch zustimmen. Wer also die Ent-
völkerung des Landes von Logistikunternehmen 
möchte, der folgt dem Vorschlag des Kollegen Pe-
tersdotter.

Aber es hat zum Glück ja schon einige gegeben, 
die das als – ich zitiere – „völligen Unsinn“ – so 
Lukas Kilian – bezeichnet haben oder die gesagt 
haben, „in einem Flächenland könnte eine solche 
Maut zu einem echten Standortnachteil werden“ – 
Tobias von der Heide.
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(Christopher Vogt [FDP]: Was?)

Wir hören: Der Widerstand aus der Union ist da.

Deshalb bin ich jetzt ganz gespannt auf diesen Ta-
gesordnungspunkt.

(Heiterkeit FDP, SPD und SSW)

An dieser Stelle gibt es von Ihnen keinen Alterna-
tivantrag. Man fragt sich, was jetzt passiert.

(Heiterkeit FDP, SPD und SSW – Zuruf 
SPD: Der kommt noch!)

Wollen Sie, Kolleginnen und Kollegen von der Uni-
on, Ihrem Generalsekretär in den Rücken fallen 
und diesen Antrag einfach ablehnen? Wollen Sie 
sich gar nicht dazu verhalten? Wollen Sie mir erklä-
ren, der Vorschlag sei nur ein Vorschlag von Herrn 
Petersdotter und deshalb vom Grundsatz her nicht 
ernst zu nehmen?

(Zuruf FDP: Anhörung!)

Ich erwarte von Ihnen hier eine klare und vorweih-
nachtliche Aussage, die die Logistikbranche in die-
sem Land beruhigt und dafür sorgt, dass

(Serpil Midyatli [SPD]: Die Geschenke alle 
ankommen!)

– Bitte?

(Serpil Midyatli [SPD]: Die Geschenke alle 
ankommen!)

– die Geschenke alle ankommen und dass – man 
könnte jetzt noch die Kollegen der Logistikbranche 
zitieren; das lasse ich jetzt einmal – wir – das meine 
ich in vollem Ernst – mit solchen Vorschlägen eine 
Branche nicht zunehmend verunsichern, die in letz-
ter Zeit von nicht unerheblichen Mehrbelastungen 
getroffen ist.

Das Paket der Bundesregierung mit der erhöhten 
CO2-Abgabe, die Rückkehr zu den 45 Euro pro 
Tonne CO2 – dazu kann man stehen, wie man will 
– ist sicherlich ein Punkt, bei dem man sagen kann: 
Wer Klimaschutz will, muss die Treibhausgase ver-
teuern. Das ist richtig.

(Beifall Annabell Krämer [FDP])

Dementsprechend ist es eine Mehrbelastung, wenn 
ich die Lkw-Maut mit der entsprechenden Prozent-
zahl erhebe und dann noch etwas drauflege. Zum 
Schluss würde es bei den Kundinnen und Kunden 
im Land ankommen. Preiserhöhungen und Preis-
treiberei wären die Folge. Deshalb lehnen wir eine 
Lkw-Maut für Landesstraßen ab. Ich bitte Sie dafür 
herzlich um Ihre Unterstützung.

(Anhaltender lebhafter Beifall FDP und 
SSW)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die CDU-Fraktion erteile ich das Wort

(Rasmus Vöge [CDU] erhebt sich und geht 
zum Rednerpult – Zurufe FDP: Oh!)

dem Abgeordneten Rasmus Vöge. – Ich freue mich 
über die vorweihnachtliche gute Stimmung und bit-
te jetzt, dem Kollegen aufmerksam zuzuhören.

(Annabell Krämer [FDP]: Jetzt habe ich 
Hoffnung! – Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Rasmus Vöge [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Meine Da-
men und Herren Abgeordnetenkolleginnen und 
‑kollegen! Liebe Kollegen insbesondere der FDP! 
Sie fordern uns heute dazu auf, darüber abzustim-
men, dass es keine Maut auf den Landesstraßen in 
Schleswig-Holstein geben soll.

(Christopher Vogt [FDP]: Bisher stimmt al-
les!)

Hintergrund, wie eben dargelegt, sind die Gedan-
kenspiele unseres Kollegen Lasse Petersdotter, der 
diese Forderung erhoben hat.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Als Privatmann!)

Sie alle kennen das bekannte Volkslied „Die Ge-
danken sind frei“.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und SSW)

Das gilt natürlich auch für uns in Schleswig-Hol-
stein. Sie wissen, wie es weitergeht.

(Christopher Vogt [FDP]: Man könnte sie 
auch für sich behalten!)

„Sie fliehen vorbei
Wie nächtliche Schatten.
Kein Mensch kann sie wissen,
Kein Jäger erschießen.
Es bleibet dabei:
Die Gedanken sind frei.“

Das ist auch richtig so.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und SSW)

Natürlich gilt in der Koalition, dass freie Gedanken 
ein bisschen kanalisiert werden müssen.
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(Christopher Vogt [FDP]: Das solltest du öf-
ter nutzen!)

Dann kommt man zum gemeinsamen Nachdenken.
(Heiterkeit FDP und SSW)

Nach kurzem Nachdenken wäre klar gewesen, lie-
be Kolleginnen und Kollegen, dass ein solcher Vor-
schlag in Schleswig-Holstein keine Mehrheit hat.

(Beifall CDU, FDP und SSW)
In der Koalition gibt es dafür keine Mehrheit. Mein 
Kollege Kilian ist schon zitiert worden; ich mache 
das trotzdem noch einmal: Völliger Unsinn, macht 
das Leben teurer, zahlt am Ende der Verbraucher.
Der Kollege Buchholz hat die Zahl von 160 Mil-
lionen Euro genannt. Natürlich befeuert das die In-
flation und gefährdet die Wettbewerbsfähigkeit der 
Spediteure und Fuhrunternehmen hier in Schles-
wig-Holstein.

(Beifall CDU und FDP)
Herr Dr. Rackow, der Geschäftsführer des Unter-
nehmensverbandes Logistik in Schleswig-Holstein, 
ergänzte noch ganz klug, dass nun die Coronahel-
den büßen sollten. Ich kann dem nur zustimmen. 
Ich will aber aus Transparenzgründen sagen, dass 
ich einige Jahre Mitglied im Präsidium des UVL 
war.

(Zurufe FDP: Ah!)
Ich habe dem nichts hinzuzufügen.
Für uns ist klar – darauf kommt es an –: Wir lehnen 
eine Maut auf Landes- und Gemeindestraßen ab.

(Beifall CDU)
Dahinter können Sie einen Punkt oder ein Ausrufe-
zeichen setzen. Damit könnte das Thema eigentlich 
durch sein.

(Unruhe – Glocke Präsidentin)
Wir könnten dem Antrag der FDP zustimmen

(Beifall FDP und SSW)
– ich habe noch zwei Minuten; so lange müssen Sie 
noch zuhören –, und dann wäre das alles nicht mehr 
als ein Sturm im Wasserglas.
Nun kommt die politische Arithmetik hinzu. Sie al-
le wissen, wir haben die Lkw-Maut im Koalitions-
vertrag nicht ausgeschlossen.

(Zurufe: Oh!)
Deshalb lehnen wir heute Ihren Antrag ab.

(Lachen FDP)

Unser Koalitionspartner meint, er wolle sein Ge-
sicht nicht verlieren, und beharrt darauf, dass wir 
den Vorschlag der Opposition ablehnen. Das ist 
im Koalitionsvertrag so vereinbart. Dort heißt es: 
Wechselnde Mehrheiten wird es nicht geben.

Ich will das gern erläutern. Würde die SPD heu-
te beantragen, eine Maut einzuführen, müssten die 
Grünen das mit uns auch ablehnen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deshalb trägt dieser Antrag nicht zum Politikver-
ständnis bei, stört aber auch nicht den Koalitions-
frieden. Außerhalb unseres Hauses verstehen das 
wenige Leute.

Wer Lkw-Ausweichverkehr auf Landstraßen ver-
hindern will, der muss für Autobahnprojekte kämp-
fen, und der muss sie auch realisieren.

(Lebhafter Beifall CDU, FDP und SSW)

Deshalb ist es gut, dass wir die A 20 planen 
und bauen. Wenn die Grünen oder die den Grü-
nen nahestehenden NGO das nicht jahrzehntelang 
blockiert hätten, wären wir bei dieser Diskussion 
wahrscheinlich gar nicht angelangt.

(Beifall CDU, FDP und SSW)

Aber auch hier gilt der Koalitionsvertrag. Die Grü-
nen sind A‑20-Fans geworden. Das sollten wir hier 
alle fröhlich zur Kenntnis nehmen.

(Beifall CDU und SSW)

Letzter Satz zur FDP. Wenn Sie folgende Anträge 
gestellt hätten: „Nein zur Abschaffung des Agrar-
dieselprivilegs“, oder: „Nein zur Erhöhung des 
CO2-Preises“, oder: „Nein zur Plastiksteuer“, dann 
hätten wir zugestimmt. – Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

(Unruhe)

– liebe Kolleginnen und Kollegen, ich kann auch 
laut; noch bin ich freundlich – hat jetzt der Frakti-
onsvorsitzende Lasse Petersdotter das Wort.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Nach dem Verursa-
cherprinzip! – Heiterkeit – Zuruf BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN: Das schaffst du, Lasse!)
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Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Das Verursacherprinzip ist genau der Ge-
danke, die Idee und die Schlussfolgerung, mit der 
ich diese Idee selbstverständlich verteidigen werde. 
Wir haben auf Bundesebene in den letzten Mona-
ten festgestellt, dass die Debatte um die Lkw-Maut 
immer weitergegangen ist. Die Lkw-Maut hat un-
terschiedliche Aufgaben, seit Neuestem auch die 
Aufgabe, auf die Klimaschädlichkeit eines Lkw zu 
blicken. Man hat die Lkw-Maut zum 1. Dezember 
2023 erhöht und um eine CO2-Komponente ausge-
weitet.
Diese CO2-Komponente – das haben Sie ein biss-
chen angedeutet, Herr Kollege Buchholz – ist die 
Klimapolitik der FDP. Das darf man nicht verges-
sen, wenn es darum geht, dass so etwas ein Inflati-
onstreiber wäre. Zur Wirklichkeit gehört dazu: Das 
ist der Kern der FDP-Klimapolitik. Alles soll über 
CO2-Preise geklärt werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP)

Ab Juli nächsten Jahres wird bei der Lkw-Maut 
auch noch eine bundesweite Ausweitung dahinge-
hend stattfinden, dass die Lkw-Maut nicht nur ab 
7,5Tonnen erhoben wird, sondern dass man auch 
mit einem 3,5-Tonner eine Lkw-Maut zahlen muss. 
Das ist die Lage im Bund.
Dann hat sich so eine zarte Debatte entwickelt: 
Welche Auswirkungen hat das eventuell auf die 
Länder und die Gemeinden? Da gab es Debatten-
beiträge – einer war von mir –, dass man darüber 
nachdenken sollte, die Lkw-Maut auf Landesstra-
ßen einzuführen. Ich habe es gefordert, ja.
Das ist aktuell in dieser Form nicht möglich – au-
ßer bei den besonderen Ausweichsvermeidungsver-
suchen, die auch der Kollege Buchholz angespro-
chen hat.
Ein Argument dafür, das ich überzeugend finde, 
ist, dass, wenn die Lkw-Maut auf Bundesebene 
so reformiert wird, die Gefahr besteht, dass die 
Lkw noch mehr auf Landes- oder Gemeindestraßen 
wechseln, um so Geld zu sparen. Das wird zu Un-
wuchten führen. Einige Menschen, die in der Nähe 
wohnen, werden davon nicht begeistert sein. Vor 
allen Dingen werden die Straßen davon ganz beson-
ders belastet. Das ist eines der Argumente.
Das andere Argument ist, dass man eine Einnahme 
hat. Auch das stimmt. Mir geht es auch um die Ein-
nahmen. Die Kosten, die dadurch entstehen, sind 

in der Regel sehr gering. Man kann unterschiedli-
che Produkte unterschiedlich durchrechnen. Ich ha-
be in meinen Beispielen Äpfel gerechnet. Da lag 
das im Unter-einen-Cent-Bereich beim Verbraucher 
oder bei der Verbraucherin. Aber sei es dahinge-
stellt. Die Kosten sind in Summe überschaubar und 
mit Sicherheit nicht ein Antreiber der Inflation. 
Das sind andere Entscheidungen, seien es die Preis-
bremsen oder die Steuerungsmöglichkeiten und so 
weiter gerade im Energiebereich. Die haben sehr 
viel mehr Auswirkungen auf die Inflation.

Ja, es ging mir um eine Einnahme, nicht nur um ei-
nen Lenkungseffekt im Straßenverkehr. Wir haben 
nämlich Probleme bei den Einnahmen. Wir haben 
Herausforderungen im Haushalt. Wenn wir diese 
Herausforderungen ernst nehmen und all die Dinge 
betrachten, die wir gerade im Infrastrukturbereich 
nicht machen können, können wir entweder sagen, 
was wir sparen wollen, oder wir können darüber 
debattieren, was wir mehr einnehmen möchten. Da 
ich nicht so gerne sparen möchte, habe ich Vor-
schläge für Mehreinnahmen gemacht.

Wenn wir feststellen, dass wir im Schienenverkehr 
einen Sanierungsbedarf von über 2 Milliarden Euro 
haben, wenn das bei den Straßen nicht viel besser 
aussieht, wenn ich mir heute die diversen Debatten 
angehört habe, wie wichtig es ist, den LNVP auszu-
bauen, dass wir neue Bahnmöglichkeiten brauchen, 
wenn wir bei der Bäderbahn sagen: „Nichts darf 
wegfallen, alles muss erhalten bleiben“, wenn wir 
weitere neue Straßen haben wollen, die in der Zu-
kunft einen Infrastrukturbedarf haben werden, also 
nicht nur einmalig investiv, sondern auch in der 
Sanierung, dann müssen wir überlegen, woher das 
Geld kommen soll. Dafür kann eine solche Lkw-
Maut auf Landesstraßen, die auf gleichem Niveau, 
auf gleicher Höhe und nach gleicher Systematik 
wie beim Bund zu handhaben wäre, durchaus Teil 
einer Antwort sein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Andere Antworten habe ich bislang auch nicht ge-
hört, über welche Wege wir das bis 2040, 2050 
denn alles miteinander geklärt haben möchten. Des-
wegen ist das ein Debattenbeitrag. Es ist eine Idee, 
die man verfolgen kann, die ganz offensichtlich hier 
im Haus – ich antizipiere bereits die Wortbeiträge 
des SSW und der SPD – keine Mehrheit hat. Das 
habe ich wahrgenommen, das habe ich der Pres-
seberichterstattung entnommen und in den Reden 
wahrgenommen. Das ist ja auch vollkommen in 
Ordnung. Ich bin sehr offen für alle Alternativen 
und werde über diese auch sehr gern diskutieren.
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Das heißt, das Verfahren ist so, wie eben auch be-
schrieben wurde. Wir werden den Antrag ablehnen. 
Gleichzeitig sind wir uns voll bewusst, dass die 
Lkw-Maut hier im Land offenbar nicht umgesetzt 
werden wird. Das ist dann so. Aber wir haben die 
gemeinsame Aufgabe damit noch nicht gelöst, wie 
denn die Straßen, die Schiene und auch der Haus-
halt saniert werden sollen. Da bin ich gespannt, wie 
wir das machen wollen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bitte begrüßen 
Sie mit mir unseren früheren Kollegen Tim Brock-
mann, jetzt Bürgermeister von Preetz, auf der Tri-
büne. – Herzlich willkommen!

(Beifall)

Für die SPD-Fraktion hat jetzt der Abgeordnete Ni-
clas Dürbrook das Wort.

Niclas Dürbrook [SPD]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich kann einleitend, weil ja gerade über die 
Koalitionsarithmetik gesprochen wurde, den dritten 
stellvertretenden verkehrspolitischen Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion an diesem Tag beruhigen.

(Heiterkeit Sybilla Nitsch [SSW])

Die SPD wird heute keinen Antrag für eine Land-
straßenmaut einreichen. Insofern: Da gibt es über-
haupt keinen Grund zur Beunruhigung.

(Beifall Rasmus Vöge [CDU])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe mich 
über den Vorschlag des Kollegen Petersdotter im 
November 2023 sehr gewundert – nicht so sehr, 
dass ich direkt einen Dringlichkeitsantrag einge-
reicht hätte, aber doch so sehr, dass ich mich freue, 
wenn wir heute noch einmal die Chance haben, 
darüber zu reden.

Eine Mautpflicht für Lkw auf Schleswig-Holsteins 
Landesstraßen – und zwar, so habe ich es verstan-
den; das haben Sie gerade auch ausgeführt, nicht 
nur auf Ausweichstrecken, die genutzt werden, um 
die mautpflichtige Autobahn zu umfahren, sondern 
überall –: 160 Millionen Euro im Jahr soll das 
bringen. Meine Fraktion und ich halten diesen Vor-
schlag für falsch. Trotzdem werden wir heute dem 
Antrag der FDP nicht zustimmen, weil er uns dann 
doch etwas zu pauschal ist.

Ich fange mit dem ersten Teil an: warum halten 
wir den grünen Vorschlag für falsch? – Die Lkw-
Maut auf Autobahnen hatte ursprünglich ein klares 
Ziel, und das war nicht, Geld für den Bundeshaus-
halt einzunehmen. Es ging auch nicht darum, dem 
Verursacherprinzip unbedingt gerecht zu werden, 
sondern die eigentliche Idee war, Verkehr von der 
Straße auf die Schiene zu verlagern. Dafür hat man 
ursprünglich die Lkw-Maut auf Autobahnen einge-
führt.
Das lässt sich bei einem Lkw, der von München 
nach Hamburg fährt, auch relativ gut begründen. 
Wenn dieser Lkw nicht fährt, kann man tatsächlich 
versuchen, alternativ die Waren auf die Schiene zu 
verlagern. Sehr viel schwieriger fällt diese Begrün-
dung allerdings bei einem Lkw, der beispielsweise 
von Neustadt über die L 178 nach Lütjenburg fährt. 
Ich wüsste nicht, wie man diesen Verkehr verlagern 
sollte. Da ist leider vor Ort keine Alternative, die 
man dafür nutzen könnte. Das ist etwas überspitzt, 
zeigt aber, dass unsere Landesstraßen einfach eine 
grundlegend andere Funktion als Bundesstraßen ha-
ben.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Jetzt könnte 
man über alternative Antriebe reden!)

– Das könnte man tun, ja. – Den Verteilverkehr, der 
auf unseren Landesstraßen abgewickelt wird, kann 
man leider nicht einfach ersetzen oder verlagern.
Ganz abgesehen davon: Ein Unternehmen, das in 
Schleswig-Holstein überwiegend über Landesstra-
ßen erreicht wird, dürfte in den allermeisten Fäl-
len ohnehin einen gewissen Standortnachteil ha-
ben. Diesen Nachteil durch eine Landesstraßenmaut 
noch weiter zu vergrößern, finde ich falsch. Wir 
wollen überall gute Bedingungen für Unternehmen, 
nicht nur in der Metropolregion oder entlang der 
A 1 oder der A 7, sondern im ganzen Land.

(Beifall SPD, SSW, Dr. Bernd Buchholz 
[FDP] und Dr. Heiner Garg [FDP] – 
Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Sehr gut!)

Vielleicht sind wir auch einfach etwas zu feinfüh-
lig, was die konkrete Formulierung angeht, aber 
die FDP-Forderung ist uns dann heute doch etwas 
sehr weit gefasst. Denn natürlich gibt es Orte in 
Schleswig-Holstein, die vom Lkw-Verkehr beson-
ders betroffen sind, insbesondere bei Ausweichstre-
cken zur Autobahn. Da braucht es eine Lösung. 
Das kann in einigen Fällen das Durchfahrtverbot 
für Lkw sein, das ist aber nun einmal sehr schwer 
anzuordnen. Deswegen kann es vielleicht alternativ 
in einigen Fällen auch eine klar begrenzte Maut für 
diese Streckenabschnitte sein. Darum werden wir 
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dem Antrag der FDP in dieser Form nicht zustim-
men, sondern uns enthalten.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein bisschen Zeit 
habe ich noch, und wenn wir bereits über die Lan-
dessstraßen und ihre Finanzierung reden, möchte 
ich auch kurz über das schwarz-grüne Sparpaket 
vom Dienstag sprechen. 12 Millionen Euro für Lan-
desstraßen und Radwege sollen dem LBV gestri-
chen werden, noch einmal 3 Millionen Euro für die 
Betriebskosten. Das ist ganz schön happig.
Erst im Sommer hat uns der Gutachter des LBV im 
Verkehrsausschuss eindrücklich vorgerechnet, dass 
die bislang eingeplanten 90 Millionen Euro pro Jahr 
für die Landesstraßen nicht ausreichen, um den Zu-
stand zu sichern. Bereits Anfang der 2030er-Jahre 
wird sich selbst in dieser Planung der Zustand der 
Straßen bereits verschlechtert haben, weil das Geld 
nicht reicht. Wenn sie jetzt noch zusätzlich Geld 
aus dem System rausstreichen, so wie die Landes-
regierung es angekündigt hat, kommen wir umso 
früher an den Punkt. Auf den ersten Blick mag das 
in der aktuellen Situation Schulden sparen. Auf den 
zweiten Blick ist es erkennbar Unsinn, denn die Be-
tonschulden machen wir trotzdem und zahlen dafür 
noch happigste Zinsen.

(Beifall SPD, Dr. Bernd Buchholz [FDP] und 
Dr. Heiner Garg [FDP])

Aus den letzten Jahren wissen wir nämlich: Straßen 
auf Verschleiß zu fahren und später zu reparieren, 
ist immer teurer. Das bringt enorme Folgekosten 
mit sich. Ihr Sparpaket mag an der Stelle den Koali-
tionsfrieden retten, aber den Preis dafür müssen die 
Schleswig-Holsteinerinnen und Schleswig-Holstei-
ner spätestens in den 2030er-Jahren zahlen, wenn 
die Straßen dann wieder kaputt sind.
Statt sich Fantasien über eine Landesstraßenmaut 
hinzugeben, würde ich mich freuen, wenn Sie für 
dieses Problem eine konkrete Lösung suchten. Es 
wird sicherlich im nächsten Jahr auch noch ausrei-
chend Zeit im Ausschuss sein, um darüber zu spre-
chen. Darauf freue ich mich jetzt schon. – Herzli-
chen Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die Fraktion des SSW hat jetzt die Abgeordnete 
Sybilla Nitsch das Wort.

Sybilla Nitsch [SSW]: 
Geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kol-
legen! Es ist sicherlich der kürzeste Antrag, über 

den ich in den letzten eineinhalb Jahren mit meiner 
Fraktion aber am längsten beraten habe.

(Vereinzelte Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Vielen Dank, liebe FDP-Fraktion, dass Sie mit nur 
15 Worten diesen wirklich aussagekräftigen Antrag 
eingereicht haben. Dieser Satz mit den 15 Worten 
ist aber nicht so leicht einzuordnen, jedenfalls nicht 
für uns. Deswegen mussten wir uns lange beraten. 
Daher ist es sicherlich ganz gut, auf die Ausgangs-
position zu schauen.

(Christopher Vogt [FDP]: Wer hat sich durch-
gesetzt? – Zuruf Martin Balasus [CDU])

Wir wissen, im Jahr 2005 wurde die Lkw-Maut 
nach der Entscheidung der damaligen Bundesregie-
rung eingeführt. Das ist irgendwie alles nicht so 
gelaufen, wie man sich das vorgestellt hat. Wie 
Herr Kollege Dürbrook auch darstellte, sollte es 
bestimmte Effekte haben. Ich würde einmal sagen: 
Im Fazit sind die Effekte krachend gescheitert, weil 
das Verkehrsaufkommen gerade auch von Lkw auf 
unseren Bundesautobahnen und Bundesstraßen so 
hoch wie noch nie ist. Da kann ich nicht sehen, 
dass die Maut den entsprechenden Effekt hatte. 
Als Regionalpartei, als SSW hier in Schleswig-Hol-
stein, haben wir diese Haltung sowieso nicht geteilt.
Im Vertrag der regierungstragenden Fraktionen in 
Berlin hat man beschlossen –ich zitiere mit Erlaub-
nis der Präsidentin –:

„Wir werden 2023 eine CO2-Differenzierung 
der Lkw-Maut vornehmen, den gewerblichen 
Güterkraftverkehr ab 3,5 Tonnen einbeziehen 
und einen CO2-Zuschlag einführen, unter der 
Bedingung, eine Doppelbelastung durch den 
CO2-Preis auszuschließen. Wir werden die 
Mehreinnahmen für Mobilität einsetzen.“

Soweit, so gut. Konkret bedeutet das aber, dass die 
Maut künftig auch für kleinere Transportfahrzeuge 
gelten soll, sowie eine Veränderung bei der Nut-
zung der Einnahmen. Die Maut soll künftig also 
auch für Fahrzeuge ab 3,5 Tonnen statt wie bisher 
ab 7,5 Tonnen gelten. Neu ist auch, dass die Ein-
nahmen nicht mehr nur für die Fernstraßen genutzt 
werden sollen, sondern auch für die Schiene sowie 
gegen Luftverschmutzung, um nur einige Beispiele 
zu nennen. Das mag ja alles irgendwie ganz nett 
klingen.
Das ist also die Ausgangslage. Ich vermute mal – 
wie auch schon ein paar Mal heute gesagt wurde –, 
dass halt die Positionierung eines Regierungspart-
ners ausgelöst hat, dass man hier die Dringlichkeit 
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beantragt. Ich habe es allerdings nicht in den KN 
gelesen, sondern relativ schnell in den sozialen Me-
dien entdeckt, wo ich erst einmal gucken musste, 
ob ich beim richtigen Datum gelandet bin und es 
gegebenenfalls nicht ein Aprilscherz ist.

Also ehrlich gesagt: Ob die Idee so gut ist? – Es 
war bei uns in der Fraktion summa summarum auch 
so, dass wir uns da nicht einig waren. Jubelrufe 
habe ich nicht vernommen, ganz im Gegenteil – Sie 
haben vielleicht gehört, dass die Jubelrufe gerade 
in eine ganz andere Richtung gingen –, sondern 
wir hatten viele Fragen. Wir haben uns unter ande-
rem gefragt: Ist bei diesen Ausweichverkehren eine 
Panik jetzt wirklich angebracht? – Wir reden hier 
nämlich von Wirtschaftsverkehr, und das bedeutet: 
Zeit ist Geld.

(Unruhe FDP – Glocke Präsidentin)

Wenn wir von Kopenhagen nach Istanbul fahren 
wollen, glaube ich ebenso wenig, dass ein Logisti-
ker auf eine Landesstraße ausweicht, wie wenn ein 
Logistiker von Flensburg nach Norderstedt fährt, 
auch nicht wenn die Fahrzeuge kleiner sind. Dieses 
Argument ist nicht nachvollziehbar.

Dann denke ich noch an den Verwaltungsaufwand, 
an den Etablierungsaufwand und was das wohl al-
les kosten würde, wenn wir uns die Ankündigun-
gen anschauen und feststellen, dass man nun auch 
bei dem Landesstraßenbudget sparen will. Ganz im 
Ernst, wenn man dahintersteht, ist das ein wirklich 
komplett falsches Signal an unser Land.

(Anhaltende Unruhe FDP – Glocke Präsiden-
tin)

Dass in solchen Zeiten natürlich auch der Vorstoß 
kommt – ja, wir haben es gehört, das ist verlo-
ckend –: Wir wollen mehr Geld in die Schiene 
investieren, und man könnte das in die Schiene 
packen! Aber einmal ganz im Ernst: Wenn wir in 
die Schiene investieren wollen, weil wir auch mei-
nen, wir wollen die Landesstraßen entlasten, ist das 
ganz richtig. Aber schauen wir uns doch einmal die 
Landesstraßen an: Wo können Logistiker da denn 
ernsthaft auf die Schiene umsteigen?

Es geht vor allen Dingen auch um die Wirtschafts-
kraft bei uns im ländlichen Raum. Kleine und mitt-
lere Unternehmen, nämlich zum Beispiel Leute – 
da kommen auch die Grünen ins Spiel –, die ihre 
Ökoprodukte in der Region verteilen wollen, fahren 
oft 3,5‑Tonner, man mag es kaum glauben. Auch 
Unternehmen, die die Wäsche an die Hotels in den 
touristischen Gebieten liefern, fahren 3,5‑Tonner, 
die wären also auch betroffen. Mit solchen Maß-

nahmen, mit solchen Ankündigungen, würden sie 
die Wirtschaftskraft für diese Unternehmen sozusa-
gen auf das Abstellgleis stellen.
Sie begünstigen die Großen. Aber das wundert 
mich auch gar nicht. Wenn es jetzt sogar Coutume 
ist, als Grüne bei der Bundesdelegiertenkonferenz 
auch Amazon und andere als Sponsoren zu haben, –

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Kommen Sie bitte zum Schluss, Frau Abgeordnete?

Sybilla Nitsch [SSW]: 
– dann kann ich mir auch gut vorstellen, dass man 
die großen Strukturen in Zukunft lieber unterstützt. 
– Vielen Dank.

(Beifall SSW)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die Landesregierung erteile ich das Wort dem 
Minister für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technolo-
gie und Tourismus, Claus Ruhe Madsen.

Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Vielen Dank an die FDP 
für den Antrag und die damit verbundene Möglich-
keit, unsere Position deutlich zu machen.

(Zuruf FDP: Kurz, klar und präzise!)
Aufgrund der Klimaschutzziele müssen wir die 
Emissionen im Verkehrsbereich reduzieren. Dabei 
fällt der Schwerlastverkehr besonders ins Gewicht. 
Eine Lkw-Maut auf Landesstraßen ist aber nicht 
das richtige Instrument.

(Beifall CDU, FDP und SSW – Zuruf: Sehr 
gut!)

Das Land wird keine Lkw-Maut erheben, auch 
nicht, wenn die EU die rechtlichen Voraussetzun-
gen schaffen sollte.
Der Bund hat gerade erst eine Erhöhung der beste-
henden Lkw-Maut beschlossen, bei der unter ande-
rem für den CO2-Ausstoß Kosten anfallen. Es gibt 
also bereits eine deutliche Kostensteigerung und ei-
nen spürbaren Anreiz für Unternehmen, auf alterna-
tive Antriebe umzusteigen oder die Transporte auf 
die Schiene zu verlagern.
Gerade das Letztere ist aber auch nicht überall 
möglich, schließlich hat nicht jedes Unternehmen 
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und jeder Supermarkt einen Bahnanschluss. Die 
Mautabgabe auf Landesstraßen auszuweiten, würde 
kaum zu weiteren positiven Effekten für den Kli-
maschutz führen, aber definitiv zu weiteren Belas-
tungen für die Unternehmen.

(Beifall CDU, FDP, Christian Dirschauer 
[SSW] und Lars Harms [SSW])

Mit einer solchen Maut träffen wir überproportional 
unsere kleinen und mittleren Unternehmen. Durch-
gangsverkehre fahren in der Regel auf Bundes- und 
Autobahnen, die regionalen Unternehmen müssen 
aber auch die Landesstraßen nutzen. Sie sind ange-
sichts der hohen Preise und der Inflation ohnehin 
schon gebeutelt genug und brauchen nicht noch 
eine zusätzliche Belastung. Ein schleswig-holsteini-
scher Alleingang würde das Ganze sogar noch ver-
schlimmern.

(Beifall CDU, FDP, Christian Dirschauer 
[SSW] und Lars Harms [SSW])

Damit würden wir unseren Wirtschaftsstandort 
deutlich unattraktiver machen. Das widerspricht 
aber all unseren Zielen. Um ein klimaneutrales 
Industrieland zu werden, brauchen wir Ansiedlun-
gen von innovativen Unternehmen. Die würden wir 
mit einer Maut nur vergraulen. Ja, wir stehen vor 
großen Finanzierungsherausforderungen, aber wenn 
wir mehr Unternehmen anlocken, hat das positive 
Auswirkungen auf die Wirtschaft und auf die Steu-
ereinnahmen.

Wir brauchen also keine Maut, um die Einnahmen 
zu erhöhen. Dass es dazu unterschiedliche Meinun-
gen gibt, ist in einer pluralistischen Demokratie 
völlig normal. Trotzdem ist es gut, dass wir heute 
unsere Position klarstellen konnten. – Vielen lieben 
Dank.

(Beifall CDU, SSW und Dr. Bernd Buchholz 
[FDP])

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich 
schließe die Beratung.

Ich habe keinen Antrag auf Ausschussüberweisung 
gehört und lasse daher in der Sache abstimmen 
über den Antrag der Fraktion der FDP, Drucksache 
20/1635. Wer diesem Antrag zustimmen will, den 
bitte ich um sein Handzeichen. – Das sind die Frak-
tionen von FDP und SSW. Wer stimmt dagegen? – 
Das sind die Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN. Wer enthält sich? – Das ist die 
Fraktion der SPD. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 22 auf:

Schulbau in Partnerschaft mit den Kommunen 
gestalten

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/1677

Schulbau aktiv gestalten, Schulträger bei ihren 
wichtigen Aufgaben unterstützen

Alternativantrag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/1746

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Ich 
bitte noch einmal darum, den Rednerinnen und 
Rednern die gebührende Aufmerksamkeit zukom-
men zu lassen. Für die SPD-Fraktion steht hier bei 
mir der Abgeordnete Niclas Dürbrook als Redner, 
aber es ist der Abgeordnete Martin Habersaat.

Martin Habersaat [SPD]: 
So ist es. – Vielen Dank, Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Stinkende Toiletten und un-
dichte Decken – ich rede hier nicht vom dritten 
Stock des Landeshauses – sollen nicht sein. Es gibt 
sie leider auch dort oben. Sie ahnen nicht, was wir 
unter dem Dach durchmachen, aber das ist hier 
nicht das Thema.

(Heiterkeit – Christopher Vogt [FDP]: Was 
muss diese Partei noch erleiden?)

Sie sollen aber auch an unseren Schulen nicht sein. 
Da besteht weitgehend Einigkeit.
Sie finden sich in Pinneberg aber doch. Was ist, 
wenn sich in Flensburg knapp 30 Schülerinnen und 
Schüler in einen Klassenraum zwängen, der einmal 
für 20 gebaut wurde? Wenn allein wegen der En-
ge moderne Pädagogik kaum möglich ist? Was ist, 
wenn Lehrkräfte, immerhin studierte und relativ gut 
bezahlte Fachkräfte, im Lehrerzimmer als Arbeits- 
und Ablagefläche gerade einmal einen Quadratme-
ter Platz zur Verfügung haben? Beim Schulbau geht 
es nicht nur um Geld, es geht auch um Verantwor-
tung, und Politik ist für den Zustand der Schulen 
verantwortlich.
Für ein 120-Millionen-Euro-Programm des Landes, 
IMPULS 2030 II, meldeten die kommunalen Schul-
träger Vorhaben über rund 1 Milliarde Euro an. 
Allerdings hatten viele von vornherein auf eine 
Meldung verzichtet, weil sie die Überzeichnung des 
Programms fürchteten. Schleswig-Holstein und sei-

Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 46. Sitzung – Donnerstag, 14. Dezember 2023 3477

(Minister Claus Ruhe Madsen)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3182&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3058&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3058&format=WEBVOLLLANG


ne Schulen stehen vor einer Milliardenherausforde-
rung, wie man es gerade auch in Ahrensburg und 
Eckernförde erleben kann. Wir schulden es unseren 
Kindern, verantwortungsvoll damit umzugehen.

(Beifall SPD und SSW)

Abgesehen davon, dass die Gebäude heil sein soll-
ten, wie sollen sie aussehen? Was brauchen wir 
über Klassenräume und Flure hinaus, wenn un-
sere Kinder immer mehr Zeit des Tages in der 
Schule verbringen? Kollaboration, Kreativität, kri-
tisches Denken und Kommunikation – welche Räu-
me brauchen wir, um diese Zukunftskompetenzen 
zu fördern? Und wie viel Platz? Die pädagogisch 
nutzbare Fläche pro Kind muss mindestens drei 
Quadratmeter betragen. Das haben wir gesetzlich 
festgelegt, allerdings gilt das für Hortgruppen. Für 
Schulkinder gibt es so eine Regelung nicht, und die 
Landesregierung hat bisher keinerlei Vorstellung, 
wie diese aussehen könnte. Es geht hier nicht nur 
um Geld. Es geht auch um die Frage, welche Idee 
wir von der Zukunft haben.

(Beifall SPD)

In Schleswig-Holstein gibt es 99 Gymnasien. 83 
davon – in meinem Wahlkreis sind es die in Rein-
bek, Glinde und Wentorf – kehrten aufgrund der 
Schulgesetzänderung von 2017 ab dem Schuljahr 
2019/20 zum Abitur nach neun Jahren zurück. 36 
dieser Gymnasien, darunter die in Bad Bramstedt 
und Heikendorf, werden 2026 vermutlich mehr 
Schülerinnen und Schüler haben als im Schuljahr 
2012/13 zu alten G-9-Zeiten. Vermutlich werden es 
dann 25 Gymnasien mit mehr als 1.000 Schülerin-
nen und Schülern sein, darunter auch die in Elms-
horn und Halstenbek. Schulen wie das Katharineum 
in Lübeck oder das Johann-Rist-Gymnasium in We-
del, die nach der Rückkehr zu G 9 vermutlich etwas 
weniger Schülerinnen und Schüler haben werden 
als zu alten G-9-Zeiten, werden neue Räumlichkei-
ten brauchen, weil sich die Schulen seitdem weiter-
entwickelt haben, zum Beispiel mit sozialpädagogi-
schen Angeboten.

Dieser Raumbedarf ist die Folge eines Wahlver-
sprechens der CDU. Während in Nordrhein-West-
falen bereits hunderte Millionen Euro für G 9 flie-
ßen, passiert in Schleswig-Holstein bisher nichts. 
Es geht nicht nur um Geld. Es geht auch um die 
Frage, dass Daniel Günther seine Wahlversprechen 
einlösen sollte.

(Beifall SPD)

An Grundschulen wie der Lauenburger Weingarten-
schule, die bisher ein offenes Ganztagsangebot hat, 

wird es mit der Einführung des Rechts auf Ganztag 
zusätzliches Personal und neue Räume brauchen, 
weil ab 2026 mehr Eltern ihre Kinder im Ganztag 
anmelden werden. Wir erinnern uns: Ähnliche Ef-
fekte gab es auch bei der Einführung des Rechts auf 
einen Kitaplatz. Land und Kommunen hatten sich 
deshalb darauf verständigt, dass das Land, unter-
stützt durch Mittel vom Bund, 85 Prozent der Kos-
ten an den notwendigen Investitionen und 75 Pro-
zent der Personalkosten übernimmt.

Darüber berichtete Bildungsministerin Prien dem 
Landtag. Der bildungspolitische Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion lobte die Regierung über-
schwänglich und behauptete, kein anderes Bundes-
land zeige sich so großzügig wie Schleswig-Hol-
stein. Die Kommunen seien überrascht von der 
Großzügigkeit des Landes. Ich bitte Sie, das ein-
mal mit dem Ex-Kollegen Brockmann zu bespre-
chen, der da oben sitzt. Das wäre vielleicht eine 
gute Gelegenheit, zu klären, wie das in Preetz 
gesehen wird, denn wenig später wurde deutlich: 
Die Überraschung war nicht etwa die Großzügig-
keit des Landes, sondern die Überraschung kam 
auf, als Frau Prien plötzlich eine Obergrenze von 
5.170 Euro pro Platz nachschob. Nach Aussage 
der Kommunen war genau so eine Obergrenze aber 
nicht verhandelt worden.

(Beifall SPD, FDP und vereinzelt SSW)

Das muss man sich einmal vorstellen: Es ist zum 
wiederholten Male die Unwahrheit darüber gesagt 
worden, was mit den Kommunen verhandelt wurde, 
und die Kommunen haben sich zum wiederholten 
Male veranlasst gesehen, das öffentlich richtigzu-
stellen. Das ist peinlich. Es geht nicht nur um Geld, 
es geht auch um einen partnerschaftlichen Umgang 
miteinander und um die Zukunft unserer Kinder. – 
Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, FDP und SSW – Zuruf)

– Hamburg!

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Herr Abgeordneter, ich möchte Sie noch einmal 
daran erinnern, dass wir eine Vereinbarung haben 
hinsichtlich der Adressierung von Menschen auf 
der Tribüne.

(Martin Habersaat [SPD]: Ich habe ihn nicht 
begrüßt! – Heiterkeit)

Der Kollege Balasus wartet einen Moment, bis ich 
ihm für die CDU das Wort erteile. – Herr Balasus, 
jetzt bitte.
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Martin Balasus [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Nicht nur Fleiß und Interesse der 
jungen Menschen sind wichtig für ihren Bildungs-
erfolg, auch die Rahmenbedingungen müssen stim-
men. Deshalb ist der Schulbau eine fundamentale, 
eine zentrale Aufgabe für die Zukunft Schleswig- 
Holsteins. Viele Bauten sind in die Jahre gekom-
men. Sie müssen aufwendig saniert, ertüchtigt oder 
sogar ersetzt werden.

Positiv stimmt dabei: Genau das passiert bereits 
vielerorts. Doch hinzu kommt noch der Bedarf an 
Räumlichkeiten, der sich aus der Umsetzung des 
Ganztagsschulanspruchs ab 2026 ergibt. Die Lan-
desregierung ist sich dieser Verantwortung bewusst. 
Sie unterstützt Schulträger bei ihren Aufgaben und 
gestaltet Schulbau aktiv.

Dass nun ausgerechnet die Sozialdemokraten einen 
vermeintlichen Konflikt zwischen Kommunen und 
Land herbeireden möchten, ist schon ein starkes 
Stück. Dass nun ausgerechnet Sie sich für eine ech-
te Partnerschaft zwischen Kommunen und Land in 
puncto Schulbau aussprechen, ist – ehrlich gesagt 
– an Absurdität nicht zu überbieten. Denn als die 
SPD in Schleswig-Holstein regierte, war die Schul-
bauförderung auf einem Tiefststand. Erst Jamaika 
hat diese hochgefahren. Ich finde, da sollte man 
schön die Füße stillhalten. Nein, Genossen, wir 
stehen hier erhobenen Hauptes und voller Selbstbe-
wusstsein. Bei uns ist Schulbau in Profihänden,

(Beifall CDU)

denn wir haben das Schulbaureferat mit mehr Per-
sonal ausgestattet. Mit rund 300 Millionen Euro ha-
ben wir seit 2017 den Schulbau gestärkt, zum Bei-
spiel durch IMPULS I und II oder das Programm 
zur Sanierung sanitärer Räume. Dabei haben wir 
stets partnerschaftlich mit den Kommunen gearbei-
tet. Ihr Vorwurf ist damit vollkommen haltlos, denn 
jeder Schulbau passiert in enger Zusammenarbeit.

Streng genommen, und das ist die Wahrheit, ist 
Schulbau Aufgabe des Schulträgers. Mit unseren 
Schulbaufördermaßnahmen gehen wir also weit 
über eine bloße Partnerschaft hinaus und zeigen 
Verantwortungsbewusstsein und Gestaltungswillen 
– ganz anders, als Sie das damals getan haben. Es 
gab bis 2017 nämlich nur ein einziges Schulbaupro-
gramm, und das war eines des Bundes. Ein Landes-
programm gab es nicht.

Was mir auch auffällt: Sie arbeiten handwerklich 
unsauber. So unterstellen Sie in Ihrem Antrag, 
die Antragsfrist für die Mehrkosten, die durch die 

Rückkehr von G 8 zu G 9 entstehen, würde am 
29. Februar 2024 enden. Schulträger hätten keine 
Zeit und müssten sich jetzt überschlagen, und das 
gehe doch nicht. Stimmt, das geht wirklich nicht. 
Deshalb ist das auch überhaupt nicht so. Sie ver-
wechseln die Anmelde- mit der Antragsfrist. Bis 
zum 29. Februar 2024 sollen Schulträger nur Be-
darfe melden, damit das Land einen Überblick hat. 
Ich glaube, man kann Anträge noch bis zum Som-
mer stellen. So lautet das Prinzip. Das ist ein zwei-
stufiges Verfahren, und so steht es auch in der 
Richtlinie. Wer lesen kann, ist klar im Vorteil.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Herr Abgeordneter Balasus, gestatten Sie dem Ab-
geordneten Habersaat eine Zwischenfrage?

Martin Balasus [CDU]: 
Ja, gern.

Martin Habersaat [SPD]: Vielen Dank, 
Herr Kollege Balasus. Der inhaltliche Punkt 
meiner Kritik ist: Wir wissen heute noch 
gar nicht genau, wie die Schülerzahlen 2026 
aussehen werden, aber die Antragsfrist endet 
vor diesem Zeitpunkt, wenn die Schülerzah-
len feststehen. Haben Sie das gerade ausge-
räumt? Oder finden Sie das richtig?

– Meiner Meinung nach haben Sie mich überhaupt 
nicht verstanden. Ich sage: In Ihrem Antrag steht, 
dass der 29. Februar 2024 das Ende der Antragsfrist 
ist. Ich sage, dass der Zeitraum bis zum 29. Februar 
2024 eine Anmeldefrist ist, in der man kundtut, in 
welche Richtung man vor Ort gehen möchte. Kon-
krete Anträge können später erfolgen, ich glaube, 
bis zum Sommer. Das müsste ich nachgucken. Auf 
jeden Fall ist das, was Sie behaupten, vollkommen 
falsch.

(Beifall CDU)
Werte Genossen, außerdem fordern Sie, dass beim 
Ganztagsschulausbau auf Obergrenzen verzichtet 
werden soll. Können Sie erfassen, was das bedeuten 
würde? Das hieße nämlich: Schulbaumaßnahmen 
nach dem Windhundprinzip – wer zuerst kommt, 
mahlt zuerst. Und viele Kommunen, die später be-
antragen, würden vollkommen leer ausgehen.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])
Also: Das kann doch nicht zum Erfolg führen. Oh-
ne Deckel wird es nicht gehen, und das ist auch in 
Ordnung. Niemand kann erwarten, dass die Mittel 
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für die Investitionen zur Realisierung des Ganztags-
schulanspruchs ein heimliches Schulbauprogramm 
sind. Davon haben wir schon jede Menge. Es 
stimmt auch: Nicht alle Wünsche vor Ort werden 
immer zu befriedigen sein.

Nein, es wird Doppelnutzungen von Räumen geben 
müssen. Das ist pragmatisch und effektiv. Räume, 
Aulen, Schulhöfe et cetera müssen selbstverständ-
lich am Nachmittag dem Ganztag zur Verfügung 
stehen und dann auch genutzt werden. Investieren 
sollte man meiner Meinung nach in Mensen, in Stil-
larbeitsräume und vielleicht auch in einzelne Grup-
penräume.

Auch beim Ganztag lautet unsere Strategie: Land 
und KLV verständigen sich und suchen und finden 
einvernehmliche Lösungen. Diese Verhandlungen 
laufen noch. Es gibt erst ein Eckpunktepapier. Der 
Abschluss ist noch nicht erfolgt. Also wäre mein 
Plädoyer: Geduld.

Und der Vorschlag von 5.170 Euro pro Platz ist 
kein schlechtes Angebot, denn wir kommen ja von 
4.200 Euro. Das war die ursprüngliche Berechnung. 
Da sind 5.170 Euro weitaus mehr.

(Beifall CDU – Zuruf Martin Habersaat 
[SPD])

– Sie müssen mich gar nicht so von der Seite anme-
ckern.

(Martin Habersaat [SPD]: Doch, das darf 
ich!)

– Ich gehe noch einmal kurz darauf ein: Als Sie, 
als die SPD noch das Bildungsressort hatte, gab es 
keine eigene Landesschulbauförderung. Schreiben 
nach Gehör war gängige Praxis. Es wurde nicht am 
IQB-Bildungstrend teilgenommen, die Unterrichts-
versorgung war niedriger als heute, und Kitabeiträ-
ge gab es teilweise bis zu einer Höhe von 600 Euro, 
und das ist wirklich desaströs.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Herr Abgeordneter Balasus, Sie gestatten dem Ab-
geordneten Dolgner noch eine Zwischenfrage?

Martin Balasus [CDU]: 
Gern.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Herr Kollege Ba-
lasus, habe ich das dieses Mal richtig gesagt?

– Ja, das ist ein guter Anfang.

Ich frage durchaus nach. Gerade Menschen 
mit anderen Hintergründen passiert es häu-
fig, dass sie falsch angesprochen werden. – 
Wir beide haben wahrscheinlich ein bisschen 
den Hang zur Bildung, beziehungsweise zur 
historischen Bildung. Deshalb: Dass es un-
ter der SPD keinen Schulbaufonds gab, ist 
schlicht falsch. Den gab es mehr als ein Jahr-
zehnt lang, und er ist erst im Zuge der FAG-
Reform in die Masse eingegangen, weil die 
Kommunen sich nicht darauf einigen konn-
ten, ob er in der Masse sein soll oder nicht. 
Gerade die Kreise haben gesagt: Wir brau-
chen das so nicht unbedingt. Insofern möchte 
ich Sie darauf hinweisen, dass es vielleicht 
zwei Jahre lang keinen Schulbaufonds gab. 
Ich glaube, Sie brauchen noch eine ganze 
Weile, bis Sie den jahrzehntelangen Schul-
baufonds, der Teil des kommunalen Finanz-
ausgleichs war, erreicht haben.

Wenn Sie eine Barwertrechnung machen, 
dann schauen Sie einfach in die alten Zahlen. 
Herr Koch hat sie bestimmt, da bin ich mir 
ziemlich sicher. Dann könnten Sie zum Bei-
spiel ähnliche Summen dauerhaft ins FAG 
einstellen, wenn Sie meinen, das bräuchte 
man an der Stelle. Den Hinweis wollte ich 
Ihnen gern geben. Vielleicht revidieren Sie 
dann Ihre Aussage. In der Vergangenheit 
konnten nicht alle dabei sein, aber man kann 
in die historischen Dokumente gucken.

(Beifall SPD und SSW)

– Sie sind natürlich länger dabei als ich. Das gebe 
ich offen zu. Ich bin ja noch ein junger Hüpfer.

(Heiterkeit CDU)

Ich habe mir das für die Jahre 2015 bis 2017 an-
geschaut. Da ist es genau so, wie ich es sage. Es 
gab nur ein Bundesprogramm, aber kein eigenes 
Landesprogramm.

(Zurufe SPD)

Was aber 1983 war, das kann ich nicht genau sagen. 
Was ich vorhin sagte, ist aber auf jeden Fall 2015 
bis 2017 der Fall gewesen.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Und 1987 bis – –)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Herr Abgeordneter Dr. Dolgner. – Der Abgeordnete 
Habersaat wollte jetzt keine Zwischenfrage mehr 
stellen. Gut.
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(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Es wird ja nicht 
besser!)

Martin Balasus [CDU]: 
Ende der Geschichtsstunde.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, trotz klammer 
Kassen bekräftigen wir unseren Willen für mehr 
Schulbau. Außerdem haben wir den Austausch über 
ein Musterraumprogramm für Schulen initiiert. Das 
wird sicherlich langfristig die Baukosten vor Ort 
senken.

Sie sehen, Schulbau ist bei uns in guten Händen. – 
Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Dr. Kai Dolgner [SPD]: Das freut den 
Bürgermeister von Preetz!)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, dann darf jetzt 
der Abgeordnete Malte Krüger für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN seinen Beitrag leis-
ten.

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ich weiß nicht so 
ganz, wie ich anfangen soll. Wenn Herr Balasus 
sagt, er sei ein junger Hüpfer, dann weiß ich nicht, 
was ich bin.

(Martin Balasus [CDU]: Ein Küken!)

Das müssen wir an anderer Stelle, vielleicht bei der 
FDP auf dem Flurfest klären.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Wahrscheinlich 
musst du üben, üben, üben!)

Der SPD ist es wichtig, dem Kollegen Habersaat ist 
es wichtig und auch mir ist es wichtig, dass man 
Anträge genau liest. Deswegen zitiere ich aus dem 
SPD-Antrag:

„Dazu gehört beispielsweise, die Antrags-
frist für die Mehrkosten durch die Rückkehr 
der Gymnasien zu G 9 nicht bereits am 
29.2.2024 enden zu lassen …“

Das hat der Kollege Balasus gerade ausgeführt. 
Auch in meiner Lesart geht es hier nicht um eine 
Antragsfrist, sondern um eine Anmeldefrist. Das ist 
ein sehr wichtiger Unterschied. Es ist mir wichtig, 
dass wir das hier klar haben. Es geht hier also um 
eine Anmeldefrist.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Gestern haben wir über die PISA-Ergebnisse disku-
tiert. Die Lage ist dramatisch. Wir müssen da eine 
Kehrtwende in ganz Deutschland einleiten, nicht 
nur in Schleswig-Holstein.

Der Kollege Lasse Petersdotter hat gestern aus-
geführt, 22 Prozent der jungen Menschen seien 
mit dem Leben nicht zufrieden. Das sind Ergebnis-
se, die gerade kursieren. Das kann uns alle frakti-
onsübergreifend nicht zufriedenstellen. Deswegen 
müssen wir Fragen stellen, nämlich: Wie sieht die 
ideale Schule aus? Wo können Kinder lernen? Was 
ist unsere Vision von einer Bildungslandschaft? Da-
zu gehört auch das Thema Schulbau.

Die Frau Ministerin hat in der vergangenen Woche 
vom sozialen Bildungsstaat gesprochen. Das halte 
ich für ein sehr gutes Wording. Das unterstütze ich 
sehr. Wir müssen nun darüber reden, wie wir das 
mit Leben füllen. Auch dazu gehört die Debatte 
über den Schulbau.

Es gibt eine Menge Probleme, vor denen wir ste-
hen. Das ist mir in der Debatte bisher zu kurz 
gekommen. Das ist zum einen die Haushaltsla-
ge. Das betrifft die Frage, wer welche Aufgabe 
hat. Der Kollege Balasus hat darauf hingewiesen. 
Schulträger sind in der Verantwortung. Was ist mit 
dem Baugewerbe? Wir haben auch beim Bau ei-
nen Fachkräftemangel. Das sind alles Fragen, die 
geklärt werden müssen. Auch die explodierenden 
Kosten, die wir im Baugewerbe sehen, müssen wir 
berücksichtigen. Wir können nicht einfach Sachen 
fordern, die nicht realistisch umsetzbar sind.

Auch der Ganztag ist ein großes Thema. Das wur-
de gerade schon diskutiert. In den Gesprächen, die 
ich führe, höre ich auch hin und wieder, dass die 
Gebäude ein Problem sind. Noch viel mehr wird 
allerdings die Frage gestellt, wie wir den Ganztag 
qualitativ besser ausgestalten können. Was ist mit 
den Fachkräften? Das sind Fragen, bei denen ich 
viel mehr Sorgenfalten bei den Kommunen sehe als 
bei der Frage des Baus.

Dann zur Frage G 8/G 9, die hier auch schon disku-
tiert wurde. Ich war in der vergangenen Woche an 
dem Gymnasium zu Besuch, an dem ich Abitur ge-
macht habe. Auch da stellt sich die Frage, wie man 
mit dem Kreis in ein Gespräch kommt. Viele Kreise 
stehen vor Problemen. Das müssen wir angehen. 
Das müssen wir uns genau anschauen. Mein Ein-
druck ist, dass sich das Bildungsministerium sehr 
genau anschaut und sich die Zahlen und Fakten 
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geben lässt, wo mehr Bedarfe durch G 8 und G 9 
entstehen.
Schulbau ist kommunale Aufgabe. Als Land kön-
nen wir den Schulbau natürlich unterstützen. Das 
erfolgt auch schon. Das gab es auch schon in der 
vergangenen Legislaturperiode.
Wenn wir schon bei diesem Thema sind, können 
wir auch die ganz großen Fragen diskutieren, die 
wir schon gestern angesprochen haben: Wer hat 
eigentlich welche Verantwortung? Steht der Bund 
noch mehr in der Verantwortung beim Schulbau? 
Müssen die Schulträger von Bundesseite stärker un-
terstützt werden? – Das sind alles Fragen, die man 
sicherlich diskutieren kann. Es ist aber die Frage, 
ob uns das hier so wirklich weiterhilft. Es ist ja 
nicht gerade realistisch, dass wir morgen den Bil-
dungsföderalismus abschaffen werden.
Wir sprechen im Parlament viel über fehlende Lehr-
kräfte. Wir sprechen auch Themen wie den Schul-
bau an. Man muss aber festhalten, dass wir als Land 
hierbei nicht die Rolle haben, wie wir sie beispiels-
weise bei den Lehrkräften haben. Deswegen ist hier 
die Diskussion anders zu führen als bei den fehlen-
den Lehrkräften, weil der Schulbau vom Schulträ-
ger noch stärker geregelt werden kann, als es das 
Land machen kann. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die FDP-Fraktion hat jetzt der Fraktionsvorsit-
zende Christopher Vogt das Wort.

Christopher Vogt [FDP]: 
Liebe Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ich bin der SPD-Fraktion dankbar 
für den vorgelegten Antrag. Der Investitionsbedarf 
ist an vielen Schulstandorten in unserem Bundes-
land groß, teilweise sehr groß, nicht selten sogar 
gewaltig. Die Kommunen sind als Schulträger oh-
ne Frage grundsätzlich erst einmal dafür zuständig. 
Aber die Wahrheit ist doch: Verschiedene aktuelle 
Bedarfe im Schulbau wie die Rückkehr zu G 9 und 
der Rechtsanspruch auf eine Ganztagsbetreuung in 
Grundschulen haben ganz direkt mit bildungspoliti-
schen Entscheidungen auf Landes- beziehungswei-
se Bundesebene zu tun.
Das Konnexitätsprinzip – wer bestellt, muss auch 
bezahlen – wurde aus sehr guten Gründen in unsere 
Landesverfassung hineingeschrieben. Leider wird 
das aber nicht immer so gelebt, vom Bund ohnehin 

nicht. Wir hatten das Problem schon beim Rechts-
anspruch auf einen Kita- beziehungsweise auf einen 
Krippenplatz. Das wiederholt sich jetzt.

Zum Thema G 9 an Gymnasien möchte ich Folgen-
des sagen. Die FDP-Landtagsfraktion war mit dem 
damaligen Kollegen Dr. Ekkehard Klug schon für 
die Rückkehr zu G 9 an Gymnasien, bevor es cool 
war.

(Beifall FDP)

Wir haben die ersten Schritte dazu bereits zu Zeiten 
der schwarz-gelben Landesregierung unternommen, 
übrigens gegen den erklärten Willen unseres dama-
ligen Koalitionspartners CDU, der gegen die ge-
meinsam geschaffene Möglichkeit sogar eine Rei-
he von Regionalkonferenzen veranstaltet hatte. Der 
Kollege Günther hat aber dazugelernt. Die konse-
quente Rückkehr zu G 9 an Gymnasien zu Zeiten 
der Jamaikakoalition war dann der absolut richtige 
Schritt, und dazu stehen wir auch.

(Beifall FDP)

Dazu gehört aber auch, dass das Land natürlich 
eine Verantwortung für die räumliche Umsetzung 
hat. Da hat die SPD meines Erachtens einen Punkt. 
Auch ich gehe fest davon aus, dass die Planungen 
der Landesregierung viel zu optimistisch sind. Ich 
drücke Ihnen die Daumen, glaube aber, dort werden 
Sie noch viel Ärger bekommen.

Zum Ganztagsausbau möchte ich sagen, für den 
Rechtsanspruch auf eine Ganztagsbetreuung an 
Grundschulen spricht im Sinne der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf in der Tat sehr viel. Der 
Bund stellt zwar in nicht unerheblicher Höhe fi-
nanzielle Mittel dafür bereit. Als Jamaikakoalition 
hatten wir aber vor einigen Jahren schon mit dem 
Bund dazu noch einmal nachverhandelt, weil wir 
erkannt haben, dass es finanziell eng werden könn-
te.

Die Einigung der schwarz-grünen Landesregierung 
mit den Kommunen, nach der das Land beim Be-
trieb 75 Prozent der Kosten übernehmen wird und 
bei Investitionen sogar 85 Prozent der Kosten, 
klang zunächst einmal sehr vielversprechend, war 
aber eigentlich zu schön, um wahr zu sein. Als 
die Ministerin das hier vorgetragen hat, habe ich 
genau danach gefragt: Was heißt das konkret? Ist 
das irgendwie gedeckelt?

Siehe da: Der Landeszuschuss bei den Investitionen 
soll auf 5.170 Euro pro Platz gedeckelt werden. Die 
Kommunen sagen uns, dass sie diese Deckelung 
des Investitionszuschusses sehr überrascht habe, 
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weil dies ausdrücklich nicht miteinander vereinbart 
worden sei.

Meine Damen und Herren, ich habe heute einen 
Brief von den kommunalen Landesverbänden erhal-
ten, adressiert an Frau Prien und zur Kenntnis an 
alle Fraktionsvorsitzenden. In diesem Brief wird 
auf eine Kleine Anfrage beziehungsweise auf die 
Antwort auf die Kleine Anfrage des Kollegen Mar-
tin Habersaat Bezug genommen. Dort heißt es:

„Im November 2021 wurde in dem Entwurf 
einer Vereinbarung … eine Verständigung 
darüber erzielt, dass für die Schaffung eines 
zusätzlichen Platzes … ein Investitionskos-
tenbetrag in Höhe von 4.000 Euro anzusetzen 
ist.“

Darauf nehmen die kommunalen Landesverbände 
Bezug, erklären ihre Sichtweise und schreiben am 
Ende: Sehr geehrte Frau Ministerin, wir wissen 
nicht, welchen Erkenntnisgewinn der Rückblick 
auf zwei Jahre Verhandlungsablauf dem Landtag 
bringt. Jede Darstellung dazu muss jedoch korrekt 
sein. So wären wir sehr dankbar, wenn künftig nicht 
mehr behauptet würde, die Kommunen hätten sich 
mit einer Platzpauschale von 4.000 Euro oder einer 
ähnlichen Summe einverstanden erklärt.

(Beifall FDP und SPD)

Eine Kleine Anfrage wurde wieder einmal so beant-
wortet, dass die vermeintlichen Verhandlungspart-
ner sagen, dass nicht richtig ist, was die Landes-
regierung behauptet. Ich war bei den Gesprächen 
nicht dabei, fürchte aber, diese Deckelung wird 
nicht zu halten sein. Mal angenommen, eine Kom-
mune muss an einem Schulstandort ein Gebäude für 
rund 2.000 Plätze bauen – das soll ja vorkommen –, 
dann zahlt das Land gerade einmal rund 1 Million 
Euro Zuschuss. Das reicht hinten und vorne nicht.

Die Stadt Preetz, die einen CDU-Bürgermeister 
hat, glaube ich, hat jetzt ihre Bauvorhaben für den 
Ganztag an zwei Grundschulen auf Eis gelegt, wie 
ich heute Morgen in den Kieler Nachrichten lesen 
musste. Sie wird dies finanziell schlichtweg nicht 
stemmen können. Als Grund wird explizit der In-
vestitionsdeckel der Landesregierung genannt. Da 
heißt es: Das reicht bei den derzeitigen Baukosten 
gerade mal für einen Quadratmeter pro Kind, em-
pörte sich laut Kieler Nachrichten der Stadtvertreter 
Arne Drews von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Meine Damen und Herren, dies ist nur ein Beispiel. 
In den Lübecker Nachrichten steht heute, die ersten 
Kitas legten ihre Kitabauten auf Eis. In den Kieler 
Nachrichten steht, die ersten Kommunen legten ihre 

Ganztagsbauten auf Eis. Wachen Sie endlich auf, 
und fahren Sie den Ganztagsausbau nicht auch noch 
an die Wand!

(Beifall FDP, SPD und SSW)
Ich wundere mich schon sehr, wenn der Kollege 
Krüger sagt, das sei gar kein großes Thema bei den 
Kommunen. Vielmehr seien die Standards ein The-
ma. Auch dazu schweigt sich die Landesregierung 
aus und liefert nicht. Meine Damen und Herren, 
wenn Sie so weitermachen, fahren Sie den Ganz-
tagsausbau an die Wand. Dieser wird in Schles-
wig-Holstein scheitern. Sie werden sich korrigieren 
müssen. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die Fraktion des SSW hat jetzt die Abgeordnete 
Jette Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Sehr geehrte Landtagspräsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Auch ich bin der SPD dankbar, 
dass sie diesen Tagesordnungspunkt auf die Tages-
ordnung gesetzt hat. An dieser Stelle muss ich dem 
Abgeordneten Malte Krüger widersprechen. Schul-
bau sowie der Rechtsanspruch auf einen Ganztags-
platz ist für unsere Kommunen eine Mammutaufga-
be, mit der wir sie nicht alleinlassen können. Wir 
müssen hier eine faire Lösung haben. An dieser 
Stelle schaue ich nicht nur auf das Land, sondern 
auch auf den Bund. Wenn wir ehrlich sind, müssten 
wir eigentlich eine Drittellösung hinbekommen, so-
dass sich der Bund, das Land und die Kommunen 
beteiligen. Ich will nicht verheimlichen, dass wir 
genau dies in unserem Wahlprogramm fordern.
Wir brauchen innovative Schulen. Viele Schulen 
sind wirklich marode, entsprechen nicht mehr dem 
heutigen Standard, um pädagogische Konzepte zu 
entwickeln. Sie entsprechen nicht mehr dem Inklu-
sionsanspruch, dem Anspruch der Barrierefreiheit 
und so weiter. Sie sind in vielerlei Hinsicht einfach 
nicht mehr ein guter Arbeitsplatz für Lehrkräfte. Es 
gibt keinen eigenen Arbeitsplatz für die Lehrkräfte. 
Es ist laut in den Schulen, weil die Schulen abge-
lernt und abgerockt sind.
Hinzu kommt die Rückkehr zu G 9. Darüber haben 
wir schon viel geredet. Die Richtlinie sollte jetzt 
eigentlich fertig sein. Die Schulträger könnten sich 
bewerben, um einen Zuschuss zu bekommen.
Der Kollege Martin Habersaat hat es gerade ange-
sprochen. In meinem Wahlkreis Eckernförde steht 
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das Schulzentrum Süd. Dies ist ein Schulgebäude 
aus den 80er-Jahren, in das wir sehr viel Geld 
hineingesteckt haben, weil dieses Gebäude immer 
wieder sanierungsbedürftig gewesen ist. Das Schul-
zentrum von Eckernförde hat seine Aufgabe zu 
erfüllen. Jetzt müsste es eigentlich abgerissen wer-
den. Man fing an zu planen. Man entwickelte ein 
Raumprogramm. Damals ging es noch um eine In-
vestitionssumme von 69,3 Millionen Euro.
Dann sprechen wir ganz viel über Inflation, Preis-
steigerungen und so weiter. Mittlerweile waren wir 
bei 125 Millionen Euro. Was macht man? Was 
macht man, wenn man so viele Schülerinnen und 
Schüler hat, die dort zur Schule gehen sollen, und 
man diese Kosten nicht mehr bezahlen kann? – 
Dann geht man hin und reduziert das Raumange-
bot. Dadurch sind die veranschlagten Kosten dann 
auf 105 Millionen Euro gesenkt worden. Dies ent-
spricht aber nicht unbedingt den jetzigen pädagogi-
schen Konzepten, sondern orientiert sich an Refe-
renzen aus Schleswig-Holstein und Hamburg.
Zur Situation in Eckernförde: Wir sind ein steuer-
schwaches Mittelstädtchen in Schleswig-Holstein. 
Das Schulzentrum Süd wird unser allergrößtes Pro-
jekt in der Nachkriegszeit werden. Das bedeutet 
auch, dass, wenn es dann gebaut wird und die 
Kommunalvertreter sich dazu durchringen, dies zu 
tun, alles andere an freiwilliger Leistung komplett 
zurückgefahren wird, jede Investition wird zurück-
gefahren. Das, muss ich sagen, ist unfair gegen-
über den Kommunen, wenn sie mit solchen Riesen-
Mammutaufgaben alleingelassen werden.
Deshalb noch einmal: Ich fordere Sie als Landes-
regierung und die Sie tragenden Fraktionen auf: 
Sehen Sie zu, dass den Kommunen geholfen wird, 
damit den Kommunen noch Handlungsspielraum 
bleibt, wenn sie ihre Aufgabe erfüllen und neue 
Schulgebäude bauen müssen – für unsere Kinder! 
Denn schlussendlich sind die Kinder die Zukunft 
von morgen. Geben Sie ihnen endlich Planungssi-
cherheit, damit sie auch anfangen können, auch 
beim Ganztag. Der Kollege Christopher Vogt hat 
gerade den Brief vorgelesen und daraus zitiert. Ich 
muss sagen: Irgendwann müssen wir Butter bei die 
Fische tun, damit sich die Kommunen auf das ver-
lassen können, was passieren soll.

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich muss jetzt 
leider noch einmal auf die Absprache zum Thema 
Tribüne, Anrede und Ansprache der Gäste, zurück-
kommen. Wir haben im Ältestenrat die Vereinba-
rung getroffen, dass Menschen, die auf der Tribüne 

sitzen, nicht aus dem Plenum adressiert werden. 
Darüber hat sich der Abgeordnete Habersaat hin-
weggesetzt. – Deswegen, Herr Kollege Habersaat, 
muss ich Sie zur Ordnung rufen.
Ich erteile jetzt für die Landesregierung der Minis-
terin für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wis-
senschaft, Forschung und Kultur, Karin Prien, das 
Wort.

Karin Prien, Ministerin für Allgemeine und Beruf-
liche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Der Ausbau der Ganztagsbetreuung für 
Kinder im Grundschulalter und die Umstellung von 
G 8 auf G 9 sind große bildungspolitische Vorhaben 
von Bund und Ländern, und sie erfordern eine gro-
ße gemeinsame Kraftanstrengung von Bund, Land 
und Kommunen und übrigens auch eine große An-
strengung von den Schulen.
Warum tun wir das? – Wir tun das, um mit diesen 
gemeinsamen Vorhaben die Bildungsgerechtigkeit 
zu erhöhen, wir erleichtern für mehr Familien den 
Alltag und geben mehr jungen Menschen mehr Zeit 
für Bildung und Persönlichkeitsentwicklung. Ich 
will an dieser Stelle erst einmal allen Beteiligten 
für ihr außerordentliches Engagement bei der Um-
setzung dieser großen bildungspolitischen Vorhaben 
danken.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Wir tun dies in Zeiten, in denen die finanziellen 
Spielräume auf allen Ebenen des Staates eng sind. 
Umso wichtiger ist es – da stimme ich dem Antrag 
der SPD unbedingt zu –, dass man in diesen Zeiten 
gut zusammenarbeitet. Aber es erfordert eben auch, 
dass jeder der Partner seine Verantwortung trägt.
Es ist bereits vorgetragen worden: Grundsätzlich ist 
die Planung und Bereitstellung von Schulgebäuden 
und -anlagen Aufgabe der Schulträger, und sehr 
viele Schulträger machen diesen Job, und sie ma-
chen ihren Job gut.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Trotzdem ist es richtig, dass das Land freiwillig im 
Rahmen von Schulbauprogrammen unterstützend 
tätig wird. Das ist notwendig, weil wir jahrzehn-
telang zu wenig in unsere Infrastruktur investiert 
haben. Daran haben wir alle unseren Anteil, alle, 
die Regierungsverantwortung getragen haben. Ich 
bin froh, dass wir seit 2017 wieder gemeinsam 
in landeseigene Schulbauprogramme eingestiegen 
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sind, um hier zumindest ein Stück weit Abhilfe zu 
leisten. Es ist zu Recht darauf hingewiesen worden: 
Wir reden immer noch über Milliarden von Inves-
titionsbedarfen, die noch nicht gedeckt sind. Das 
gilt übrigens auch für andere Bereiche, und es gilt 
auch keineswegs nur für Schleswig-Holstein. Das 
ist leider ein bundesweites Problem.

Dafür war es zum Beispiel auch notwendig, dass 
wir 2017 im Schulbaubereich im Ministerium end-
lich wieder die Ansätze einer Struktur geschaffen 
haben, die es überhaupt ermöglicht, die Schulträger 
bei ihrer Aufgabe zu unterstützen.

All das reicht noch nicht. Das können Sie mir 
glauben, ich weiß, wovon ich spreche. Trotzdem 
unternehmen wir eben alle Anstrengungen, um hier 
besser zu werden.

Wir haben im Januar 2018 mit den kommunalen 
Landesverbänden schriftlich vereinbart, dass der 
finanzielle Mehrbedarf, der durch die Umstellung 
von G 8 zu G 9 entsteht, kompensiert wird. Das 
gilt, soweit die Mehrbedarfe nachgewiesen, not-
wendig, unabwendbar und unmittelbar durch das 
Gesetz verursacht worden sind. Das ist eine Be-
schreibung des Konnexitätsprinzips. Wir haben uns 
gemeinsam auf ein Verfahren verständigt, und zwar 
genau auf das Verfahren, das Sie jetzt mit Ihrem 
Antrag zu skandalisieren versuchen.

Wir haben uns darauf verständigt, ein vorgezogenes 
Anmeldeverfahren durchzuführen. Warum macht 
man so etwas? – Damit man überhaupt die Bedarfe 
abschätzen kann. Selbstverständlich haben wir uns 
auf faire Anmeldefristen – das ist etwas anderes – 
verständigt. Ich will jetzt für Aufklärung sorgen: 
Das Antragsverfahren beginnt am 1. Juli 2024, und 
es endet am 30. Juni 2026. Das heißt, wir haben 
zwei Jahre Zeit für das Antragsverfahren. Dass das 
jetzt zu kurzfristig sein soll, auf die Idee wird doch 
wirklich in Wahrheit niemand kommen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Zuruf Tobias Koch [CDU])

Es ist auch richtig, dass wir zum jetzigen Zeitpunkt 
noch nicht wissen, in welchem Umfang Mittel für 
die Kompensation von G 8 zu G 9 tatsächlich zur 
Verfügung gestellt werden müssen. Dafür dient ge-
nau dieses gewählte Verfahren. Bislang sind erste 
5 Millionen Euro im Haushalt des Landes für 2024 
ausgewiesen, aber das ist natürlich nicht das Ende 
der Fahnenstange. Das wissen wir alle.

Im Rahmen des Investitionsprogramms Ganztag 
übernehmen Bund und Land gerade die Verantwor-
tung, zusätzliche Investitionsmittel für den Ausbau 

zur Verfügung zu stellen: 196 Millionen Euro – 
knapp die Hälfte der Bund, über die Hälfte das 
Land. Das ist tatsächlich eine sehr großzügige Aus-
stattung im Land Schleswig-Holstein. Die meisten 
anderen Bundesländer legen eben gerade nichts 
oben drauf, sondern überlassen die Kofinanzierung 
vollständig den betroffenen Schulträgern. Deshalb 
ist die Aussage des Kollegen Balasus in dieser An-
gelegenheit vollkommen richtig gewesen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Das Bildungsministerium hat selbstverständlich da-
zu eine Förderrichtlinie entworfen. Die Ergebnisse 
aus dem Lenkungskreis zwischen Land und KLV – 
das ist übrigens das Gremium, in dem wir gemein-
sam diese Themen erörtern – sind dabei berück-
sichtigt worden. Am 13. Oktober 2023 haben wir 
die Förderrichtlinie in das Anhörungs- und Beteili-
gungsverfahren gegeben. Die Frist ist inzwischen 
abgelaufen, und wir werten die eingegangenen Stel-
lungnahmen derzeit aus.

Ich will auch nicht verhehlen, dass das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts hier weitere Handlungs-
bedarfe für das Land hervorgerufen hat. Wir bera-
ten zurzeit darüber, wie wir dieses Problem lösen 
können. Und ja, es gibt eine öffentliche Diskussion 
– auch mit den kommunalen Landesverbänden – 
über die Frage, wie wir mit den von Anfang an 
im Ganztagsförderungsgesetz vorgesehenen Platz-
kosten jetzt umgehen. Es ist richtig, dass die kom-
munalen Landesverbände diese Frage in ihrer Stel-
lungnahme kritisieren. Es ist auch richtig, dass wir 
grundsätzliche Differenzen zur Frage der Konnexi-
tät in dieser Frage haben. Aber ich will dazu gern 
Folgendes erläutern:

Erstens. Das Investitionsprogramm Ganztagsausbau 
war nie als ein generelles Schulbauprogramm für 
alle Grundschulen gedacht. Es geht nicht darum, 
Grundschulen mit den Ganztagsmitteln zu sanieren 
oder gar neu zu bauen. Dieses Programm zielt – 
das ist übrigens auch Vorgabe für die Verteilung 
der Bundesmittel – einzig und allein darauf ab, ei-
nen flächendeckenden bedarfsgerechten Ausbau der 
Ganztagsbetreuung für Kinder im Grundschulalter 
sicherzustellen. Natürlich sieht die Richtlinie vor 
– auch die Bund-Länder-Vereinbarung –, dass För-
dermittel wirtschaftlich und sparsam einzusetzen 
sind. Das bedeutet, dass vorhandene Schulräume 
in die Planung einzubeziehen sind. Es bedeutet im 
Ergebnis, dass die Doppelnutzung von Räumen der 
Regelfall ist und eben nicht die Ausnahme.
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(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Frau Ministerin, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Vogt?

Karin Prien, Ministerin für Allgemeine und Beruf-
liche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur: 
Nein, ich werde jetzt meine Rede fortsetzen.
Zweitens. Der Bund hat bei der Einrichtung des 
Sondervermögens für den Ausbau ganztägiger Bil-
dungs- und Betreuungsangebote für Kinder im 
Grundschulalter mit einem einmaligen Betrag von 
4.200 Euro zur Schaffung des schulischen Ganz-
tagsplatzes kalkuliert. Das heißt, die gesamte Ver-
abredung zwischen Bund und Ländern beruht auf 
genau dieser Platzkostenkalkulation. Zugegebener-
maßen sind die Dinge inzwischen teurer geworden. 
Dem haben wir natürlich Rechnung getragen. Das 
war ja auch ein berechtigter Einwand. Deshalb ha-
ben wir jetzt gesagt: Wir brauchen eigentlich einen 
Platzkostensatz von 6.000 Euro. Das bekommen 
wir jetzt auch hin, weil wir, wie Sie wissen, eine 
Förderquote von 85 Prozent miteinander verabredet 
haben. Deshalb liegt jetzt der Platzkostensatz in 
Wahrheit bei 6.000 Euro.
Dann haben wir uns natürlich einmal angeschaut, 
wie das die anderen Bundesländer machen: Sie ma-
chen es ganz genauso. Es gibt kein einziges Bun-
desland, das hier zu einem unbegrenzten Budget 
je nach Gusto der einzelnen Schulträger kommen 
würde.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Der dritte Aspekt, den ich Ihnen nicht vorenthalten 
will, lautet: Wenn wir so vorgingen wie jetzt gefor-
dert, würde das dazu führen, dass einzelne Schulträ-
ger einen großen Ausbau betrieben, und andere völ-
lig leer ausgingen. Das wäre doch eine große Unge-
rechtigkeit, die auch nichts dazu beitragen würde, 
einen flächendeckenden Ausbau des Ganztags in 
unserem Land zu realisieren.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Noch einmal: Alle Bundesländer, die bisher Förder-
richtlinien erlassen haben, sehen die Aufteilung der 
Fördermittel entweder mit begrenzenden Vorgaben 
wie dem Platzkostenansatz vor, oder sie verteilen 
einfach über Jugendhilfeträger-Budgets oder Schul-
träger-Budgets. Das kann man auch machen. Wir 

haben übrigens auch angeboten, es so zu machen, 
aber wir waren gemeinsam der Auffassung, dass 
das kein sinnvolles Vorgehen ist. Aber auch darüber 
können wir gern noch einmal sprechen.

Ich bin zuversichtlich, dass wir wie immer in den 
vergangenen Jahren gemeinsam mit den kommuna-
len Landesverbänden eine gute Lösung finden wer-
den. Es ist für uns eine Selbstverständlichkeit, uns 
bei allen Programmen mit den kommunalen Lan-
desverbänden eng abzustimmen. Wir haben nicht 
ein einziges Programm gegen deren Willen umge-
setzt.

Ich verstehe, dass natürlich ein Interesse da ist, 
möglichst viel Geld in diesem Kontext zu generie-
ren. Aber ich meine: Haben Sie eigentlich einmal 
zusammengerechnet, welche Finanzierungsbedarfe 
durch das, was Sie in den letzten zwei Tagen an 
Vorschlägen unterbreitet haben, entstehen würden?

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Lassen Sie mich nur kurz noch darauf hinweisen, 
dass wir in den letzten Jahren in erheblichem Um-
fang im Rahmen von IMPULS 2030 I und II sowie 
in Umsetzung des Kommunalen Investitionsförder-
gesetzes II Mittel zur Verfügung gestellt haben. 
In allen Programmen haben wir ein Beratungsgre-
mium gemeinsam mit den kommunalen Landesver-
bänden vorgesehen. In allen Programmen haben wir 
ausführlich vor dem Erlass von Rechtsvorschriften 
mit den kommunalen Landesverbänden beraten, 
wie wir das in unserem Land am besten umsetzen 
können. Wir werden – auch darauf haben wir uns 
verständigt – mit den kommunalen Landesverbän-
den ab dem kommenden Jahr über ein Musterraum-
programm beraten.

Ich bin zuversichtlich, dass wir auch in diesen 
schwierigen Zeiten mit den kommunalen Landes-
verbänden einen guten gemeinsamen Weg zur Um-
setzung der erforderlichen Investitionen in den 
Ganztag finden werden. Wir übernehmen gemein-
sam Verantwortung. Wir gestalten gemeinsam unse-
re Schulen zu guten Lern- und Lebensorten, und 
dafür bin ich außerordentlich dankbar.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Die Landesregierung hat die vereinbarte Redezeit 
um sechs Minuten erweitert. Diese Redezeit steht 
jetzt allen Fraktionen zur Verfügung, wenn ge-
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wünscht. – Der Kollege Martin Habersaat hat sich 
zu einem Kurzbeitrag gemeldet.

(Unruhe)

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin! – Meine Damen 
und Herren! Wenn der bildungspolitische Sprecher 
der größten regierungstragenden Fraktion in Schles-
wig-Holstein in diesem Haus erklärt, Schleswig-
Holstein habe das großzügigste Förderprogramm 
aller Bundesländer, dann erwarte ich, dass das auch 
stimmt, Frau Prien. Dann reicht es nicht, wenn Sie 
sagen, die meisten Länder machten es so ähnlich, 
sondern dann darf es kein Land so machen wie 
Schleswig-Holstein. Das war schlicht eine falsche 
Aussage.

(Widerspruch CDU)
Wenn Sie hier im Plenum erklären, Sie würden mit 
den kommunalen Landesverbänden einvernehmli-
che Gespräche führen, uns berichten, wie die Ge-
spräche zur Ganztagsfinanzierung laufen, und we-
nige Tage nach der Landtagsdebatte auf einmal die 
Aufregung aufploppt, dass Sie eine Obergrenze in 
die Richtlinie geschrieben haben, von der Sie schon 
wussten, als Sie hier standen und uns berichtet ha-
ben, von der Sie aber nichts erzählt haben, als wir 
im Landtag darüber gesprochen haben, dann finde 
ich das nicht so aufrichtig, wie man es machen 
sollte.

(Beifall SPD, FDP und SSW)
Wenn ich von meinem parlamentarischen Recht der 
Kleinen Anfrage Gebrauch mache und die Landes-
regierung frage, wie das bei den Verhandlungen 
war, und eine Antwort bekomme, die die kommu-
nalen Landesverbände wiederum dazu veranlasst, 
einen Brief zu schreiben und den Fraktionsvorsit-
zenden mitzuteilen, dass es gar nicht so war, wie 
die Landesregierung berichtet, dann ist das bedenk-
lich und falsch, Frau Prien. Sie müssen von diesem 
Weg wegkommen.

(Beifall SPD, FDP und SSW)
Es ist natürlich ein leichtes Argument zu sagen, die 
SPD fordere, so viel Geld auszugeben, hahaha.

(Martin Balasus [CDU]: Das ist auch so! Ja, 
in jedem Bereich!)

– Herr Kollege Balasus, denken Sie einmal darüber 
nach, wofür wir Geld ausgeben wollen.

(Martin Balasus [CDU]: 12 Milliarden Euro 
für einen Klimatransformationsfonds! – Zu-
rufe CDU: Für alles!)

Der größte Batzen bei meinem Punkt ist momen-
tan die Rückumstellung der Gymnasien auf G 9. 
Die Rückumstellung der Gymnasien auf G 9 ist zu-
rückzuführen auf ein Wahlversprechen von Daniel 
Günther, das jetzt gefälligst auch finanziert werden 
muss.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering 
[SSW])

In Nordrhein-Westfalen fließen dreistellige Millio-
nenbeträge an die Kommunen.

(Zurufe CDU)

– Natürlich ist Nordrhein-Westfalen größer; das ha-
ben Sie clever bemerkt, Sie kommen ja auch aus 
einer der größten Städte Schleswig-Holsteins. Aber 
auch in Schleswig-Holstein müssten, wenn man das 
umrechnet, zweistellige Millionenbeträge fließen, 
Frau Kollegin. Aber hier fließt nichts, und das lasse 
ich Ihnen nicht durchgehen.

(Beifall SPD, FDP und SSW – Zurufe CDU: 
Das ist falsch!)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Jetzt hat der Fraktionsvorsitzende Tobias Koch sich 
für einen Kurzbeitrag gemeldet.

Tobias Koch [CDU]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich weiß, dass wir Anschlusstermine haben und ei-
gentlich Feierabend machen müssen, aber so geht 
das nicht.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Herr Kollege Habersaat, Sie haben gerade kritisiert, 
dass es aus Ihrer Sicht eine Antragsfrist im nächs-
ten Jahr gibt. Das hat sich als falsch herausgestellt. 
Wir haben gehört, dass die Anmeldefrist für Anträ-
ge bis 2026 läuft.

Sie haben vorhin vorgeschlagen: Wir wissen doch 
noch gar nicht, was kommt, wir müssen bis 2026 
warten und sehen, was gebaut wird; wir können 
doch eigentlich erst 2027 oder 2028 als Land sagen, 
was da anfällt und bezahlt werden muss.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

– Das war gerade Ihr Vorschlag: bis 2026 warten 
und erst dann irgendetwas zahlen. Wenn wir jetzt 
im nächsten Jahr mit 5 Millionen Euro anfangen, ist 
das viel mehr, als Sie vorgehabt haben.
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(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Herr Abgeordneter Koch, gestatten Sie dem Kolle-
gen Habersaat eine Zwischenfrage?

Tobias Koch [CDU]: 
Das tue ich.

Martin Habersaat [SPD]: Vielen Dank, 
Herr Kollege Koch. Ich weiß nicht, ob Sie 
sich erinnern, aber mein eigentlicher Vor-
schlag war, in Schleswig-Holstein gutachter-
lich feststellen zu lassen, welche Mehrkosten 
den Kommunen entstehen, wie es in Nord-
rhein-Westfalen passiert ist. In Nordrhein-
Westfalen waren das 518 Millionen Euro, die 
nun in zehn Tranchen – gesetzlich geregelt – 
den Kommunen zukommen. Das haben Sie 
empört abgelehnt. Nun haben wir kein Gut-
achten, und deshalb sage ich: Wir müssen 
warten, was passiert, weil wir kein Gutachten 
haben.

– Herr Kollege, da sehen Sie: Unser Zutrauen in 
kommunale Schulträger ist viel größer als Ihres. 
Wir brauchen kein Gutachten, die Kommunen wer-
den das planen, die machen Schulentwicklungspla-
nungen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deswegen sind Sie auch schon 2024 in der Lage 
anzumelden, was Sie vorhaben. Denn Sie bereiten 
sich darauf vor, dass das 2026 der Fall sein kann. 
Dafür brauchen wir keine Gutachter. Die Kommu-
nen haben Zeit, ihre Anträge bis 2026 zu stellen, 
wenn sie dabei sind umzusetzen, was sie vorher 
geplant haben. Alles gut.

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Jetzt hat der Kollege Vogt den Wunsch zu einer 
Zwischenfrage.

Tobias Koch [CDU]: 
Auch das gern.

Christopher Vogt [FDP]: Herr Kollege 
Koch, ich hätte gern Ihre Ministerin gefragt. 
Aber weil auch Sie den Brief erhalten haben, 
möchte ich Sie fragen, was Sie dazu sagen, 
dass alle drei kommunalen Landesverbände 
uns heute den Brief an die Ministerin zur 

Kenntnis geben, in dem sie sehr deutlich sa-
gen, dass die Aussagen der Landesregierung 
zum Thema Verständigung auf einen Deckel 
nicht korrekt sind, und darum bitten, dass so 
etwas in Zukunft nicht wiederholt wird. Was 
sagt denn die CDU-Landtagsfraktion eigent-
lich dazu? Wie passt es zusammen, dass Sie 
hier behaupten, Sie würden partnerschaftlich 
mit den Kommunen zusammenarbeiten? Das 
scheint mir eine sehr einsame Sicht der Din-
ge zu sein.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

– Herr Kollege Vogt, Sie sind etwas voreilig mit Ih-
rer Zwischenfrage. Ich habe mich nämlich aus zwei 
Gründen zu Wort gemeldet, zum einen, um die Äu-
ßerung des Kollegen Habersaat klarzustellen, und 
zum anderen, um auf die Anfrage des Kollegen Ha-
bersaat und das heutige Schreiben der kommunalen 
Landesverbände einzugehen. Ich wäre gleich von 
allein darauf zu sprechen gekommen, jetzt kann 
ich das dank Ihrer Zwischenfrage mit zusätzlicher 
Redezeit tun, vielen Dank.

Ich habe die Gelegenheit genutzt, die Antwort 
der Landesregierung auf die Kleine Anfrage anzu-
schauen, und kann daran nichts Falsches erkennen. 
In der Kleinen Anfrage hat die Landesregierung 
klipp und klar geschrieben:

„Die kommunalen Landesverbände haben 
sich in den Verhandlungen zur Umsetzung 
des Investitionsprogramms gegen jede Form 
der Begrenzung der Fördermittel ausgespro-
chen und somit auch Schulträgerbudgets ab-
gelehnt.“

Die Landesregierung hat überhaupt nicht behauptet, 
dass hier irgendetwas mit den Kommunen verein-
bart worden sei. Sie hat richtigerweise dargestellt, 
dass schon in den Eckpunkten 2021 entsprechende 
Beträge genannt worden sind, und darauf hingewie-
sen, dass das Teil der Gespräche gewesen ist. Es 
ist nirgendwo behauptet worden, dass das geeint ist, 
sondern im Gegenteil steht klipp und klar drin: Die 
Kommunen haben dem immer widersprochen.

Richtig ist aber auch, dass die gesamten Verhand-
lungen immer auf den Kosten pro Platz basiert 
haben, damals 4.220 Euro. Wir haben mit den 
Kommunen über Gesamtsummen verhandelt. Die 
196 Millionen Euro entsprechen einer Rechenlogik: 
Wie viele Plätze brauchen wir noch, was kostet 
jeder Platz? Das war immer originärer Bestandteil 
aller Verhandlungen. Dadurch kommt man auf die-
se Gesamtsummen.
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Insofern ist die Kleine Anfrage vollkommen kor-
rekt beantwortet. Das Schreiben der kommunalen 
Landesverbände nehme ich zur Kenntnis, dass sie 
das noch einmal präzise dargestellt haben. Es ist 
aber kein Widerspruch zur Antwort auf die Kleine 
Anfrage zu erkennen. – Mit der Antwort auf die 
Frage des Kollegen Vogt bin ich fertig.

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Der Kollege Vogt ist mit der Antwort offensichtlich 
nicht ganz zufrieden und möchte gern eine Nach-
frage stellen. – Ich darf in dem Zusammenhang 
noch einmal daran erinnern, dass die Antwort zwar 
nicht auf die Redezeit angerechnet wird, dass wir 
uns nach unserer Geschäftsordnung aber ungefähr 
mit einer Minute für Antwort und Frage begnügen 
wollen.

Tobias Koch [CDU]: 
Also, Herr Vogt, eine Minute.

Christopher Vogt [FDP]: Lieber Herr Kol-
lege Koch, auch ich habe Interesse, an 
Nachfolgeterminen teilzunehmen. Ich möch-
te trotzdem nach Ihrer Aussage, dass die 
kommunalen Landesverbände offenbar nicht 
in der Lage sind, eine Antwort der Landesre-
gierung auf eine Kleine Anfrage richtig zu 
lesen, aus dem Schreiben zitieren. Denn Sie 
behaupten, es stehe nirgendwo drin, dass es 
eine Verständigung gab. Zu Frage 4 heißt es:
„Im November 2021 wurde in dem Entwurf 
einer Vereinbarung … eine Verständigung 
darüber erzielt, dass für die Schaffung eines 
zusätzlichen Platzes … ein Investitionskos-
tenbetrag in Höhe von 4.000 Euro anzusetzen 
ist.“
Wenn Sie jetzt behaupten, die kommunalen 
Landesverbände seien zu blöd, einen Text 
zu verstehen – das steht dort drin. Ihre Be-
hauptung, das würde nirgendwo behauptet 
werden, ist damit falsch, denn es steht darin, 
Herr Kollege.
Ich frage mich, wer nicht in der Lage ist, 
Texte richtig zu verstehen. – Ich lasse Ihnen 
Zeit zum Lesen. Aber denken Sie dran, dass 
Sie nur eine Minute Zeit für die Antwort ha-
ben.
(Heiterkeit und Unruhe)

– Mein Zitat bezog sich auf Frage 1, und das 
war der Abschluss der Verhandlungen. Die Landes-
regierung räumt ein, dass beim Abschluss der Ver-

handlungen im Oktober 2023 die Kommunen wei-
terhin nicht zugestimmt haben, dass es eine Decke-
lung gibt. Das war die entscheidende abschließende 
Verhandlungsrunde. Dass es 2021 schon Beträge 
gab, die damals besprochen und eingebracht wor-
den sind, ist auch richtig.
Ich möchte jetzt wieder auf den Kollegen Haber-
saat zurückkommen, denn die Frage, welches Bun-
desland für den schulischen Ganztag mehr macht, 
wurde von Ihnen mit dem Hinweis auf Hamburg 
beantwortet.

(Martin Habersaat [SPD]: Die haben das 
Recht auf Ganztag schon!)

– Hamburg ist Bundesland, Kommune und Schul-
träger in einem. Deswegen ist das kein fairer Ver-
gleich. Man muss schon Äpfel mit Äpfeln verglei-
chen. Wenn wir schauen, welche Flächenbundes-
länder mehr tun, gibt es wirklich kein einziges.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])
Wenn Sie die Stadtstaaten mit einrechnen, mag das 
in Hamburg der Fall sein, aber die sind ja auch 
selbst Schulträger und müssen mehr machen, weil 
sie im Zweifelsfall auch den Schulträgeranteil über-
nehmen.
Entscheidend ist: Wir helfen unseren kommunalen 
Schulträgern beim schulischen Ganztag mit einer 
großzügigen Regelung.

(Martin Habersaat [SPD]: Das ist eins zu eins 
die Bundesregelung! – Widerspruch CDU)

– Nein, dann müssten das ja alle Bundesländer ma-
chen, aber das machen nicht alle; manche leiten nur 
die Bundesmittel weiter und legen nichts Eigenes 
drauf.

(Martin Habersaat [SPD]: Wie Sie es beim 
DigitalPakt gemacht haben!)

Die Aussage war richtig: Wir sind besonders groß-
zügig in Schleswig-Holstein. Unsere Schulträger 
können sich freuen. – Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Weitere Meldungen liegen nicht vor.

(Widerspruch)
Ich habe keinen Antrag auf Ausschussüberweisung 
gehört und lasse deshalb in der Sache abstimmen. – 
Entschuldigung, Herr Vogt, ich habe Ihre Wortmel-
dung nicht gesehen. – Der Abgeordnete Vogt hat 
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das Wort zu einem Kurzbeitrag. Ich bitte um Nach-
sicht. Es war ein langer Tag. Wir versuchen, das 
heute noch ordentlich über die Bühne zu kriegen.

Christopher Vogt [FDP]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Lieber Kollege Koch, es tut mir leid, aber 
Sie haben mit Schuld, dass ich mich noch einmal 
zu Wort melden muss. Ich frage die Ministerin: Ist 
es zutreffend, dass Sie die Beantwortung der Klei-
nen Anfrage korrigieren werden? Haben Sie das 
zugesagt, ja oder nein? Das möchte ich jetzt gern 
wissen.
Denn ich habe den Hinweis erhalten, dass die Be-
antwortung der Kleinen Anfrage korrigiert wird. 
Wenn der Kollege Koch das hier so vehement ver-
teidigt, dann möchte ich, dass das hier im Parla-
ment transparent gemacht wird.
Herr Ministerpräsident, ich finde – darüber haben 
wir schon gesprochen – die Form und Art der Be-
antwortung von Kleinen Anfragen in den letzten 
Wochen und Monaten insgesamt problematisch.

(Beifall FDP, SPD und SSW)
Frau Ministerin, ich möchte jetzt gern wissen: Wird 
das korrigiert, ja oder nein? Ich möchte nicht, dass 
die Landesregierung den kommunalen Landesver-
bänden schon zugesagt hat, dass das korrigiert wird, 
und hier vonseiten der Union behauptet wird, es 
sei alles korrekt – bitte gehen Sie weiter, es ist 
nichts passiert –, und in Wahrheit schon miteinan-
der besprochen wird, dass das korrigiert wird. Frau 
Ministerin, dazu sollten Sie sich jetzt noch einmal 
zu Wort melden, damit das hier im Parlament trans-
parent wird. – Vielen Dank und bis gleich.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die Landesregierung erteile ich noch einmal 
Frau Ministerin Prien das Wort.

Karin Prien, Ministerin für Allgemeine und Beruf-
liche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Beantwortung der Kleinen Anfrage war richtig; es 
gibt keinen Korrekturbedarf.
Ich habe mit Herrn Bülow über dieses Thema ge-
sprochen. Ihm war wichtig, eine Klarstellung zu 
erhalten, dass es mit Blick auf eine Deckelung 
des Platzkostensatzes keine abschließende Verstän-
digung gegeben hat. Das ist richtig. Das ändert aber 

nichts daran, dass die Beantwortung der Kleinen 
Anfrage auch richtig war.
Wir haben angeboten, eine Klarstellung in diesem 
Sinne noch einmal zusätzlich aufzunehmen, aber 
die kommunalen Landesverbände haben dieses An-
gebot nicht angenommen und haben offensichtlich 
keinen Wert darauf gelegt, dass eine solche Klar-
stellung erfolgt, weil sie ihnen nicht weit genug 
ging. Insofern werden wir die Antwort auf die Klei-
ne Anfrage nicht ändern.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Jetzt gucke ich noch einmal aufmerksam, ob ich 
weitere Wortmeldungen übersehe. – Das ist nicht 
der Fall. Dann schließe ich jetzt die Beratung und 
versuche, noch einmal zur Abstimmung zu kom-
men.
Ausschussüberweisung ist nicht beantragt, ich lasse 
in der Sache abstimmen, zunächst über den Antrag 
der Fraktion der SPD, Drucksache 20/1677. Wer 
diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von 
SPD, SSW und FDP. Wer ist dagegen? – Das sind 
die Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. Damit ist der Antrag abgelehnt.
Dann lasse ich über den Alternativantrag der Frak-
tionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, Drucksache 20/1746, abstimmen. Wer die-
sem Antrag zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer ist dage-
gen? – Das sind die Fraktionen von SPD, FDP und 
SSW. Damit ist der Antrag angenommen.
Wir sind für heute am Ende der Tagesordnung an-
gekommen. Ich unterbreche die Tagung bis morgen 
früh um 10 Uhr, schließe die heutige Sitzung und 
wünsche allen einen schönen Abend.
Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 18:30 Uhr
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